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ABKÜRZUNGEN

D Durchschnitt (bei nicht addierfähigen Größen) 

Vj Vierteljahr

Hj Halbjahr

a. n. g. anderweitig nicht genannt

o. a. S. ohne ausgeprägten Schwerpunkt

Mill. Million

Mrd. Milliarde

ZEICHENERKLÄRUNG

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

. Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten

. . . Angabe fällt später an

X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll

I oder — grundsätzliche Änderung innerhalb einer Reihe, die den zeitlichen Vergleich beeinträchtigt

/ keine Angaben, da Zahlenwert nicht sicher genug

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.
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EDITORIAL
Dieter Sarreither

Vizepräsident des Statistischen Bundesamtes

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,

vielen Dank, dass Sie „Wirtschaft und Statistik“ lesen – und sicher merken, dass 
unsere Zeitschrift anders aussieht als bisher! Die Neuerungen sind das Ergebnis einer 
Leserumfrage, denn WISTA soll auch in Zukunft für Sie interessant sein. 

Aus dem seit 1949 erscheinenden Monatsheft ist jetzt ein Zweimonatsheft geworden, 
mit neuer inhaltlicher Ausrichtung. Analysen und methodisch orientierte Aufsätze wer-
den ins Zentrum gerückt, die thematische Breite bleibt erhalten. Ein Literaturverzeich-
nis und eine Kurzvorstellung der Autoren ergänzen die Beiträge. Auch visuell bietet 
das Heft Neues. Ausgewählte  statistische Kennzahlen haben wir auf einer Doppelseite 
grafisch aufbereitet. 

Der Tabellenanhang ist nicht verloren, sondern als „Statistische Wochenberichte“ lau-
fend aktualisiert unter den Publikationen auf www.destatis.de abrufbar. Dort finden 
Sie wie bisher auch die elektronische Fassung der Hefte.

Wo nun anfangen? Mein Tipp ist der Artikel zur Frage, ob ökologischer Konsum teurer 
ist (ab Seite 41) – aber schauen Sie selbst.
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Kennzahlen
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Kennzahlen
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KURZNACHRICHTEN

IN EIGENER SACHE

Statistische Wochenberichte:  
tagesaktuelle Ergebnisse

Die bisher in WISTA veröffentlichten Tabellen sind unter 
www.destatis.de als Statistische Wochenberichte ab -
rufbar. Sie geben online den gewohnten umfassenden 
Überblick zu Entwicklungen in fast allen Bereichen 
des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens in 
Deutschland. Neue Ergebnisse werden wöchentlich 
jeweils freitags publiziert und stehen Ihnen so tages-
aktuell zur Verfügung.

Die Statistischen Wochenberichte können im PDF- oder 
Excel-Format heruntergeladen werden. 

Statistikberatung zur  
EU-Statistik neu geordnet

Seit dem 1. Januar 2015 steht der EDS Europäischer 
Datenservice nicht mehr als eigenständiger Auskunfts-
dienst für den deutschsprachigen Raum zur Verfügung; 
die Vertragspartnerschaft des EDS mit dem Statistischen 
Amt der Europäischen Union (Eurostat) endete nach 
17 Jahren. 

Der i-Punkt Berlin des Statistischen Bundesamtes bietet 
Ihnen jedoch weiterhin europäische Daten unter www.
destatis.de/europa und steht bei Fragen zu Daten und 
Produkten zur europäischen und internationalen Statis-
tik zur Verfügung.

GENESIS-Online: wichtigste  
Quelle für amtliche Daten

Die Datenbank des Statistischen Bundesamtes  
GENESIS-Online (www-genesis.destatis.de) verfügt mitt-
lerweile über Ergebnisse aus 215 Statistiken und wurde 
2014 so häufig genutzt wie noch nie.

Zuletzt neu hinzugekommen sind Daten über internatio-
nale Indikatoren, auslandskontrollierte sowie kleine und 
mittlere Unternehmen, zur Luftverkehrsteuer, Fleisch-
untersuchung, zum Betreuungsgeld und zu Nebendiag-
nosen von Krankenhauspatienten.

TAGUNGEN

Call for papers: UNECE Workshops 
on Communication of Statistics and 
Statistical Data Collection

Unter dem Vorsitz der United Nations Economic Commis-
sion for Europe (UNECE) finden jährlich internationale 
Treffen statt mit dem Ziel, die Erstellung und Kommu-
nikation statistischer Daten weltweit zu standardisie-
ren. Im Fokus stehen dabei zentrale und aktuelle The-
men nationaler statistischer Ämter und internationaler 
Organisationen. In diesem Jahr wird der “Workshop on 
the Communication of Statistics” gemeinsam mit dem 
“Workshop on Statistical Data Collection” in Washington 
D. C. in den Vereinigten Staaten von Amerika veranstal-
tet. Gastgeber der Konferenzen ist das amerikanische 
Bureau of Labor Statistics.
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Kurznachrichten

> Der “Workshop on the Communication of Statistics” 
findet vom 27. bis 29. April 2015 statt 
(www.unece.org/stats/documents/2015.04. 
dissemination.html)

> Der “Workshop on Statistical Data Collection” dauert 
vom 29. April bis 1. Mai 2015 
(www.unece.org/stats/documents/2015.04.coll.
html)

Am Mittwoch, den 29. April, wird ein überschneidender 
Konferenztag die Zusammenarbeit zwischen Datenerhe-
bung und Datenverbreitung im Statistikprozess thema-
tisieren.

Anmeldungen sind nach Rücksprache auch nach dem 
offiziellen Anmeldetermin am 6. Februar 2015 noch 
ei nige Zeit möglich. 

NEUERSCHEINUNGEN

Digitaler Verkehrsunfallkalender

Wann passieren die meisten Alkoholunfälle? An wel-
chen Tagen gibt es viele Schwerverletzte? Der digitale 
Verkehrsunfallkalender ist das neueste Internetangebot 
in der Rubrik „Statistik anschaulich“ des Statistischen 
Bundesamtes. Er bietet eine Jahresübersicht des Unfall-
geschehens in Deutschland und zeigt auf einen Blick, an 
welchen Tagen mit einer erhöhten Unfallgefahr zu rech-
nen ist. Zu finden ist er auf der Startseite unter www.
destatis.de. 
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 Schlüsselwörter: Bundesstatistik – Datenaustausch – Datensicherheit – 
Informationsfreiheit – Statistikgeheimnis

ZUSAMMENFASSUNG

Der auf einem Vortrag basierende Beitrag entwirft Zukunftsperspektiven für die amt-
liche Statistik anhand verschiedener Thesen. Zu den Themen zählen Methoden- und 
Verfahrenstransparenz, externe Auditierungen, politisch relevante Indikatoren sowie 
die Koordinierung von Bundes- und EU-Statistiken. Auch der Austausch von Mikro-
daten, Datensicherheit und Big Data werden aus Sicht der amtlichen Statistik betrach-
tet. Wie kann man darüber hinaus professionellen Umgang mit Auskunftspflichtigen 
gewährleisten, trotz knapper Personalressourcen? Grundlegend dafür ist eine Ver-
bundstrategie: gemeinsame Prioritäten der Statistikproduzenten. 

 Keywords: Federal Statistics – Data Interchange – Data Security – Transparency

ABSTRACT

This article, which is based on a speech, discusses various theses to outline the pros-
pects for official statistics. The issues covered include transparency of methods and 
procedures, external auditing, politically relevant indicators and the coordination of 
federal and EU statistics. Other themes examined from the viewpoint of official statis-
tics are the interchange of microdata, data security and big data. Beyond that, how can 
professional interaction with respondents be ensured despite scarce staff resources?  
A central requirement for the statistical offices is to have a joint strategy: common pri-
orities of the statistics producers. 
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WIRD SICH BEHAUPTEN
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Dieter Sarreither

Einleitung | 1

Monopole sind eine wunderbare Sache. Wenn man 
Monopolist ist. Für alle anderen sind sie natürlich nicht 
so gut. Jedenfalls nicht, wenn man an die freie Markt-
wirtschaft glaubt, wenn man sich der Preisbildungsthe-
orie nicht ganz verschließt und monopolbedingte Wohl-
fahrtsverluste in Betracht zieht.

Nun behaupte ich, dass wir als Verbund der Statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder der Rolle des 
Monopolisten näher stehen als der eines Produzenten, 
den der Wettbewerb des Polypols drückt. Wobei sich 
schon die Frage stellt: Welches Produkt bieten wir denn 
eigentlich an?

Na, „Bundesstatistik natürlich“, werden die Bundes-
statistiker rufen und die Kollegen in den Statistischen 
Ämtern der Länder werden, vielleicht nach kurzem 
Zögern, beipflichten. Ja, der Gesetzgeber hat dem Sta-
tistischen Bundesamt und den Statistischen Ämtern der 
Länder ein Monopol auf das Produkt „Bundesstatistik“ 
beschert, bei manchen Bundesstatistiken hat er sogar 
das Bundesamt ganz allein zum Anbieter bestimmt.

„Ganz allein?“, möchte ich da fragen, in Anlehnung an 
eine beliebte französische Comicreihe. Nein! Gleich dem 
berühmten gallischen Dorf gibt es in der Bundesstatis-
tik ein paar Ausnahmen in Form von Statistiken, die 
andernorts erstellt werden, außerhalb des Verbunds der 
statistischen Ämter. Sie heißen Straßengüterverkehrs-
statistik | 2, Zahlungsbilanzstatistik | 3 oder Statistik der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten | 4. Es bleiben 
aber Ausnahmen, die, wie es so schön heißt, die Regel 
bestätigen.

In der europäischen Statistik nehmen diese Ausnahmen 
schon einen etwas breiteren Raum ein, darauf werde ich 
gleich zurückkommen.

 1 Die folgenden Ausführungen basieren auf einem Vortrag des Autors, 
der im Rahmen des Wissenschaftlichen Kolloquiums „Die amtliche 
Statistik als Grundlage der Wirtschafts- und Sozialberichterstattung – 
langfristige Entwicklungslinien und Zukunftsperspektiven“ am  
13. November 2013 gehalten wurde. Anlass waren die Verabschie-
dungen von Dr. Peter Lohauß (Leiter der Abteilung Bevölkerung und 
Regionalstatistik) und Dr. Klaus Voy (Leiter der Abteilung Gesamt-
wirtschaft und des Projekts Zensus 2011) aus dem Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg.

 2 Bundesamt für Güterverkehr.

 3 Deutsche Bundesbank.

 4 Bundesagentur für Arbeit.

Für die Datennutzer hat das Beinahe-Angebotsmonopol 
der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 
durchaus Vorteile. Der Wichtigste lautet: „Zahlen aus 
einer Hand.“ Wer einmal am Telefon des Auskunfts-
dienstes gesessen oder die per Kontaktformular minüt-
lich eingehenden Anfragen gesichtet hat, der weiß, dass 
viele Bürgerinnen und Bürger großes Vertrauen in die 
Aussagekraft der amtlichen Statistik setzen. Auch wenn 
wir nicht Jedem gerecht werden können, versuchen die 
statistischen Ämter des Verbundes dennoch, dieses Ver-
trauen nicht zu enttäuschen. Das Statistische Jahrbuch 
ist der alljährliche Versuch, Daten der Bundesstatistik 
mit vielen anderen amtlichen und nicht amtlichen Daten 
so sorgfältig zu kombinieren, dass das Gesamtergebnis 
ebenfalls das Prädikat „amtlich“ genießen darf.

Ein weiterer Vorteil des Beinahe-Angebotsmonopols 
der statistischen Ämter: Die Informationen kosten den 
Bürger relativ wenig. Wir können annehmen, dass sich 
erhebliche Synergien daraus ergeben, dass die Statistik 
in Deutschland stark fachlich konzentriert ist, nämlich in 
speziellen Behörden, eben den Statistikämtern.

Nun darf man darüber nicht die Nachteile vergessen, die 
sich aus der Position des Monopolisten ergeben können. 
Einer sticht mir ins Auge. Wie stehen wir, die statisti-
schen Ämter, etwa zu der Verantwortung, die sich daraus 
ergibt, dass wir – zumindest scheinbar – allumfassend 
für Statistik zuständig sind? Jeder, der in den Ämtern des 
Verbundes tätig ist, kennt die Erfahrung, dass Kritik an 
der Statistik zunächst einmal jeden pauschal trifft, der 
etwas mit Statistik zu tun hat. Das Statistische Bundes-
amt bietet besonders großzügig Angriffsfläche, die den 
Landesämtern mitunter auch als Deckung dienen mag – 
das soll ruhig so sein.

Natürlich stehen die statistischen Ämter hinter ihrem 
Produkt und darüber hinaus auch hinter der Statistik 
als Methode. Wir glauben an die aufklärende Kraft der 
zahlenmäßigen Information und an die Möglichkeiten, 
die diese Information den Regierenden wie den Regier-
ten eröffnet – so, wie Autoverkäufer zuerst an den Sinn 
des Autos überhaupt glauben müssen, ehe sie ihr spe-
zielles Modell anpreisen. Verantwortung für die Qualität 
eines Produkts übernehmen kann aber letztlich nur der-
jenige, der es auch herstellt, der zumindest maßgeblich 
Einfluss hat auf das Zustandekommen des Produktes. 
Das Statistische Bundesamt übernimmt Verantwortung 
für die Qualität von Bundesstatistiken. Das ist kein Pro-
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blem, solange diese Statistiken vollständig im Statisti-
schen Bundesamt zustande kommen. Es sind aber die 
wesentlichen Schritte getan zu einer professionellen 
Qualitätssicherung. Sie wird in absehbarer Zeit dazu 
führen, dass jedes Mitglied im statistischen Verbund 
ohne Vorbehalte die Arbeit der anderen Mitglieder ver-
antworten kann, weil untereinander nicht nur Vertrauen 
herrscht, sondern auch Transparenz.

Solche Transparenz wünscht sich die Europäische Union 
(EU) auch für das Zustandekommen europäischer Statis-
tiken. Nur liegt der Fall hier noch etwas anders als in der 
Bundesstatistik. Neben den sogenannten „Nationalen 
Statistischen Ämtern“ in den 28 Mitgliedstaaten, die 
aus EU-Sicht ähnlich wie Landesämter fungieren, gibt 
es je nach Mitgliedstaat noch einen ganzen Strauß von 
Institutionen, die auch europäische Statistiken produ-
zieren. Das sind die sogenannten „externen Datenpro-
duzenten“. In Deutschland gehört dazu zum Beispiel 
KOSIS, ein Verbund städtestatistischer Ämter (Kommu-
nales Statistisches Informationssystem der Städtesta-
tistik). Es gehören auch dazu der Stifterverband für die 
Deutsche Wissenschaft (in Form der von ihm getragenen 
Wissenschaftsstatistik gGmbH), das Zentrum für Europä-
ische Wirtschaftsforschung in Mannheim und die Deut-
sche Bundesbank – um nur vier zu nennen.

Diese Produzentenvielfalt macht es dem Statistischen 
Bundesamt – als „Nationalem Statistischem Amt“ – 
nicht leicht, eine Art Gesamtverantwortung für alle 
Datenlieferungen aus Deutschland zur europäischen 
Statistik zu übernehmen. Unter den externen Datenpro-
duzenten muss sich ein „Verbund-Bewusstsein“ noch 
entfalten.

Transparenz, gerade mit Blick auf die Qualität der Sta-
tistiken, ist aber essenziell, wenn amtliche Statistik – in 
all ihrer Vielfalt, sei es nun Landes-, Bundes- oder euro-
päische Statistik – die Grundlage der Wirtschafts- und 
Sozialberichterstattung bleiben soll. Das ist auch meine 
erste Antwort auf die Frage dieses Kolloquiums: Wie 
sieht die Zukunftsperspektive der amtlichen Statistik 
aus? Dazu habe ich folgende zehn Thesen:

1

Methoden- und Verfahrenstransparenz 
wird zum großen Thema

Grob gesprochen, machen die statistischen Ämter drei 
Dinge: Sie sammeln Einzeldaten, verarbeiten sie nach 
bestimmten Methoden und Verfahren und veröffent-
lichen die Ergebnisse. Was die Einzeldaten angeht, 
waren die Ämter seit jeher zur Geheimhaltung verpflich-
tet, und was die Ergebnistabellen angeht, zur Publizi-
tät. Die Methoden und Verfahren blieben weitgehend 
Betriebsgeheimnis, auch wenn das Postulat der Objekti-
vität einschließt, dass die Ämter ihre Ergebnisse metho-
disch nachvollziehbar präsentieren. Hier bahnt sich ein 
Umbruch an, seit sieben Jahren fast unbemerkt, der aber 
zur Lawine werden könnte. Das Anfang 2006 in Kraft 
getretene Informationsfreiheitsgesetz (IFG) gibt Bürgerin-
nen und Bürgern einen wirksamen Anspruch auf Offen-
legung amtlicher Informationen. Für das Statistische 
Bundesamt bedeutet das, dass auch bisher nicht zur 
Veröffentlichung bestimmte Informationen – etwa über 
Verfahren und Methoden – offen gelegt werden müssen. 
Damit wächst auch der Druck, die eigenen Methoden 
zu rechtfertigen. In den meisten Bundesländern gibt es 
ähnliche Gesetze und für die noch ausstehenden Län-
der | 5 sind sie zumindest langfristig zu erwarten.

2

Externe Auditierung wird üblich werden

Nachdem die statistischen Ämter seit gut zehn Jahren an 
der Standardisierung ihrer Produktionsabläufe arbeiten, 
rückt als „zweite Säule“ die Qualität ins Blickfeld. Für die 
nächsten fünf bis zehn Jahre sehe ich die Verankerung 
eines integrierten Qualitätsmanagements in der Daten-
produktion als Schwerpunktaufgabe. Die statistischen 
Ämter haben da auch keine Wahl, weil sie künftig über 
die Methoden und Verfahren viel genauer Rechenschaft 
werden ablegen müssen als bisher. Eine vom Statisti-
schen Amt der Europäischen Union (Eurostat) initiierte 
externe Prüfung unter dem Namen „Peer Review“ soll 
in den Jahren 2014 und 2015 stattfinden. Während ein 

 5 Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Sachsen.
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Buchhalter schon immer damit rechnen musste, dass 
der Wirtschaftsprüfer kommt, sind externe Prüfer in den 
statistischen Ämtern ein Novum.

3

 Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität

Thematisch werden die statistischen Ämter künftig 
hierzu ein umfassendes (statistisches) Gesamtbild 
bereitstellen. Das heißt, die entsprechenden Daten wer-
den (wie bisher auch) erhoben, wobei Register- oder Ver-
waltungsdaten noch etwas wichtiger werden könnten als 
bisher. Die statistischen Ämter werden sich allerdings 
noch intensiver als bisher mit der „Weiterveredelung“ 
dieser Daten zu Indikatoren befassen. Damit werden wir 
uns als Statistiker auch weiterentwickeln: vom reinen 
„Rohdatenlieferanten“ früherer Art hin zu einem stärker 
als Analyst auftretenden Informationsdienstleister, der 
tiefergehender als bisher Interpretationshilfen anbietet. 
Kurzum: die Kernbotschaften hinter den Zahlen – die 
Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge – werden stärker 
in den Vordergrund rücken. Dies umso mehr, wenn die 
Politik ihre quantitativen Ziele mit einem regelmäßi-
gen Monitoring unterlegt. „Nun sind Indikatoren für die 
amtliche Statistik an und für sich nichts Neues. | 6 Doch 
sind ihre zunehmende Verwendung sowie vor allem ihre 
vielfältige Kombination und nicht zuletzt die Bedeutung, 
welche die nationale und europäische Politik ihnen bei-
misst, verbunden mit den Möglichkeiten der elektroni-
schen Datenverarbeitung zur Kombination und Aggrega-
tion solcher Indikatoren, echte Herausforderungen für 
die Statistik.“ (Hahlen, 2009) Diese letzten beiden Sätze 
schrieb schon vor sechs Jahren Johann Hahlen, der bis 
Ende 2006 Präsident des Statistischen Bundesamtes 
war.

 6 Siehe die Aufgabe des Statistischen Bundesamtes in der Nachhaltig-
keitsberichterstattung (www.destatis.de/nachhaltigkeitsindikatoren).

4

Neue Erhebungsdesigns, komplexe 
Methoden und Darstellungen

Nach dem Motto „wo befindet sich Deutschland, wo 
befindet sich Europa derzeit in Sachen Wachstum, 
Beschäftigung, Wohlstand, Lebensqualität?“ geht es 
darum, die Wirkung von politischen Maßnahmen besser 
überprüfbar zu machen. Dazu müssen die Messgrößen 
praktikabel, valide und gesellschaftlich akzeptiert sein. 
Darüber hinaus schaffen staatliche Maßnahmen unter 
dem Stichwort „Open Government Data“ neue Ausgabe-
kanäle für statistische Daten – in Deutschland etwa 
das vom Bundesinnenministerium entwickelte Inter-
netportal „govdata.de“, aber auch die im Rahmen der 
Geodateninitiative GDI.de entstandenen Standards zur 
Suche und Darstellung von Geodaten (Geodatenviewer 
im Internet).

Organisatorisch hat dies zur Folge, dass die statistischen 
Themen (das „Programm“) stärker als bisher zusam-
mengeführt werden, es entstehen fachlich integrierte 
Querschnittsthemen. Dazu muss der Blick immer wieder 
das statistische Programm als Ganzes erfassen. Dabei 
zeigt sich, dass es Baustellen an ganz unterschied-
lichen Stellen dieses Programms gibt. Hier muss die 
Unternehmensstatistik dem Trend zur Globalisierung, 
zu transnational agierenden Einheiten, gerecht werden. 
Gleichzeitig versuchen wir, bei den Statistiken, welche 
die privaten Haushalte betreffen, die unterschiedlichen 
Ansätze von EU und Bundesstatistik konzeptionell zu 
vereinen. Die weitgehende Konvergenz von Bundes- und 
EU-Statistik in der Wirtschaftsstatistik – sei es nun Agrar-
sektor, Industrie oder Dienstleistungen – ist nämlich in 
der Bevölkerungs- und vor allem in der Sozialstatistik 
noch nicht erreicht.

5

Die statistischen Ämter und die  
Data-Warehouse-Philosophie

Schon vor über 20 Jahren klagte der – nicht nur innerhalb 
der amtlichen Statistik hochgeschätzte – Frankfurter 
Statistikprofessor Heinz Grohmann: „Das Bundesstatis-
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tikgesetz von 1987 beschränkt (…) in kaum verständli-
cher Weise den Datenaustausch zwischen den verschie-
denen Ebenen der amtlichen Statistik, obwohl die Daten 
dabei in jedem Falle in einem ‚abgeschotteten‘ Bereich 
verbleiben würden. Die Folgen sind Unbeweglichkeit, 
geringe Anpassungsfähigkeit an wechselnde Bedürf-
nisse, erhöhter Aufwand und ungenügende Nutzung der 
aufwendig erhobenen Daten.“ (Grohmann, 1992, Seite 
21) Seither hat sich die Handhabung von Massendaten 
so weit verbessert, dass es noch weniger einsichtig ist, 
warum diese nicht stärker geteilt werden sollten. In der 
Tat ist die gemeinsame Nutzung von Daten seit Anfang 
der 1990er-Jahre auch weit vorangekommen und Euro-
stat ist ein mächtiger Verfechter des Gedankens, dass 
der Datenrohstoff als gemeinsames Gut behandelt 
werden soll. In der europäischen Statistik läuft dazu 
das Projekt „FRIBS“, es steht für die geplante Rahmen-
verordnung für eine integrierte Unternehmensstatistik, 
deren Entwurf Eurostat im Jahr 2015 vorlegen will. Eine 
Säule dieses Vorhabens ist der verstärkte Austausch von 
Mikrodaten. Das setzt natürlich voraus, dass dieser Roh-
stoff und die, die ihn liefern, entsprechend behandelt 
werden müssen. 

6

Datensicherheit in der 
amtlichen Statistik

Für alle Institutionen, die mit sensiblen Daten arbei-
ten, hat sich das politische Klima seit Beginn der NSA-
Spähaffäre sehr verschlechtert. Das anscheinend 
berechtigte Misstrauen der Bürger gegenüber den jewei-
ligen Geheimdiensten kann sich leicht auf andere staat-
liche Stellen übertragen, auch auf statistische Ämter. 
Deshalb ist es sehr wichtig, auf die Zweifel der Bürger 
an der Sicherheit ihrer Daten eine überzeugende Ant-
wort geben zu können. Wir haben uns im Statistischen 
Bundesamt damit befasst und eine solche Antwort 
er arbeitet.

Datensicherheit und Datenschutz betreffen aus Sicht 
der Bürger zuerst den Weg der Daten von Auskunftge-
benden zum statistischen Amt. Auf diesem Weg fließen 
die Daten schon jetzt überwiegend durch elektronische 
Kanäle. Die Verpflichtung von Unternehmen zur Online-
Meldung, die zum 1. August 2013 in Kraft trat, verstärkt 

diesen Trend. Wer von Auskunftgebenden verlangt, dass 
sie das Internet zur Datenübermittlung nutzen, muss die 
Sicherheit dieses Übermittlungsweges gewährleisten. 
Zwar können wir als statistische Ämter nicht garantieren, 
dass die Daten nur über Server in Deutschland fließen. 
Wir bieten jedoch eine Verschlüsselungstechnik, die als 
sicher anerkannt ist.

Der zweite Bereich ist die sichere Aufbewahrung der 
Daten innerhalb der statistischen Ämter. Hier treffen 
wir alle erforderlichen organisatorischen, personellen 
und technischen Maßnahmen nach den Standards des 
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI). Das BSI prüft auch, ob wir diese Standards ein-
halten.

Ein dritter Bereich, der Ziel der Spionage sein könnte: 
unsere Veröffentlichungen wichtiger Konjunkturdaten, 
die hohe Marktrelevanz besitzen. Auch diesen, erst auf 
den zweiten Blick sensiblen Bereich schützen wir sowohl 
organisatorisch wie auch technisch. 

Alle drei Bereiche verdienen auch in den Statistischen 
Ämtern der Länder höchste Aufmerksamkeit. Daten-
sicherheit ist zuerst ein Anspruch, den die Statistik-
ämter an sich selbst erheben müssen. Die Abstimmung 
eines gemeinsamen Sicherheitskonzeptes zum Zensus 
war ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Wenn 
wir Maßnahmen ergreifen, sollten diese behördenüber-
greifend, vollständig und gleichwertig sein. Sichere 
Anwendungen, ein klares Rollen- und Berechtigungs-
management mögen im Einzelfall Mehraufwand und 
Komfortein bußen bedeuten. Ob sie von den Beschäftig-
ten trotzdem akzeptiert und angewandt werden, hängt 
von deren Sicherheitsbewusstsein ab und, wie erwähnt, 
vom Anspruch, den die Beschäftigten der amtlichen 
Statistik als Wahrer des Statistikgeheimnisses an sich 
selbst stellen. Das Statistikgeheimnis ist auch der Aus-
gangspunkt meiner siebten These:

7

Big Data – doch kein Hype in der  
amtlichen Statistik?

Zuerst war das Wort in IT-Fachzeitschriften zu lesen, 
dann schaltete IBM Anzeigen in der Massenpresse, 
vor drei Jahren erklärte es der IT-Branchenverband Bit-
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kom zum Trend und inzwischen hat es „Big Data“ auf 
die Tagesordnung internationaler Statistikkongresse 
geschafft. Die Jahrestagung der Leiter der Statistikämter 
der EU-Mitgliedstaaten im September 2013 in Den Haag 
beschäftigte sich sogar schwerpunktmäßig mit diesem 
Thema. Worum geht es? Die deutschsprachige Wikipe-
dia nennt Folgendes: „Big Data bezeichnet den Einsatz 
großer Datenmengen aus vielfältigen Quellen mit einer 
hohen Verarbeitungsgeschwindigkeit zur Erzeugung 
wirtschaftlichen Nutzens. (…) Staatliche Stellen erhoffen 
sich bessere Ergebnisse in der Kriminalistik und Terro-
rismusbekämpfung.“ Die englische Wikipedia definiert 
deutlich anders, ich versuche eine Übersetzung: „Big 
Data bezeichnet eine Sammlung von Datensätzen, die 
so groß und komplex ist, dass sie mit herkömmlichen 
Datenverarbeitungs-Anwendungen oder gängigen Daten- 
bankverwaltungs-Werkzeugen nur schwer zu verarbei-
ten ist.“

Es geht dabei um Datensätze im Exabyte-Bereich. Sol-
che Datenmengen sammelt man nicht per Mikrozensus-
Fragebogen. Es gibt sie vor allem deshalb, weil heute 
immer mehr Vorgänge computergestützt ablaufen und 
dabei große Mengen sogenannter Prozessdaten anfal-
len. Die schon erwähnten Anzeigen von IBM boten eine 
gute Erklärung, worum es bei „Big Data“ geht: Weil es 
immer leichter technisch möglich ist, diese Datenmen-
gen auf Korrelationen zu untersuchen, wird es auch 
getan – in der Hoffnung, aus diesen Datenmengen Infor-
mationen herauszufiltern, die vorher untergingen, oder 
prädiktive Modellrechnungen durchzuführen. Kurz: Big 
Data als Methode der Datenverarbeitung soll helfen, 
hinter lauter Bäumen wieder den Wald zu erkennen – 
und der Wald, das sind vor allem Kundenstrukturen und 
Kundenwünsche.

Soweit noch keine Rede von amtlicher Statistik. Doch die 
hat sich in der erwähnten Tagung in Den Haag eindeutig 
positioniert: Die statistischen Ämter in Europa, so heißt 
es in einem Memorandum, sollten eine Strategie zum 
Umgang mit „Big Data“ entwickeln. Eine Arbeitsgruppe 
dazu ist eingesetzt.

Mir scheint aber eine Unterscheidung ganz wichtig: Die 
Variante von „Big Data“, auf die sich Marketingleute 
und universitäre Grundlagenforscher gemeinsam stüt-
zen, beruht darauf, eine riesige Datenmenge mithilfe 
gewisser Algorithmen auf Verdacht zu untersuchen – in 
der Hoffnung, Korrelationen zu finden, die sich sinnvoll 

interpretieren lassen. Es existiert also nicht unbedingt 
eine Vorab-Hypothese, die mit der Analyse bestätigt 
oder falsifiziert werden soll.

Die amtliche Statistik, zumindest in Deutschland, 
arbeitet genau andersherum: Hier existiert eine Unter-
suchungshypothese, zu der anschließend die passen-
den Daten besorgt – also erhoben – werden müssen. 
Solange wir nicht wissen, was wir in den Daten suchen 
sollen, bekommen wir sie erst gar nicht. Alles andere 
nennt sich Vorratsdatenspeicherung und ist laut Volks-
zählungsurteil verfassungswidrig. Wie kann sich die 
amtliche Statistik also auf „Big Data“ einlassen? Indem 
wir zur Kenntnis nehmen, dass innerhalb der amtlichen 
Statistik unter „Big Data“ im Wesentlichen die großen 
und schnell wachsenden Datenbestände verstanden 
werden, darunter oft die sogenannten „Prozessdaten“. 
Diese können, wenn sie im Zusammenhang mit der 
staatlichen Verwaltung entstehen, „Verwaltungsdaten“ 
im herkömmlichen Sinne sein. Die von der Toll Collect 
GmbH gesammelten Mautdaten wären ein Beispiel. Es 
können aber auch Prozessdaten innerhalb der Wirtschaft 
entstehen, das wären dann gewissermaßen „kommerzi-
elle Verwaltungsdaten“. Beispiele: Protokolldateien der 
Telekommunikationsanbieter, der Logdateien von Web-
seiten, von RFID-Sensoren | 7 und so weiter. Wenn also 
Big Data ein Trend in der amtlichen Statistik ist, dann in 
einem etwas anderen Sinne als in der Wirtschaft, die in 
der Datenauswertung das macht, was technisch möglich 
ist. Die statistischen Ämter werden darüber hinaus auch 
künftig fragen müssen, ob das, was technisch möglich 
ist, rechtlich zulässig ist. Von dieser Zulässigkeit abge-
sehen, gibt es auch fachlich gute Gründe, zu bezweifeln, 
dass viele heute verfügbare „Big Data“-Quellen statis-
tisch geeignet sind. | 8

 7 RFID (radio-frequency identification – Identifizierung mithilfe elek-
tromagnetischer Wellen): Sender-Empfänger-Systeme zum automati-
schen Identifizieren und Lokalisieren von Objekten (Produkten oder 
Lebewesen).

 8 So ein Tenor der 10. Wissenschaftlichen Tagung der Arbeitsgemein-
schaft sozialwissenschaftlicher Institute (ASI) und des Arbeitskreises 
Deutscher Markt- und Sozialforschungsinstitute (ADM) mit dem 
Thema „Soziale Medien – Gegenstand und Instrument der For-
schung“ im Statistischen Bundesamt am 27. und 28. Juni 2013.
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8

Professioneller Umgang  
mit den Auskunftspflichtigen

Die amtliche Statistik hat keine Bestandsgarantie. So, 
wie einige Bundesländer seit der Jahrtausendwende ihre 
statistischen Institutionen deutlich verändert haben, | 9 
kann auch auf Bundesebene niemand garantieren, dass 
es in 20 Jahren ein Statistisches Bundesamt in heutiger 
Form geben wird. Wenn es die Statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder dann noch geben sollte, kann es 
nur an deren speziellen Qualitäten liegen. Als da sind: 
Verpflichtung zur Objektivität, zur Neutralität, vor allem 
aber zur Gesetzmäßigkeit. Indem die Ämter in den ver-
gangenen Jahren ihre Dienstleistungsfunktion betont 
haben, mag ihre Rolle als „Eingriffsverwaltung“ etwas in 
den Hintergrund getreten sein. Es ist aber klar, dass ein 
so mächtiges Instrument wie die Auskunftspflicht, das 
uns der Gesetzgeber an die Hand gegeben hat, durch 
entsprechenden Schutz der Befragten abgefedert wer-
den muss, wenn unsere Arbeit verfassungsgemäß blei-
ben soll. Ein sorgfältig praktiziertes, verlässliches Ver-
waltungshandeln ist deshalb Ausdruck des Respekts vor 
dem Bürger, der uns als Auskunftspflichtiger gegenüber-
tritt. Ein solches korrektes Verwaltungshandeln muss 
integraler Teil der Qualitätsarbeit in der Statistikpro-
duktion sein. Verlässliches Handeln zeigt sich auch im 
Wahren von Form und Fristen, in umgehender Reaktion 
auf Äußerungen der Auskunftgebenden. Sie sollen wis-
sen und spüren, dass die statistischen Ämter eben keine 
kommerziellen Datensammler mit Betriebsgeheimnis-
sen sind, sondern nachvollziehbar an Gesetz und Recht 
gebundener Teil der Exekutive. Wir sind nicht Google.

9

Umgang mit knappen  
Personalressourcen

Wie sollen die statistischen Ämter mit den chronisch 
knappen Ressourcen umgehen, vor allem mit den Per-

 9 Fusion Hamburg und Schleswig-Holstein 2004, Berlin und Branden-
burg 2007, zum Teil Umwandlung in Landesbetriebe (Nordrhein-
Westfalen, Saarland), aber auch gegenläufige Entwicklungen (Statis-
tik wieder als obere Landesbehörde in Niedersachsen).

sonalressourcen? Die Fakten sprechen für sich, ich 
gebe ein Beispiel für das Statistische Bundesamt: Laut 
Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2014, der 
am 26. Juni 2013 vom Kabinett verabschiedet wurde, 
wurden die Sondertatbestände aller Behörden des Ge -
schäftsbereichs für den Haushalt 2014 abgelehnt. Für 
das Statistische Bundesamt gab es allerdings zwei Aus-
nahmen: Für die Statistiken zur Grundsicherung und 
zum neuen Betreuungsgeld ist im Regierungsentwurf 
Personal wie geplant enthalten. Aber nur, weil dies 
bereits im Voraus zwischen den beteiligten Ministerien 
(Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
Bundesministerium des Innern und Bundesministerium 
der Finanzen) so ausgehandelt war. 

Das alltägliche Geschäft müssen die statistischen Ämter 
mit tendenziell sinkenden (realen) Mitteln bewältigen. 
Die Erwartungen sind da inzwischen nicht anders als in 
der Industrie, wo die Aktionäre Produktivitätszuwächse 
als selbstverständlich erachten. Das Motivieren, Fort-
bilden und der flexible Einsatz unserer Beschäftigten 
werden in den nächsten Jahren darüber entscheiden, ob 
die statistischen Ämter ihre Aufgaben noch wie gewohnt 
erledigen können – oder ob Verzögerungen wie zuletzt 
bei der Veröffentlichung der Zensusergebnisse im statis-
tischen Verbund zur Regel werden.

10

Verbundstrategie

Angesichts dieser schwierigen Rahmenbedingungen 
sollten es sich die statistischen Ämter nicht zusätzlich 
schwer machen, indem Entscheidungen in die Länge 
gezogen oder gar nicht getroffen werden. Ich bin froh, 
dass wir in der Abstimmung innerhalb des Verbundes 
seit Einrichtung eines neuen Gremiums unterhalb der 
Amtsleitungsebene deutlich vorangekommen sind. Das 
Gremium mit dem etwas sperrigen Namen „Abteilungs-
leitungsgremium Fachstatistik“, kurz „ALG-FS“, ist eine 
Art „kleine Amtsleiterkonferenz“ und tagt seit Anfang 
2011.

Unter meinem Vorsitz besprechen dort die stellver-
tretenden Amtsleitungen beziehungsweise die Abtei-
lungsleitungen aus den Landesämtern jene Fragen, die 
in Referentenbesprechungen offen geblieben sind und 
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ansonsten bei den Amtsleitungen landen würden. Dar-
über hinaus bereiten wir einige statistikübergreifende 
Themen für die Amtsleiterkonferenz vor. Dazu braucht 
es Fachleute, die in ihren Ämtern etwas zu sagen haben 
und denen viel daran liegt, dass Statistiken zuerst ein-
mal professionell gemacht werden. 

Neben vielen Fortschritten in Einzelfragen, die sich das 
ALG-FS zurechnen darf, hat dieses Gremium auch gehol-
fen, einen Konsens in strategischen Fragen zu erreichen, 
der meines Erachtens bahnbrechend ist. Im November 
2013 hat die Amtsleiterkonferenz rund 30 Maßnahmen 
beschlossen, die eine – ebenfalls im Konsens beschlos-
sene – Reihe von Zielen unterstützen sollen. Diese Maß-
nahmen reichen von der Evaluation des Zensus, die für 
2015 höchste Priorität genießt, bis zur Umsetzung des 
Reformprojekts „Weiterentwicklung des Systems der 
Haushaltsstatistiken“.

Weil aber ein gemeinsames Bekenntnis besser funktio-
niert, wenn ein Minimum an Kontrolle dahinter steht, hat 
das Abteilungsleitungsgremium Fachstatistik die zen-
trale Beobachtung der Maßnahmen übernommen und 
es berichtet der Amtsleiterkonferenz über den Fortschritt 
der Maßnahmen. Das ist meiner Meinung nach ein rich-
tiger Schritt: die Kräfte auf bestimmte Maßnahmen zu 
konzentrieren. Natürlich steht und fällt dieser Ansatz 
damit, dass sich alle Beteiligten auch daran halten. Je 
besser diese Strategie den Verbund durchdringt, desto 
besser wird unter anderem auch unsere Performance als 
deutsches statistisches System innerhalb der europäi-
schen Statistik sein. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Dieser Artikel gibt einen ersten Überblick über die Entwicklungen in der deutschen 
Wirtschaft des gerade abgelaufenen Jahres 2014. Insgesamt war die deutsche Wirt-
schaft trotz des weltwirtschaftlich schwierigen Umfelds und der geopolitischen Krisen 
in einer soliden Verfassung. Bei der Zahl der Erwerbstätigen gab es 2014 einen neuen 
Höchststand. Zur wirtschaftlichen Belebung haben sowohl das Produzierende Ge-
werbe als auch die Dienstleistungsbereiche insgesamt beigetragen. Auf der Verwen-
dungsseite war der Konsum wichtigster Wachstumsmotor der deutschen Wirtschaft. 
Die Staatshaushalte waren im Jahr 2014 weiter auf Konsolidierungskurs. 

 Keywords: national economy – domestic product – income –  
general government – households

ABSTRACT

This article provides a first overview of the development of Germany’s economy in 
2014. Overall, the German economy turned out to be in solid shape despite a chal-
lenging global economic environment and various geopolitical crises. Employment 
reached another record high in 2014. Both industry and services as a whole contrib-
uted to the stimulation of the German economy. On the use side, final consumption 
expenditure was the main driving force for German economic growth. The process of 
consolidating government budgets continued in 2014.
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1

Einleitung

In diesem Aufsatz gibt das Statistische Bundesamt einen 
ersten Überblick über vorläufige Ergebnisse der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen des gerade abge-
laufenen Jahres 2014. Die Berechnungen beruhen auf 
den bis Anfang Januar 2015 verfügbaren Informationen, 
die zum Teil noch sehr unvollständig sind. Die Werte für 
den Dezember 2014 wurden komplett geschätzt, auch 
die Daten für den November beruhen nahezu vollständig 
auf Schätzungen. Auch für die davor liegenden Monate 
sind die Berechnungsgrundlagen in vielen Fällen noch 
lückenhaft. Die in diesem Aufsatz enthaltenen Angaben 
wurden bereits am 15. Januar 2015 als Pressemittei-
lung und in einer Pressekonferenz vorgestellt sowie in 
der Fachserie 18 „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnun-
gen“, Reihe 1.1 „Erste Ergebnisse der Inlandsprodukts-
berechnung 2014“, veröffentlicht (www.destatis.de/
publikationen). Dieser frühe Termin erklärt sich unter 
anderem daraus, dass der Jahreswirtschafts bericht der 
Bundesregierung bereits zum Jahresanfang eines jeden 
Jahres dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat 
vorgelegt werden muss. Die aktuellen amt lichen Daten 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen sind als 
Ausgangsgröße für die Jahresprojektion der Bundes-
regierung erforderlich, deren Ergebnisse wiederum die 
Eckdaten für die Steuerschätzungen bilden. Wegen des 
erwähnten hohen Schätzanteils vor allem im vierten 
Quartal 2014 werden zu diesem frühen Zeitpunkt nur 
Jahresergebnisse veröffentlicht. Aus der Differenz zwi-
schen den hier veröffentlichten Jahresdaten und der 
Summe der bislang für die ersten drei Quartale 2014 
veröffentlichten Ergebnisse kann nicht in jedem Fall auf 
den Ansatz für das vierte Quartal geschlossen werden, 
da die Berechnungen einiger Größen für die ersten drei 
Quartale im Zuge der Jahresrechnung ebenfalls überar-
beitet wurden. Es sei an dieser Stelle darauf hingewie-
sen, dass Ergebnisse für die einzelnen Bundesländer 
vom Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnun-
gen der Länder bereitgestellt werden, und zwar in län-
derscharfer Abgrenzung. Mit ersten Angaben für das Jahr 
2014 ist hier voraussichtlich im April 2015 zu rechnen. 
Ausführliche Informationen zu regionalen Ergebnissen 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen finden 
sich im Internet unter www.vgrdl.de. 

Alle in diesem Aufsatz präsentierten Ergebnisse basie-
ren auf den neuen Konzepten des Europäischen Sys-
tems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 
2010), auf das die deutschen Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen im Rahmen der Generalrevision 
2014 im August/September 2014 umgestellt wurden. 
(Räth/Braakmann, 2014)

2

Entstehung des Inlandsprodukts

Nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundes-
amtes kam die deutsche Wirtschaft im Laufe des Jahres 
2014 trotz des schwierigen weltwirtschaftlichen Umfelds 
und der Verunsicherungen aufgrund der geopolitischen 
Krisen zu einem beachtlichen Wirtschaftswachstum. In 
jeweiligen Preisen gerechnet war das Bruttoinlandspro-
dukt im Jahr 2014 mit 2 903 Milliarden Euro um 3,3 % 
höher als im Vorjahr.  Tabelle 1

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt war im Jahres-
durchschnitt 2014 um 1,5 % höher als im Vorjahr, kalen-
derbereinigt lag die Wachstumsrate ebenfalls bei 1,5 %. 
In den vorangegangenen Jahren war das Bruttoinlands-
produkt nur moderat gewachsen, im Jahr 2013 um 0,1 % 
und im Jahr 2012 um 0,4 %. Eine längerfristige Betrach-
tung zeigt, dass das Wirtschaftswachstum im Jahr 2014 
sogar über dem Durchschnittswert der letzten zehn Jahre 

Tabelle 1
Bruttoinlandsprodukt und Bruttonationaleinkommen
in jeweiligen Preisen

Bruttoinlands- 
produkt

Saldo der Primär- 
einkommen aus der 
übrigen Welt | 1

Bruttonational-
einkommen 
(Spalte 1 + 2)

1 2 3

Mrd. EUR

2012 2 749,9  72,3 2 822,2

2013 2 809,5  72,4 2 881,9

2014 2 903,2  71,6 2 974,8

Veränderung gegenüber dem Vorjahr

in % in Mrd. EUR in %

2013 + 2,2 + 0,1 + 2,1

2014 + 3,3 – 0,8 + 3,2

1 Aus der übrigen Welt empfangene Arbeitnehmerentgelte, Vermögenseinkommen und 
Subventionen abzüglich an die übrige Welt geleisteter Arbeitnehmerentgelte, Vermögens-
einkommen und Produktions- und Importabgaben.
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in Höhe von 1,2 % lag. Die konjunkturelle Lage hat sich 
im Jahr 2014 nach einem schwungvollen Jahresauftakt 
und einer folgenden Schwächephase im Sommer dann 
zum Jahresende wieder stabilisiert und wurde vor allem 
von einer starken Binnennachfrage getragen.  Grafik 1

Im europäischen Vergleich liegt Deutschland im Jahr 
2014 mit einem jahresdurchschnittlichen Wirtschafts-
wachstum von 1,5 % mit im Vorderfeld. Der Abstand auf 
den europäischen Durchschnitt hat sich aber verringert. 
Nachdem es in den Jahren 2012 und 2013 in zahlreichen 
Ländern noch teils kräftige Rückgänge gegeben hatte, 
wird 2014 für fast alle europäischen Länder mit einer 
Steigerung der Wirtschaftsleistung im Vergleich zum 

Vorjahr gerechnet. Für die nun 19 Länder der Eurozone 
wird insgesamt ein Anstieg um 0,8 % erwartet, für die 
Europäische Union (EU) insgesamt sogar von 1,3 %. Die-
ses Bild zeigt sich jedenfalls bei den im Herbst 2014 von 
der Europäischen Kommission prognostizierten Werten. 
Bei großen außereuropäischen Ländern geht die Kom-
mission davon aus, dass die Wirtschaft der Vereinigten 
Staaten mit + 2,2 % etwas stärker, die japanische Wirt-
schaft mit + 1,1 % aber etwas schwächer gewachsen 
sein dürfte. Für China wird ein weiterhin starkes, aber 
verlangsamtes Wachstum von + 7,3 % prognostiziert.  
 Grafik 2
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2009 – 5,6  – 5,6  

2010 + 4,1  + 3,9  

2011 + 3,6  + 3,7  

2012 + 0,4  + 0,6  

2013 + 0,1  + 0,2  

2014 + 1,5  + 1,5  

Deutschland

Eurozone

Europäische
Union

China

Japan

Vereinigte
Staaten

0,1

-0,5

0,0

7,6

1,5

2,2

1,5

0,8

1,3

7,3

1,1

2,2

2014 |1 2013

Grafik 2
Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2015 - 01 - 0052

1 Europäische Kommission, Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen, Prognose
Herbst 2014, außer für Deutschland. Für Deutschland erstes vorläufiges Ergebnis.
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Die Wirtschaftsleistung wurde im Jahresdurchschnitt 
2014 von 42,7 Millionen Erwerbstätigen mit Arbeitsort 
in Deutschland erbracht. Das waren 371 000 Personen 
oder 0,9 % mehr als ein Jahr zuvor. Damit fiel der Anstieg 
der Erwerbstätigkeit im Jahr 2014 höher aus als im Jahr 
2013, in dem die Zahl der Erwerbstätigen um 248 000 
Personen oder 0,6 % gewachsen war. Gleichzeitig 
erreichte die Zahl der Erwerbstätigen 2014 im achten 
Jahr in Folge einen neuen Höchststand. Die Nettozuwan-
derung ausländischer Arbeitskräfte und eine insgesamt 
gestiegene Erwerbsneigung dürften diese Entwicklung 
weiterhin begünstigt haben.  Tabelle 2

Weit überdurchschnittliche Zuwächse gab es – wie schon 
in den Vorjahren – auch im Jahr 2014 bei der Zahl der 
voll sozialversicherungspflichtigen Vollzeit- und Teilzeit-
beschäftigten, während marginale Beschäftigungsfor-
men, zu denen die ausschließlich geringfügig entlohnte 
Beschäftigung (Minijobs), kurzfristige Beschäftigungen 
und Arbeitsgelegenheiten (Ein-Euro-Jobs) zählen, wei-
terhin ebenso rückläufig waren wie die Zahl der Beam-
ten (einschließlich Berufssoldaten). Insgesamt wuchs 
die Zahl der Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt 2014 
um 423 000 Personen (+ 1,1 %) auf 38,2 Millionen. Die 
Zahl der Selbstständigen einschließlich mithelfender 
Familienangehöriger sank dagegen im selben Zeitraum 
um 52 000 Personen (– 1,2 %) auf rund 4,4 Millionen.

Nach vorläufigen Schätzungen auf Basis der Arbeits-
kräfteerhebung betrug die Zahl der Erwerbslosen nach 
international vereinbarter Definition im Jahresdurch-
schnitt 2014 in Deutschland gut 2,1 Millionen Personen. 
Dies entspricht einem leichten Rückgang um 77 000 
Personen (– 3,5 %) gegenüber dem Jahresdurchschnitt 

2013. Die Erwerbslosenquote, definiert als der Anteil 
der Erwerbslosen an der Gesamtzahl der Erwerbsper-
sonen, sank von 4,9 % im Jahr 2013 auf 4,7 % im Jahr 
2014. Damit liegt die Erwerbslosigkeit in Deutschland 
weiter deutlich niedriger als in den meisten anderen 
EU-Mitgliedstaaten. Die Zahl der Erwerbslosen wird in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union in harmo-
nisierter Form mit der Arbeitskräfteerhebung erfasst, die 
in Deutschland derzeit in den Mikrozensus integriert ist.

Im Jahresdurchschnitt 2014 betrug die Zahl der bei der 
Bundesagentur für Arbeit registrierten Arbeitslosen nach 
Definition des Sozialgesetzbuches (SGB) rund 2,9 Milli-
onen. Das waren 52 000 weniger registrierte Arbeitslose 
(– 1,8 %) als im Durchschnitt des Vorjahres. Die jahres-
durchschnittliche Arbeitslosenquote bezogen auf alle 
zivilen Erwerbspersonen sank von 6,9 % im Jahr 2013 
auf 6,7 % im Jahr 2014.

Neben den Erwerbstätigen spielt der Kapitalstock bezie-
hungsweise das Anlagevermögen als Produktionsfaktor 
eine wesentliche Rolle. Mit der Generalrevision 2014 zur 
Einführung des Europäischen Systems Volkswirtschaftli-
cher Gesamtrechnungen (ESVG) 2010 hat der Kapitalstock 
durch die Kapitalisierung von Forschung und Entwicklung 
sowie von militärischen Waffensystemen eine erhebliche 
Erweiterung erfahren. Das Anlagevermögen in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen umfasst alle produ-
zierten Vermögensgüter, die länger als ein Jahr wieder-
holt und dauerhaft in der Produktion eingesetzt werden. 
Einbezogen sind Wohnbauten und Nichtwohnbauten; 
Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Ausrüstungen sowie 
militärische Waffensysteme; geistiges Eigentum beste-
hend aus Forschung und Entwicklung sowie den bisher 

Tabelle 2
Erwerbstätige, Erwerbslose und Produktivität | 1

Erwerbstätige im Inland Erwerbslose | 2 Geleistete  
Arbeitsstunden | 3

Bruttoinlandsprodukt preisbereinigt

insgesamt darunter:  
Arbeitnehmer

insgesamt, 
Kettenindex

je Erwerbstätigen je geleistete 
Arbeitsstunde

1 000 Mill. Index (2010 = 100)

2012 42 033 37 489 2 224 57 763 104,0 101,5 102,6

2013 42 281 37 824 2 182 57 608 104,1 101,0 103,0

2014 42 652 38 247 2 105 58 416 105,7 101,6 103,1

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 + 0,6 + 0,9 – 1,9 – 0,3 + 0,1 – 0,5 + 0,4

2014 + 0,9 + 1,1 – 3,5 + 1,4 + 1,5 + 0,6 + 0,1

1 Bruttoinlandsprodukt (preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100) je durchschnittlich Erwerbstätigen. 
2 Ergebnisse der Arbeitskräfteerhebung (Mikrozensus) gemäß Labour-Force-Konzept der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO); Personen in Privathaushalten im Alter von 15 bis 74 Jahren.
3 Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur für Arbeit.

Statistisches Bundesamt | WISTA | 1 | 2015 21



Dr. Norbert Räth, Albert Braakmann

als immaterielle Anlagen bezeichneten Urheberrechten, 
Suchbohrungen sowie Software und Datenbanken; außer-
dem Nutztiere und Nutzpflanzungen. Das Anlagevermö-
gen wird aus den Investitionen der Vergangenheit und 
den geschätzten durch- 
schnittlichen Nutzungs-
dauern der verschiede-
nen Anlagegütergruppen 
ermittelt. Als Indikator 
für die Entwicklung des 
Kapitalstocks dient der 
Kettenindex für das preis-
bereinigte Bruttoanlage- 
 vermögen. Abgeleitet  
aus dem Anlagevermö-
gen werden die volkswirt-
schaftlichen Abschrei-
bungen; sie sind ein Maß 
für die Nutzung bezie-
hungsweise den Wertver-
zehr des Anlagevermö-
gens in einer Periode. 

Am Jahresende 2014 
waren in der deutschen 
Volkswirtschaft Anlage-
güter mit einem Neuwert 
von 16,6 Billionen Euro 
für Produktionszwecke 
vorhanden. Preisberei-
nigt waren es 4,5 % mehr 
Anlagegüter als 2010 und 

1,1 % mehr als 2013. Die Kapitalproduktivität ist im Jahr 
2014 um 0,4 % gestiegen, weil das Bruttoinlandsprodukt 
mit 1,5 % stärker als der Kapitalstock gewachsen ist. In 
den Jahren 2012 und 2013 war die Kapitalproduktivität 
um 0,8 % und 0,9 % gesunken. Wie sich die beiden Pro-
duktionsfaktoren Kapital und Arbeit im Verhältnis zuein-
ander entwickelt haben, zeigt die Kapitalintensität. Dazu 
wird das Bruttoanlagevermögen am Jahresende in Rela-
tion zu den im Jahresdurchschnitt eingesetzten Erwerbs-
tätigen gesetzt. Im Jahr 2014 waren je Erwerbstätigen 
(im Durchschnitt der Volkswirtschaft) Anlagegüter mit 
einem Neuwert, das heißt zu Wiederbeschaffungsprei-
sen, von rund 388 600 Euro vorhanden. Gegenüber dem 
Vorjahr ist der Kapitaleinsatz je Erwerbstätigen im Jahr 
2014 preisbereinigt um 0,2 % gestiegen, im Jahr zuvor 
betrug die Steigerung 0,4 %.  Grafik 3

In den folgenden Abschnitten wird der Beitrag der ein-
zelnen Wirtschaftsbereiche zum Bruttoinlandsprodukt 
beschrieben. Dargestellt wird die Bruttowertschöpfung 
der Wirtschaftsbereiche, die nach den auf internatio-

Bruttoanlagevermögen, Kapitalproduktivität  
und Kapitalintensität

Bruttoanlagevermögen | 1 Kapital- 
produktivität | 2

Kapital- 
intensität | 3

Wiederbeschaf-
fungspreise

preisbereinigt, 
verkettet

Mrd. EUR 2010 = 100

2012 15 745 102,3 101,6 99,9

2013 16 177 103,4 100,7 100,3

2014 16 573 104,5 101,1 100,5

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 + 2,7 + 1,0 – 0,9 + 0,4

2014 + 2,5 + 1,1 + 0,4 + 0,2

1 Bestand am Jahresende.
2 Bruttoinlandsprodukt je Einheit Bruttoanlagevermögen, beide preisbereinigt,  

Kettenindex 2010 = 100.
3 Bruttoanlagevermögen (preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100) je Erwerbstätigen  

(umgerechnet auf Messzahlen 2010 = 100).

Grafik 3
Entwicklung von Bruttoinlandsprodukt und Bruttoanlagevermögen
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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naler Ebene harmonisierten Konzepten der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen zu Herstellungspreisen 
bewertet ist. Die Bruttowertschöpfung und der Produk-
tionswert der Wirtschaftsbereiche werden somit ohne 
die auf die Güter zu zahlenden Steuern (Gütersteuern), 
aber zuzüglich der empfangenen Gütersubventionen 
dargestellt. Gütersteuern und Gütersubventionen sind 
solche finanziellen Transaktionen, die mengen- oder 
wertabhängig von den produzierten oder gehandelten 
Gütern sind (zum Beispiel Umsatzsteuer, Importabga-
ben, Verbrauchsteuern). Beim Übergang von der Brutto-
wertschöpfung (zu Herstellungspreisen) zum Brutto- 
inlandsprodukt (zu Marktpreisen) werden zum Ausgleich 
der unterschiedlichen Bewertungskonzepte zwischen 
Entstehungs- und Verwendungsseite die Nettogüter-
steuern (Saldo von Gütersteuern und Gütersubventio-
nen) global der Bruttowertschöpfung aller Wirtschafts-
bereiche hinzugefügt.

Die Ergebnisse nach zusammengefassten Wirtschafts-
bereichen zeigen, dass zum wirtschaftlichen Wachs-
tum im Jahr 2014 sowohl das Produzierende Gewerbe 
als auch die Dienstleistungsbereiche insgesamt mit 
einer Zunahme der preisbereinigten Bruttowertschöp-
fung um jeweils 1,4 % beigetragen haben. Im Bereich 
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei konnte nach einer 

Abschwächung im Vorjahr ein außergewöhnlich hoher 
Zuwachs erzielt werden (+ 6,0 %). Auch im Baugewerbe 
kam es – unter anderem begünstigt durch die extrem 
milde Witterung in den Wintermonaten – im Jahr 2014 
zu einem kräftigen Anstieg der wirtschaftlichen Leis-
tung um 2,7 %; im Vorjahr hatte es im Baugewerbe noch 
einen Rückgang gegeben. Rückläufige Baugenehmigun-
gen (Rauminhalt – neue Gebäude) als vorauslaufender 
Indikator in der Bauwirtschaft (von Januar bis Novem-
ber 2014 ein Rückgang um 1,7  % und für die zeitnahen 
Monate Juli bis November  2014 um 5,2 %, jeweils im 
Vergleich zum gleichen Vorjahreszeitraum) deuten auf 
eine Abschwächung der Baukonjunktur hin. Das Pro-
duzierende Gewerbe, das auch ohne das Baugewerbe 
gut ein Viertel der gesamtwirtschaftlichen Wertschöp-
fung ausmacht, konnte ebenfalls spürbar um 1,1 % 
zulegen. Das lag vor allem am stark exportorientierten 
Verarbeitenden Gewerbe, wo es trotz einer leichten 
Schwächephase im Sommer im Jahresdurchschnitt 
wieder aufwärts ging (+ 2,0 %). Im Bergbau und in der 
Gewinnung von Steinen und Erden ging die reale Brutto- 
wertschöpfung im Jahr 2014 dagegen preisbereinigt 
zurück (– 2,9 %). Auch in der Energie- und Wasserversor-
gung, einem weiteren Unterbereich des Produzierenden 
Gewerbes, kam es im Jahr 2014 zu einem Rückgang der 
Wirtschaftsleistung (– 4,1 %).  Tabelle 3

Tabelle 3
Bruttoinlandsprodukt und Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftsbereichen

Brutto- 
wert-
schöp-
fung

Land- und 
Forstwirt- 
schaft, 
Fischerei

Produzierendes Gewerbe Dienstleistungsbereiche

zusam-
men

darunter: zusam-
men

Handel, 
Verkehr, 
Gast- 
gewerbe

Informa- 
tion und 
Kommuni- 
kation

Finanz- 
und 
Versiche- 
rungs- 
dienst- 
leister

Grund- 
stücks- 
und 
Woh-
nungs- 
wesen

Unter- 
nehmens- 
dienst- 
leister

Öffent-
liche 
Dienst- 
leister, 
Erzie-
hung, 
Gesund- 
heit

Sonstige 
Dienst- 
leisterVerarbei-

tendes 
Gewerbe

Bau-
gewerbe

in jeweiligen Preisen

Mrd. EUR

2012 2 470,2  21,6  757,9  558,7  112,0 1 690,7  390,0  117,2  102,4  277,5  260,5  441,8  101,4

2013 2 525,6  21,7  775,7  561,3  116,5 1 728,3  393,4  118,0  103,2  281,3  270,3  458,4  103,8

2014 2 611,9  20,2  800,6  581,2  124,3 1 791,1  406,1  122,1  104,3  289,6  284,5  476,6  107,9

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 + 2,2 + 0,4 + 2,3 + 0,5 + 4,0 + 2,2 + 0,9 + 0,6 + 0,7 + 1,4 + 3,8 + 3,8 + 2,4

2014 + 3,4 – 6,9 + 3,2 + 3,5 + 6,7 + 3,6 + 3,2 + 3,5 + 1,1 + 2,9 + 5,2 + 4,0 + 4,0

preisbereinigt

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 + 0,1 – 1,9 + 0,1 + 0,3 – 0,3 + 0,1 + 0,0 + 1,2 – 1,5 + 0,5 + 0,9 – 0,1 – 1,6

2014 + 1,4 + 6,0 + 1,4 + 2,0 + 2,7 + 1,4 + 2,1 + 2,0 – 0,5 + 1,0 + 2,0 + 1,1 + 0,4
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Einen Anstieg der wirtschaftlichen Entwicklung ver-
zeichnete im Jahr 2014 der Bereich Handel, Verkehr, 
Gastgewerbe (+ 2,1 %). Diese Zunahme der realen Wirt-
schaftsleistung resultierte aus einem überdurchschnitt-
lichen Anstieg der preisbereinigten Bruttowertschöp-
fung im Kraftfahrzeughandel (+ 3,1 %) und im Verkehr 
einschließlich Lagerei (+ 3,0 %). Im letztgenannten 
Wirtschaftsbereich wirkte sich dabei auch die stabile 
wirtschaftliche Entwicklung des Verarbeitenden Gewer-
bes aus. Im Gastgewerbe hat sich die seit einigen Jah-
ren zu beobachtende positive Entwicklung fortgesetzt: 
Die Bruttowertschöpfung fiel in diesem Bereich im Jahr 
2014 mit einem preisbereinigten Anstieg um 2,8 % deut-
lich höher aus als im Jahr 2013 (+ 1,1 %). Innerhalb des 
Wirtschaftsbereichs Handel konnte der Einzelhandel 
(+ 1,3 %) – auch aufgrund der gestiegenen Binnennach-
frage – geringfügig stärker zulegen als der Bereich Groß-
handel einschließlich Handelsvermittlung (+ 1,2 %). 

Bei den weiteren Dienstleistungsbereichen hat sich 
die Wirtschaftsleistung im Jahr 2014 unterschiedlich 
entwickelt: Mit am stärksten ist die preisbereinigte 
Bruttowertschöpfung mit 3,9 % im Bereich der IT- und 
Informationsdienstleister gestiegen. Bei dem zusam-
mengefassten Bereich der Unternehmensdienstleister 
fiel die Zunahme der wirtschaftlichen Leistung mit 2,0 % 
höher aus als im Jahr 2013 (+ 0,9 %). In der Zeitarbeits-
branche, in der sich die gesteigerte Nachfrage vor allem 
aus der Industrie besonders auswirkte, stieg die reale 
Bruttowertschöpfung wieder deutlich um + 2,7 % nach 
dem Rückgang von 5,3 % im Jahr 2013. Zu einem erneu-
ten Rückgang der Wirtschaftsleistung kam es im Jahr 
2014 im Wirtschaftsbereich der Finanz- und Versiche-
rungsdienstleister (– 0,5 %). Im Bereich der sonstigen 
Dienstleister, zu denen beispielsweise die verschiede-
nen kulturellen Unterhaltungs- und Freizeiteinrichtun-
gen, das Spiel-, Wett- und Lotteriewesen, die sportlichen 
Einrichtungen und die Interessenvertretungen zählen, 
kam es im Jahr 2014 zu einem Anstieg der preisberei-
nigten Bruttowertschöpfung um 0,4 %. Ebenso konnte 
das Grundstücks- und Wohnungswesen, das auch den 
Teilbereich der Wohnungsvermietung umfasst, die Wirt-
schaftsleistung im Jahr 2014 im Vergleich zum Vorjahr 
steigern (+ 1,0 %). Im zusammengefassten Bereich der 
Öffentlichen Dienstleister, Erziehung, Gesundheit kam 
es im Jahr 2014 wieder zu einer Zunahme der realen 
Bruttowertschöpfung um preisbereinigt 1,1 %, nachdem 

im Jahr 2013 ein leichter Rückgang zu verzeichnen war 
(– 0,1 %). 

Bei den aktuellen Berechnungen wird in vielen Dienst-
leistungsbereichen wegen unzulänglicher Informatio-
nen zum Umsatz ersatzweise auf Erwerbstätigendaten 
und Ergebnisse der Arbeitsvolumenrechnung zurückge-
griffen. Aus diesen Informationen werden dann unter 
Be rücksichtigung der (zurückliegenden) Produktivitäts-
entwicklungen die Wertschöpfungsgrößen abgeleitet. 
Daneben werden für die Wirtschaftsbereiche des Ver-
kehrs und der Telekommunikation die vierteljährlichen 
Ergebnisse der Konjunkturstatistik in den Dienstleis-
tungen verwendet. Neben der Entwicklung des Arbeits-
volumens werden für einzelne Unterbereiche der öffent-
lichen und privaten Dienstleistungen zusätzlich auch 
spezifische aktuelle Informationen, beispielsweise im 
Gesundheitswesen die Ausgabenentwicklung der Kran-
kenkassen, laufend berücksichtigt. Die preisbereinigte 
Bruttowertschöpfung aller Wirtschaftsbereiche stieg 
nach den eher wachstumsschwachen Jahren 2012 
(+ 0,5 %) und 2013 (+ 0,1 %) im Jahr 2014 gegenüber 
dem Vorjahr um 1,4 %. Damit fiel der Anstieg der Brutto-
wertschöpfung um 0,1 % niedriger aus als der Anstieg 
des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts. Demzu-
folge führten die Nettogütersteuern (Gütersteuern ab -
züglich Gütersubventionen) zu einer unterschiedlichen 
Entwicklung von Bruttowertschöpfung und Brutto-
inlandsprodukt.

Nach den Berechnungen in jeweiligen Preisen nahm 
im Berichtsjahr 2014 die Bruttowertschöpfung aller 
Wirtschaftsbereiche um 3,4 % zu. Das nominale Brutto-
inlandsprodukt lag um 3,3 % über dem Ergebnis des 
Vorjahres. In den nominalen Ergebnissen spiegelt sich 
neben der bereits beschriebenen preisbereinigten Wirt-
schaftsentwicklung die Preisbewegung in den verschie-
denen Branchen und Produktionsstufen wider. Gewisse 
Rückschlüsse auf die Preisentwicklung in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen lassen sich aus der Differenz der 
Veränderungsraten der Bruttowertschöpfung in jeweili-
gen Preisen zu den Veränderungsraten der preisberei-
nigten Werte ziehen; allerdings sind dabei die Effekte 
der getrennten Deflationierung von Produktionswert und 
Vorleistungen zu beachten (sogenannte doppelte Defla-
tionierung). Anhand der nominalen Bruttowertschöp-
fung der Wirtschaftsbereiche lässt sich auch die Struktur 
der Wirtschaft und deren Wandel im Zeitablauf darstel-
len. Im Jahr 2014 hat sich die Wirtschaftsstruktur nach 
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den Verwerfungen infolge der Wirtschaftskrise 2009 
wieder weiter normalisiert. Der Anteil des Produzieren-
den Gewerbes (ohne Baugewerbe) ist im Jahr 2014 im 
Vergleich zum Jahr 2013 geringfügig gesunken (um 0,2 
Prozentpunkte), liegt aber nach wie vor noch bei über 
einem Viertel (25,9 %) der Gesamtwirtschaft. Der Anteil 
der Dienstleistungsbereiche an der nominalen gesamt-
wirtschaftlichen Wertschöpfung stieg von 68,4 % im Jahr 
2013 auf 68,6 % im Jahr 2014. 

3

Verwendung des Inlandsprodukts

Auf der Verwendungsseite des Bruttoinlandsprodukts 
war der Konsum wichtigster Wachstumsmotor der deut-
schen Wirtschaft: Die privaten Konsumausgaben stie-
gen preisbereinigt um 1,1 %, die des Staates um 1,0 %. 
Die Bruttoinvestitionen, die sich aus den Bruttoanlage-
investitionen – das sind Ausrüstungsinvestitionen, Bau-

investitionen und Sonstige Anlagen – sowie den Vorrats-
veränderungen zusammensetzen, waren preisbereinigt 
um 1,7 % höher als im Vorjahr. Maßgeblich für diesen 
Zuwachs waren die Investitionen in Ausrüstungen und 
Bauten: In Ausrüstungen investierten Staat und Unter-
nehmen zusammen 3,7 % mehr als ein Jahr zuvor und die 
Bauinvestitionen lagen preisbereinigt um 3,4 % höher 
als im Vorjahr. Gebremst wurde das Wirtschaftswachs-
tum im Jahr 2014 allerdings durch einen Vorratsabbau. 
Der deutsche Außenhandel gewann im Jahresdurch-
schnitt 2014 trotz eines weiterhin schwierigen außen-
wirtschaftlichen Umfelds etwas an Dynamik: Deutsch-
land exportierte preisbereinigt 3,7 % mehr Waren und 
Dienstleistungen als im Jahr 2013. Die Importe legten 
aber fast genauso stark zu (+ 3,3 %). Die Differenz zwi-
schen Exporten und Importen – der Außenbeitrag – leis-
tete dadurch einen vergleichsweise geringen Beitrag von 
+ 0,4 Prozentpunkten zum Wachstum des Bruttoinlands-
produkts. Im Folgenden werden die Ergebnisse im Ein-
zelnen beschrieben.  Tabelle 4 und Grafik 4

Tabelle 4
Verwendung des Inlandsprodukts

Brutto- 
inlands- 
produkt

Inländische Verwendung Außen-
beitrag 
(Exporte 
minus 
Importe)

Nachrichtlich

insge-
samt

Konsumausgaben Bruttoinvestitionen Exporte Importe

zusam-
men

private 
Konsum-
ausga-
ben

Konsum- 
ausga-
ben 
des 
Staates

zusam-
men

Bruttoanlageinvestitionen Vorrats-
ver- 
änderun-
gen 
und 
Netto- 
zugang 
an Wert-
sachen

zusam-
men

Ausrüs-
tungen | 1

Bauten sonstige 
Anla-
gen | 2

von Waren und 
Dienstleistungen

in jeweiligen Preisen

Mrd. EUR

2012 2 749,9 2 588,2 2 060,8 1 539,5  521,3  527,4  551,2  181,7  273,9  95,6 – 23,9 161,7 1 262,9 1 101,1

2013 2 809,5 2 646,2 2 112,7 1 571,5  541,2  533,5  555,8  177,9  279,2  98,8 – 22,3 163,3 1 280,1 1 116,9

2014 2 903,2 2 714,0 2 165,4 1 603,9  561,5  548,6  579,4  184,4  292,9  102,1 – 30,8 189,2 1 325,6 1 136,4

Veränderung gegenüber dem Vorjahr

in % in Mrd. EUR in %

2013 + 2,2 + 2,2 + 2,5 + 2,1 + 3,8 + 1,2 + 0,8 – 2,1 + 1,9 + 3,3 + 1,5 + 1,5 + 1,4 + 1,4

2014 + 3,3 + 2,6 + 2,5 + 2,1 + 3,7 + 2,8 + 4,2 + 3,7 + 4,9 + 3,3 – 8,5 + 25,9 + 3,6 + 1,7

preisbereinigt

Veränderung gegenüber dem Vorjahr

in % Wachstumsbeitrag | 3 in %

2013 + 0,1 + 0,7 + 0,8 + 0,8 + 0,7 + 0,2 – 0,6 – 2,4 – 0,1 + 1,3 + 0,2 – 0,5 + 1,6 + 3,1

2014 + 1,5 + 1,2 + 1,1 + 1,1 + 1,0 + 1,7 + 3,1 + 3,7 + 3,4 + 1,2 – 0,3 + 0,4 + 3,7 + 3,3

1 Einschließlich militärischer Waffensysteme.    
2 Geistiges Eigentum sowie Nutztiere und Nutzpflanzungen.
3 Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt in Prozentpunkten.
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Die privaten Konsumausgaben lagen im Jahr 2014 in 
jeweiligen Preisen 2,1 % über dem Wert des Vorjahres. 
Damit stiegen sie fast genauso stark wie das verfüg-
bare Einkommen der privaten Haushalte (+ 2,2 %, siehe 
hierzu auch Kapitel 5 und Tabelle 12). Preisbereinigt 
nahmen die privaten Konsumausgaben im Vorjahresver-
gleich um 1,1 % zu – der implizite Preisanstieg lag somit 
bei 1,0 %.

Die Tabelle 5 zu den Ausgabenkategorien der privaten 
Konsumausgaben in jeweiligen Preisen zeigt, dass die 
privaten Haushalte im Jahr 2014 für fast alle Verwen-

dungszwecke mehr Geld als im Vorjahr ausgegeben 
haben. Eine Ausnahme bildet der Bereich Wohnung, 
Wasser, Strom, Gas und andere Brennstoffe. Hier sind 
die Konsumausgaben gegenüber dem Vorjahr gleich-
geblieben. Zwar stiegen die Ausgaben fürs Wohnen, 
dem standen aber Preisrückgänge gegenüber bei Heizöl 
(– 7,9 %) und Flüssiggas (– 7,9 %) sowie ein nur leich-
ter Preisanstieg für Erdgas (+ 0,1 %). Für Strom mussten 
die privaten Haushalte hingegen bei einem Preisanstieg 
um 1,9 % ebenfalls mehr bezahlen, der Preisanstieg 
fiel allerdings nicht mehr so stark aus wie im Vorjahr.  
 Tabelle 5

Die Konsumausgaben für Nahrungsmittel, Getränke und 
Tabakwaren stiegen mit 2,8 % schwächer als im Vorjahr 
(2013: + 3,4 %). Dies liegt im Wesentlichen an einer 
niedrigeren Preissteigerung für Nahrungsmittel und 
alkoholfreie Getränke. Die Konsumausgaben für Verkehr 
und Nachrichtenübermittlung stiegen mit 1,7 % schwä-
cher als der Durchschnitt. Ursache hierfür ist unter ande-
rem der Preisrückgang bei den Kraftstoffen.

Die Konsumausgaben des Staates waren 2014 in jewei-
ligen Preisen 3,7 % höher als im Vorjahr; preisbereinigt 
ergab sich eine Zunahme um 1,0 %. Dabei lagen die 
Konsumausgaben der Gebietskörperschaften in jeweili-
gen Preisen um 2,7 % und die der Sozialversicherung um 
5,2 % über den Vorjahreswerten. Die Konsumausgaben 
des Staates errechnen sich als Summe der Aufwendun-
gen für soziale Sachleistungen und für die Produktion 
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Grafik 4
Verwendung des deutschen Bruttoinlandsprodukts 2014
preisbereinigt; Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Brutto-
inlands-
produkt

Inländische
Ver-
wendung

Konsum-
aus-
gaben |1

Brutto-
investi-
tionen |2

Exporte Importe

3,7

3,3

1,2 1,1

1,7
1,5

1 Private und staatliche Konsumausgaben.
2 Bruttoanlageinvestitionen, Vorratsveränderungen und Nettozugang an Wertsachen.

Tabelle 5
Private Konsumausgaben
in jeweiligen Preisen

Insgesamt Konsumausgaben der privaten Haushalte Konsum-
ausgaben 
der privaten 
Organisa-
tionen ohne 
Erwerbszweck

Private 
Konsum-
ausgaben 
je 
Einwohner

zusammen darunter: Käufe nach Verwendungszwecken | 1

Nahrungs- 
mittel, 
Getränke, 
Tabakwaren

Wohnung, 
Wasser, 
Strom, Gas 
und andere 
Brennstoffe

Verkehr, 
Nachrichten- 
übermittlung

Freizeit, 
Unterhaltung 
und Kultur

übrige  
Verwendungs-
zwecke | 2

Mrd. EUR EUR

2012 1 539,5 1 497,4  196,7  357,1  247,7  141,5  517,0  42,1 18 793

2013 1 571,5 1 527,7  203,4  367,4  247,4  143,5  524,5  43,8 19 141

2014 1 603,9 1 558,5  209,1  367,3  251,6  147,2  540,7  45,5 19 464

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 + 2,1 + 2,0 + 3,4 + 2,9 – 0,1 + 1,4 + 1,5 + 4,1 + 1,9

2014 + 2,1 + 2,0 + 2,8 – 0,0 + 1,7 + 2,6 + 3,1 + 3,7 + 1,7

1 Käufe der privaten Haushalte im Inland.
2 Bekleidung, Schuhe, Einrichtungsgegenstände für den Haushalt, Gesundheitspflege, Bildungswesen, Körperpflege, persönliche Gebrauchsgegenstände und Dienstleistungen.
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staatlicher Leistungen (insbesondere Arbeitnehmerent-
gelt und Vorleistungen) im Rahmen der Nichtmarktpro-
duktion des Staates abzüglich der Einnahmen aus den 
Verkäufen dieser Leistungen sowie abzüglich der Pro-
duktion für die Eigenverwendung. Für das Arbeitnehmer-
entgelt in der staatlichen Nichtmarktproduktion waren 
vom Staat 2,8 % mehr aufzuwenden als noch im Vorjahr. 
Der Verbrauch an Vorleistungsgütern für die Nichtmarkt-
produktion des Staates stieg um 3,8 % im Jahr 2014. Für 
soziale Sachleistungen gab der Staat 5,6 % mehr aus als 
im Vorjahr. Die Verkäufe des Staates aus Nichtmarktpro-
duktion waren im Berichtsjahr um 6,6 % höher als ein 
Jahr zuvor. Wesentliche Gründe für diese Entwicklungen 
sind im Kapitel 5 zu den Einnahmen und Ausgaben des 
Staates dargestellt.  Tabelle 6

Die Bruttoanlageinvestiti-
onen erhalten durch die 
Einbeziehung von For-
schung und Entwicklung 
im Rahmen der General-
revision 2014 gesamt-
wirtschaftlich ein deut-
lich höheres Gewicht. 
(Adler und andere, 2014) 
Die sogenannte Investiti-
onsquote (gemessen als 
Anteil der Brutto anlage-
investitionen am Brutto-
inlandsprodukt) hat sich 
wegen der erweiterten In- 
vestitionsabgrenzung um 

rund 2 Prozentpunkte in der gesamten Zeitreihe seit 1991 
erhöht und liegt aktuell im Jahr 2014 bei 20,0 %. Aller-
dings bleibt das Bild einer langfristig fallenden Investiti-
onsquote auch nach der Methodenänderung bestehen.  
Die Investitionsquote lag im Jahr 1991 bei 24,9 %, sie 
ist im Zeitraum von 1991 bis 2002 fast kontinuierlich 
gesunken und bewegt sich seitdem etwa bei 20 %. In der 
aktuellen politischen Debatte steht die Frage, ob es in 
Deutschland eine „Investitionslücke“ gibt, weit vorne auf 
der Agenda. Allerdings zeigt sich für das Jahr 2014 nach 
den ersten vorläufigen Berechnungen eine deutlich auf-
gehellte Investitionskonjunktur. Gesamtwirtschaftlich 
stiegen die Bruttoanlageinvestitionen in jeweiligen Prei-
sen um 4,2 % und preisbereinigt um 3,1 % gegenüber 
dem Vorjahr. Demgegenüber war in den beiden vorange-
gangenen Jahren preisbereinigt sogar ein Rückgang der 

Tabelle 6
Konsumausgaben des Staates

Insgesamt  
(Spalte 2 + 5 
– 7 + 8)

Vorleistungen Bruttowertschöpfung | 1 Verkäufe von 
Waren und 
Dienst- 
leistungen | 2

Soziale Sach-
leistungen

Nachrichtlich: 
Konsumaus-
gaben des 
Staates für 
zivile Zwecke

zusammen Gebiets- 
körper- 
schaften

Sozial- 
versicherung

zusammen darunter: 
Arbeit- 
nehmer- 
entgelt

1 2 3 4 5 6 7 8 9

Mrd. EUR

2012 521,3 116,7 107,8 8,9 264,6 209,6 75,8 215,8 492,2

2013 541,2 120,9 111,9 9,0 271,6 214,4 78,2 226,9 511,4

2014 561,5 125,5 116,4 9,2 279,3 220,4 82,8 239,5 531,7

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 + 3,8 + 3,6 + 3,8 + 1,2 + 2,6 + 2,3 + 3,1 + 5,1 + 3,9

2014 + 3,7 + 3,8 + 4,0 + 2,0 + 2,8 + 2,8 + 6,0 + 5,6 + 4,0

1 Geleistetes Arbeitnehmerentgelt, Abschreibungen, geleistete sonstige Produktionsabgaben abzüglich empfangene sonstige Subventionen.
2 Einschließlich Nichtmarktproduktion für die Eigenverwendung.

Bisheriges Ergebnis (ESVG 1995)

Neues Ergebnis (ESVG 2010)

Grafik 5
Investitionsquote vor und nach Revision
Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt in %
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Bruttoanlageinvestitionen zu verzeichnen, im Jahr 2013 
um – 0,6% und im Jahr 2012 um – 0,7 %.  Grafik 5 
und Tabelle 7

Die Ausrüstungsinvestitionen werden seit der General-
revision 2014 aggregiert mit den (rein staatlichen) In -
vestitionen in militärische Waffensysteme veröffent-
licht. Die Berechnung der Ausrüstungsinvestitionen 
nach der Güterstrommethode basiert unter anderem 
auf detaillierten Informationen der Produktions- sowie 
der Außenhandelsstatistik. Zum Ende des Berichtsjah-
res 2014 liegen allerdings lediglich die Daten der ersten 
beiden Quartale nahezu vollständig vor, während für 
das dritte und vor allem für das vierte Berichtsquartal 
ergänzende Schätzungen erforderlich sind. Die hier dar-
gestellten Resultate sind mithin noch vorläufig. Sie zei-
gen gleichwohl, dass sich die Ausrüstungsinvestitionen 
nach zwei Jahren mit Rückgängen von jeweils mehr als 
2 % in jeweiligen Preisen (2012: – 2,2 %, 2013: – 2,1 %) 
im Jahr 2014 mit einer Zunahme um 3,7 % wieder kon-
solidieren konnten. Die preisbereinigten Ergebnisse ver-
mitteln ein sehr ähnliches Bild.

Die Bauinvestitionen sind nach ersten Berechnungen 
im Jahr 2014 preisbereinigt kräftig um 3,4 % gestiegen, 
nachdem sie im Berichtsjahr 2013 nahezu stagnierten 
(– 0,1 %). Maßgeblich hierfür waren vor allem die guten 
Witterungsverhältnisse im ersten Quartal, die zudem 
wegen der ungünstigen Witterung im Jahr davor zu einer 

zweistelligen Wachstumsrate zu Beginn des Jahres führ-
ten. Dies traf vor allem auf den Tiefbau und hier insbe-
sondere auf den öffentlichen Tiefbau zu: Die Investitio-
nen im Straßenbau legten im Jahr 2014 real um 7,8 % 
und im sonstigen öffentlichen Tiefbau um 5,6 % zu, 
sodass der öffentliche Tiefbau insgesamt ein Wachstum 
von 6,8 % verzeichnen konnte. Der gewerbliche Tiefbau 
konnte im Jahr 2014 hingegen nur unterdurchschnittlich 
um 2,5 % zulegen. Nur die Investitionen im öffentlichen 
Hochbau hatten einen Rückgang um 2,1 % zu verzeich-
nen, während sie im gewerblichen Hochbau um 2,8 % 
zunahmen. Die Wohnungsbauinvestitionen steigen be -
reits seit fünf Jahren stärker als die Bauinvestitionen ins-
gesamt an. Im Jahr 2014 lag ihre reale Veränderungsrate 
mit + 3,7 % besonders hoch, nachdem sie im Vorjahr 
nur leicht um 0,6 % angestiegen waren. Für die Bau-
investitionen insgesamt lagen die Preissteigerungen im 
Berichtsjahr 2014 durchschnittlich bei 1,5 %. Im Vorjahr 
war ein Anstieg der Baupreise um 2,0 % verzeichnet  
worden.

Die Investitionen in sonstige Anlagen haben sich mit 
der Generalrevision 2014 durch die Hinzunahme von 
Forschung und Entwicklung mehr als verdreifacht. Sie 
bestehen nun zu etwa zwei Dritteln aus Investitionen in 
Forschung und Entwicklung und zu rund einem Viertel 
aus Investitionen in erworbene und selbsterstellte Soft-
ware sowie in Datenbanken. Das verbleibende Zehntel 

Tabelle 7
Bruttoanlageinvestitionen

Bruttoanlageinvestitionen Ausrüstungsinvestitionen Bauinvestitionen Sonstige Anlagen | 1

insgesamt nicht 
staatliche 
Sektoren

Staat zusam-
men | 2

nicht 
staatliche 
Sektoren

Staat | 2 zusammen nicht 
staatliche 
Sektoren

Staat zusammen nicht 
staatliche 
Sektoren

Staat

in jeweiligen Preisen

Mrd. EUR

2012 551,2 489,2 62,1 181,7 168,5 13,2 273,9 240,7 33,1 95,6 79,9 15,7

2013 555,8 493,0 62,9 177,9 165,6 12,3 279,2 244,8 34,4 98,8 82,6 16,2

2014 579,4 514,1 65,3 184,4 172,1 12,3 292,9 256,7 36,2 102,1 85,3 16,7

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 + 0,8 + 0,8 + 1,3 – 2,1 – 1,7 – 7,5 + 1,9 + 1,7 + 3,7 + 3,3 + 3,3 + 3,4

2014 + 4,2 + 4,3 + 3,8 + 3,7 + 3,9 + 0,6 + 4,9 + 4,9 + 5,4 + 3,3 + 3,4 + 2,9

preisbereinigt

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 – 0,6 – 0,6 – 0,3 – 2,4 – 1,9 – 7,7 – 0,1 – 0,3 + 1,6 + 1,3 + 1,1 + 2,0

2014 + 3,1 + 3,1 + 3,1 + 3,7 + 3,9 + 1,1 + 3,4 + 3,2 + 4,5 + 1,2 + 1,1 + 1,5

1 Geistiges Eigentum sowie Nutztiere und Nutzpflanzungen. 
2 Einschließlich militärischer Waffensysteme.
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setzt sich zusammen aus Investitionen in Urheber-
rechte, Suchbohrungen sowie Investitionen in Nutztiere 
und Nutzpflanzungen. Die neu abgegrenzten sonstigen 
Anlageinvestitionen nahmen in den letzten zehn Jahren 
insgesamt stetig zu; nur im Krisenjahr 2009 sanken die 
privaten Investitionen geringfügig. In den Jahren 2013 
und 2014 stiegen die Investitionen in sonstige Anlagen 
um jeweils + 3,3 % in jeweiligen Preisen, wobei sich die 
privaten und staatlichen Anlagen ähnlich entwickelten. 
Preisbereinigt waren die gesamtwirtschaftlichen Verän-
derungsraten 2013 und 2014 mit + 1,3 % und + 1,2 % 
deutlich gedämpfter. Zu beachten ist, dass die Daten 
zu den sonstigen Anlagen vor allem für das jüngste 
Berichtsjahr überwiegend auf dem Wege indikator-
basierter Schätzungen ermittelt werden.

Der Außenbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt wird ermit-
telt, indem die Importe von Waren und Dienstleistun-
gen von den Exporten von Waren und Dienstleistun-
gen abgezogen werden, jeweils in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Er erreichte 
in jeweiligen Preisen gerechnet im Jahr 2014 mit rund 
189 Milliarden Euro abermals einen Höchststand. Im 
Vergleich zum Jahr 2013 ist der nominale Außenbei-
trag deutlich um knapp 26 Milliarden Euro gestiegen. 
Gemessen am Bruttoinlandsprodukt betrug der Export-
überschuss 6,5 % im Jahr 2014, nach 5,8 % im Jahr 
2013. Der nominale Exportüberschuss 2014 resultierte 

aus einem deutlichen Überschuss im Warenhandel 
(+ 229 Milliarden Euro) und einem (traditionellen) Defizit 
im Dienstleistungsverkehr (– 39 Milliarden Euro). Im Ver-
gleich zum Vorjahr lag der Warenhandelsüberschuss im 
Jahr 2014 um etwa 20 Milliarden Euro höher, das Defi-
zit im Dienstleistungsverkehr verringerte sich um rund 
6 Milliarden Euro.  Tabelle 8

Preisbereinigt stiegen die Exporte im Jahr 2014 im Ver-
gleich zum Vorjahr um 3,7 %, die Importe erhöhten sich 
mit + 3,3 % etwas weniger stark. Der Wachstumsbei-
trag des Außenbeitrags – also des Saldos der grenz-
überschreitenden Waren- und Dienstleistungstransak-
tionen – zum Bruttoinlandsprodukt war daher positiv 
und belief sich auf 0,4 Prozentpunkte. Sowohl bei den 
Exporten als auch bei den Importen war die preisberei-
nigte Entwicklung durch einen Anstieg im Warenhandel 
gekennzeichnet, der bei den Importen (+ 4,4 %) stärker 
ausfiel als bei den Exporten (+ 4,0 %). Die Dienstleis-
tungsexporte und -importe entwickelten sich preisberei-
nigt gegenläufig: Während die Dienstleistungsexporte 
um 2,5 % stiegen, sanken die Dienstleistungsimporte 
um 0,5 %. Da die Exportpreise insgesamt (nach den Kon-
zepten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen) 
mit – 0,2 % weniger stark zurückgingen als die Import-
preise mit – 1,5 %, verbesserten sich die Terms of Trade 
2014 gegenüber dem Vorjahr um 1,4 %. Hier dürfte sich 

Tabelle 8
Exporte und Importe

Exporte Importe Außenbeitrag 
(Exporte  
minus Importe)insgesamt Waren Dienstleistungen insgesamt Waren Dienstleistungen

in jeweiligen Preisen

Mrd. EUR

2012 1 262,9 1 073,9  188,9 1 101,1  877,0  224,2 161,7

2013 1 280,1 1 081,4  198,7 1 116,9  872,5  244,3 163,3

2014 1 325,6 1 118,8  206,8 1 136,4  890,2  246,2 189,2

Veränderung gegenüber dem Vorjahr

in % in Mrd. EUR

2013 + 1,4 + 0,7 + 5,2 + 1,4 – 0,5 + 9,0 + 1,5

2014 + 3,6 + 3,5 + 4,1 + 1,7 + 2,0 + 0,8 + 25,9

preisbereinigt

Veränderung gegenüber dem Vorjahr  
in %

in Prozentpunk-
ten | 1

2013 + 1,6 + 1,3 + 3,1 + 3,1 + 2,0 + 7,5 – 0,5

2014 + 3,7 + 4,0 + 2,5 + 3,3 + 4,4 – 0,5 + 0,4

1 Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt in Prozentpunkten.
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insbesondere der Rückgang der Ölpreise niedergeschla-
gen haben.

Eine regionale Betrachtung der Warenausfuhr und -ein-
fuhr wird durch die nominalen Ergebnisse der Außen-
handelsstatistik (Spezialhandelsstatistik) ermöglicht. 
Da die Ergebnisse noch nicht für das gesamte Jahr 2014 
vorliegen, kann die Entwicklung gegen Ende des Jahres 
hier noch nicht berücksichtigt werden. In den ersten zehn 
Monaten 2014 stiegen die deutschen Warenausfuhren 
in die Länder der Europäischen Union im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum um 5,1 %, wobei die Warenausfuhren 
in die Länder der Eurozone mit + 2,6 % deutlich weniger 
stark zunahmen als in die EU-Länder der Nicht-Eurozone 
(+ 9,6 %). Die Ausfuhren in Drittländer stiegen lediglich 
um 1,7 %. Die Wareneinfuhren (Ursprungslandprinzip) 
aus den Ländern der Europäischen Union lagen in den 
ersten zehn Monaten des Jahres 2014 um 4,1 % über 
dem Vorjahresniveau. Die Wareneinfuhren aus der Euro-
zone nahmen um 2,8 % zu, während die Wareneinfuh-
ren aus den EU-Ländern der Nicht-Eurozone mit + 6,5 % 
deutlich stärker anstiegen. Die Wareneinfuhren aus 
Drittstaaten gingen hingegen im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum leicht zurück (– 0,6 %). 

Der Handelsbilanzüberschuss in den ersten zehn Mona-
ten des Jahres 2014 in Höhe von 181 Milliarden Euro 
wurde nach den Ergebnissen der Außenhandelsstatis-
tik überwiegend im Warenverkehr mit den EU-Staaten 
erwirtschaftet (103 Milliarden Euro, davon 53 Milliarden 
Euro im Warenverkehr mit Ländern der Eurozone). Han-
delsbilanzüberschüsse konnten dabei beispielsweise 
mit Frankreich (+ 29 Milliarden Euro), dem Vereinigten 

Königreich (+ 35 Milliarden Euro) und den Vereinigten 
Staaten (+ 39 Milliarden Euro) erzielt werden. Außen-
handelsdefizite waren in diesem Zeitraum dagegen im 
Warenverkehr mit den Niederlanden (– 13 Milliarden 
Euro), Norwegen (– 9 Milliarden Euro) und der Russi-
schen Föderation (– 7 Milliarden Euro) zu verzeichnen.

4

Gesamtwirtschaftliche Einkommen, 
Vermögensbildung und Verteilung  
des Volkseinkommens

Im abgelaufenen Jahr 2014 hat sich das Bruttonational-
einkommen – die umfassendste gesamtwirtschaftliche 
Einkommensgröße – um nominal 3,2 % gegenüber dem 
Vorjahr erhöht. Da die per saldo empfangenen Primär-
einkommen aus der übrigen Welt mit + 71,6 Milliar-
den Euro geringfügig unter dem Vorjahresniveau lagen 
(+ 72,4 Milliarden Euro), fiel die Zunahme des Brutto-
nationaleinkommens etwas niedriger aus als die des 
Bruttoinlandsproduktes (+ 3,3 %).  Tabelle 9

Die aus dem Ausland empfangenen Primäreinkommen 
haben sich im Vorjahresvergleich ebenso reduziert 
(– 1,5 %) wie die an die übrige Welt geleisteten Primär-
einkommen (– 1,7 %), sodass sich der positive Saldo 
der grenzüberschreitenden Primäreinkommen nur wenig 
geändert hat. Dominiert werden die grenzüberschreiten-
den Primäreinkommen von den Vermögenseinkommen. 
Dazu zählen Zinsen, die ausgeschütteten grenzüber-

Tabelle 9
Einkommen, Vermögensbildung, Transaktionen mit der übrigen Welt

Brutto- 
inlands- 
produkt

Primär- 
einkom-
men 
von der 
übrigen 
Welt 
(Saldo)

Brutto- 
national- 
einkom-
men

Abschrei- 
bungen

Netto- 
national- 
einkom-
men

Laufende 
Transfers 
von der 
übrigen 
Welt 
(Saldo)

Verfüg-
bares 
Einkom-
men

Konsum- 
ausgaben

Sparen Vermö-
gens- 
transfers 
von der 
übrigen 
Welt 
(Saldo)

Netto- 
investi-
tionen

Finanzie- 
rungs-
saldo

Nach- 
richtlich: 
Außen- 
beitrag

Mrd. EUR

2012 2 749,9 + 72,3 2 822,2  490,8 2 331,5 – 35,6 2 295,9 2 060,8  235,1 + 1,1  36,6 199,6 161,7

2013 2 809,5 + 72,4 2 881,9  502,1 2 379,8 – 41,6 2 338,2 2 112,7  225,5 + 2,1  31,4 196,1 163,3

2014 2 903,2 + 71,6 2 974,8  512,4 2 462,4 – 38,4 2 424,0 2 165,4  258,6 + 2,8  36,2 225,2 189,2

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 + 2,2 X + 2,1 + 2,3 + 2,1 X + 1,8 + 2,5 – 4,1 X – 14,2 X X

2014 + 3,3 X + 3,2 + 2,1 + 3,5 X + 3,7 + 2,5 + 14,7 X + 15,3 X X
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schreitenden Gewinne aus Unternehmensbeteiligungen 
und von ausländischen Tochterunternehmen sowie ent-
standene Gewinne, die unmittelbar im Ausland wieder 
investiert werden (reinvestierte Gewinne). Die aus dem 
Ausland erhaltenen Zinszahlungen sind um 3,4 % gefal-
len, die an das Ausland gezahlten Zinsen haben sich um 
4,7 % reduziert. Dagegen sind die aus der übrigen Welt 
erhaltenen Ausschüttungen einschließlich dort verblie-
bener reinvestierter Gewinne deutscher Unternehmen 
auf dem Vorjahresniveau geblieben. Die an die übrige 
Welt geleisteten Ausschüttungen einschließlich der im 
Inland verbliebenen reinvestierten Gewinne auslän-
discher Eigner lagen im Jahr 2014 um 1,6 % über dem 
Vorjahrswert. Bei der Analyse dieser aus der Zahlungs-
bilanzstatistik stammenden Daten ist zu beachten, dass 
zu einem so frühen Zeitpunkt noch eine Reihe von Aus-
gangsstatistiken fehlen und somit später spürbare Kor-
rekturen erfolgen können.

Sowohl das an Einpendler gezahlte (+ 3,0 %) als auch 
das von in Deutschland wohnenden Auspendlern emp-
fangene Arbeitnehmerentgelt aus dem Ausland (+ 4,3 %) 
erhöhten sich im letzten Jahr gegenüber dem Vorjahr. Die 
an die EU gezahlten Produktions- und Importabgaben, 
dies sind abzuführende Zolleinnahmen | 1, veränderten 
sich im Vergleich zum Vorjahr kaum (+ 0,5 %). Die von 
der EU an Deutschland gezahlten Subventionen fielen 
etwas geringer aus (– 1,2 %).

 1 Seit der Umstellung auf das ESVG 2010 im September 2014 zählen 
die an die EU abzuführenden Mehrwertsteuer-Eigenmittel zur Kate-
gorie laufende Transfers und nicht mehr – wie zuvor – zu den Produk-
tionsabgaben. 

Die beim Übergang vom Bruttokonzept zur Nettodarstel-
lung abzuziehenden gesamtwirtschaftlichen Abschrei-
bungen sind 2014 um 2,1 % gegenüber dem Vorjahr 
gestiegen. Damit ergibt sich ein Anstieg beim Netto-
nationaleinkommen von 3,5 %. Der traditionell negative 
Saldo von empfangenen abzüglich an die übrige Welt 
geleisteten laufenden Transfers lag im abgelaufenen Jahr 
bei – 38,4 Milliarden Euro. Größte Einzelposition davon 
sind mit gut 23 Milliarden Euro die an die Europäische 
Union gezahlten BNE-Eigenmittel. Hinzu kommen unter 
anderem die an die EU geleisteten Mehrwertsteuer-
Eigenmittel, geleistete Rentenzahlungen an im Ausland 
lebende Deutsche und ehemals in Deutschland beschäf-
tigte Ausländer, Transfers im Rahmen der internationa-
len Zusammenarbeit sowie Heimatüberweisungen von 
in Deutschland lebenden Ausländern. Das verfügbare 
Einkommen der gesamten Volkswirtschaft erreichte im 
Jahr 2014 einen Wert von 2 424 Milliarden Euro und lag 
damit 3,7 % über dem Vorjahresniveau. 

Mit einem Anstieg um 2,5 % gegenüber dem Vorjahr lag 
die Zunahme der Konsumausgaben der Inländer 2014 
deutlich unter dem Anstieg des verfügbaren Einkom-
mens in der Volkswirtschaft. Im Einzelnen legten die 
Konsumausgaben des Staates um 3,7 % und die Kon-
sumausgaben der privaten Haushalte einschließlich 
privater Organisationen ohne Erwerbszweck um 2,1 % 
zu. Da die gesamtwirtschaftlichen Konsumausgaben im 
Vergleich zum verfügbaren Einkommen weniger stiegen, 
kam es beim gesamtwirtschaftlichen Sparen zu einem 
deutlichen Plus (14,7 %). Die Nettoinvestitionen, das 
heißt die Bruttoinvestitionen abzüglich gesamtwirt-
schaftlicher Abschreibungen, sind im abgelaufenen Jahr 
mit 36,2 Milliarden Euro im Vergleich zum Jahr 2013 
etwas höher ausgefallen. Damit lag das gesamtwirt-
schaftliche Sparen (258,6 Milliarden Euro) im Jahr 2014 
siebenmal so hoch wie die Nettoinvestitionen. 

Aus der Differenz von hohem gesamtwirtschaftlichem 
Sparen bei vergleichsweise geringen Nettoinvestitio-
nen ergibt sich ein weiter deutlich gestiegener Finanzie-
rungsüberschuss gegenüber dem Ausland. Mit 225,2 
Milliarden Euro lag er um fast 30 Milliarden Euro über 
dem Vorjahreswert. Dieser hohe außenwirtschaftliche 
Überschuss ist vor allem auf den nochmals gestiege-
nen Überschuss im Waren- und Dienstleistungsverkehr 
gegenüber dem Ausland (Außenbeitrag) auf jetzt 189,2 
Milliarden Euro zurückzuführen. Hinzu kommen die per 
saldo empfangenen Primäreinkommen (71,6 Milliarden 

Grenzüberschreitende Primäreinkommen

2014 Veränderung 
gegenüber 2013

Mrd. EUR %

Primäreinkommen  
aus der übrigen Welt  202,9 – 1,5

Arbeitnehmerentgelt 12,0 + 4,3

Vermögenseinkommen 185,5 – 1,8

Subventionen 5,4 – 1,2

Primäreinkommen  
an die übrige Welt 131,3 – 1,7

Arbeitnehmerentgelt 9,7 + 3,0

Vermögenseinkommen 117,2 – 2,2

Produktions- und Importabgaben 4,3 + 0,5
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Euro) abzüglich der per saldo geleisteten laufenden 
Transfers (38,4 Milliarden Euro) und den per saldo emp-
fangenen Vermögenstransfers (2,8 Milliarden Euro) aus 
der übrigen Welt. 

Mit + 3,5 % stieg das Volkseinkommen, das der Summe 
der Erwerbs- und Vermögenseinkommen der inländi-
schen Wirtschaftseinheiten entspricht, im Jahr 2014 im 
Vergleich zum Vorjahr. Um vom Nettonationaleinkom-
men zum Volkseinkommen zu gelangen, muss der Saldo 
aus den vom Staat empfangenen Produktions- und 
Importabgaben minus den vom Staat gezahlten Sub-
ventionen in Höhe von 286,6 Milliarden Euro vom Netto-
nationaleinkommen abgezogen werden.  Tabelle 10

Das Arbeitnehmerentgelt nach dem Inländerkonzept 
ist im Jahr 2014 um 3,7 % auf 1 481,7 Milliarden Euro 
gestiegen. Es ist damit um fast einen Prozentpunkt stär-
ker gewachsen als im Jahr 2013, für das eine Verände-
rungsrate von 2,8 % errechnet wurde. Im Zeitraum von 

2010 bis 2014 lag die durchschnittliche Veränderungs-
rate des Arbeitnehmerentgelts bei + 3,5 %, im Vergleich 
hierzu liegt die Veränderungsrate 2014 etwas höher. Die 
Lohnquote, die den Anteil des Arbeitnehmerentgelts am 
Volkseinkommen misst, betrug 68,1 %, das waren 0,1 
Prozentpunkte mehr als im Jahr 2013.  Tabelle 11

Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen sind im 
Berichtsjahr mit + 3,4 % auf 694,2 Milliarden Euro deut-
lich stärker gestiegen als im Jahr zuvor, für das ein Plus 
von 0,9 % verbucht wurde. Bei der Interpretation ist zu 
berücksichtigen, dass Unternehmens- und Vermögens-
einkommen auch den privaten Haushalten zufließen. Es 
sollte zudem beachtet werden, dass diese Einkommen 
aufgrund unzureichender Datenquellen nicht originär, 
sondern als Saldo aus dem in der Entstehungsrechnung 
als Restgröße ermittelten Nettobetriebsüberschuss und 
den grenzüberschreitenden Vermögenseinkommen er -
rechnet werden. Aus diesem Grund weisen die Unter-

Tabelle 10
Verteilung des Volkseinkommens

Nettonational- 
einkommen

Produktions- und  
Importabgaben  
abzüglich  
Subventionen | 1

Volkseinkommen Nachrichtlich: 
Lohnquote  
(Spalte 4 in %  
von Spalte 3)

insgesamt Arbeitnehmerentgelt  
(Inländer)

Unternehmens- und  
Vermögenseinkommen

1 2 3 4 5 6

Mrd. EUR %

2012 2 331,5  276,1 2 055,3 1 389,7  665,7  67,6

2013 2 379,8  279,8 2 099,9 1 428,3  671,6  68,0

2014 2 462,4  286,6 2 175,8 1 481,7  694,2  68,1

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 + 2,1 + 1,4 + 2,2 + 2,8 + 0,9 X

2014 + 3,5 + 2,4 + 3,6 + 3,7 + 3,4 X

1 Vom Staat empfangene Abgaben beziehungsweise vom Staat gezahlte Subventionen.

Tabelle 11
Arbeitnehmerentgelt (Inländer)

Arbeitnehmer- 
entgelt

Sozialbeiträge  
der Arbeitgeber | 1

Bruttolöhne 
und -gehälter

Abzüge der Arbeitnehmer Nettolöhne 
und -gehälter

insgesamt Sozialbeiträge Lohnsteuer | 2

Mrd. EUR

2012 1 389,7 258,0 1 131,7 375,3 197,1 178,2 756,4

2013 1 428,3 262,8 1 165,5 388,3 201,4 186,9 777,2

2014 1 481,7 270,9 1 210,8 405,5 208,9 196,6 805,2

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2013 + 2,8 + 1,9 + 3,0 + 3,5 + 2,2 + 4,9 + 2,8

2014 + 3,7 + 3,1 + 3,9 + 4,4 + 3,7 + 5,2 + 3,6

1 Tatsächliche und unterstellte Sozialbeiträge. Zu den unterstellten Sozialbeiträgen gehören insbesondere Beiträge für die Altersvorsorge der Beamten und Ähnliches.
2 Ohne Lohnsteuer auf Pensionen.
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nehmens- und Vermögenseinkommen gewisse Unschär-
fen auf.  Grafik 6

Das Arbeitnehmerentgelt setzt sich aus den Bruttolöh-
nen und -gehältern und den Sozialbeiträgen der Arbeit-
geber zusammen und ist ein Maß für die Kosten des 
Faktors Arbeit. Die Bruttolöhne und -gehälter waren 
2014 mit 1 210,8 Milliarden Euro um 3,9 % höher als 
im Jahr 2013. Dieser Zuwachs resultiert zum einen aus 
einem Anstieg der jährlichen Bruttolöhne und -gehälter 
je Arbeitnehmer um 2,7 % und zum anderen aus einer 
im Vergleich zum Vorjahr um 1,1 % höheren Arbeitneh-
merzahl. Der Anstieg der durchschnittlichen Bruttolöhne 
und -gehälter war im ersten Halbjahr 2014 – auch auf-
grund vergleichsweise hoher Tarifabschlüsse zu Beginn 
des Jahres – etwas stärker als im zweiten Halbjahr. Nach 
ersten Berechnungen haben sich die Effektivverdienste 
im Jahr 2014 etwas schwächer entwickelt als die Tarif-
löhne.

Betrachtet man für die im Inland beschäftigten Arbeit-
nehmer die Entwicklung der Löhne und Gehälter je 
Arbeitnehmer differenziert nach zusammengefassten 
Wirtschaftsbereichen, zeigt sich, dass es überdurch-
schnittliche Lohnerhöhungen im Bereich Information 
und Kommunikation (+ 3,7 %), bei den sonstigen Dienst-
leistern (+ 3,6 %) sowie bei den Unternehmensdienst-
leistern (+ 3,1 %) gab. Einen Rückgang verzeichneten 
demgegenüber die durchschnittlichen Bruttolöhne und 
-gehälter im Bereich Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
– sie waren 2014 um 0,3 % niedriger als im Jahr zuvor. 
Das ist auch auf eine starke Zunahme des Anteils der 
geringfügig Beschäftigten, also Personen mit weit unter-
durchschnittlichem Einkommen, in der Landwirtschaft 

zurückzuführen. In den übrigen (zusammengefassten) 
Wirtschaftsbereichen lag die Veränderungsrate der 
durchschnittlichen Bruttolöhne und -gehälter zwischen 
+ 2,6 % und + 2,9 %. Zu berücksichtigen ist, dass die 
diesen Ergebnissen zugrunde liegenden Berechnungen 
am aktuellen Rand hohe Schätzanteile aufweisen. Dar-
über hinaus können auch strukturelle Veränderungen in 
der Zusammensetzung der Arbeitnehmerschaft die Ent-
wicklung der Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer 
beeinflussen.

Der Arbeitsmarkt hat sich auch im Jahr 2014 weiter 
positiv entwickelt. Die Zahl der im Inland beschäftig-
ten Arbeitnehmer ist gegenüber dem Vorjahr um 1,1 % 
auf rund 38,2 Millionen Personen gestiegen, wobei die 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten einen über-
proportionalen Zuwachs verzeichneten. Bei bereichs-
weiser Betrachtung verbuchten im Berichtsjahr der 
Bereich Information und Kommunikation (+ 2,0 %), die 
Unternehmensdienstleister (+ 2,4 %) sowie – allerdings 
auf niedrigem Niveau – der Bereich Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei (+ 4,8 %) einen überdurchschnittlichen 
Beschäftigungszuwachs. Bei den Finanz- und Versiche-
rungsdienstleistern ist die Zahl der Arbeitnehmer gegen-
über dem Vorjahr mit – 0,3 % zum fünften Mal in Folge 
zurückgegangen. In den übrigen (zusammengefassten) 
Wirtschaftsbereichen lag die Veränderungsrate zwi-
schen + 0,4 % und + 1,7 %.

Die Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigen war im Jahr 
2014 um 0,6 % höher als im vorangegangenen Jahr. Je 
Erwerbstätigenstunde gerechnet, ist die Arbeitsproduk-
tivität nur um 0,1 % gestiegen, weil die von den Erwerbs-
tätigen geleisteten Arbeitsstunden gegenüber dem Vor- 

Grafik 6
Arbeitnehmerentgelt, Unternehmens- und Vermögenseinkommen in Deutschland
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jahr stärker angestiegen sind (+ 1,4 %) als die Zahl der 
Erwerbstätigen (+ 0,9 %). Die Lohnstückkosten wer-
den in gesamtwirtschaftlicher Betrachtung als Relation 
der Lohnkosten (Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer 
beziehungsweise je Arbeitnehmerstunde) zur Arbeits-
produktivität gerechnet. Da die Lohnkosten sowohl 
je Arbeitnehmer als auch je Arbeitnehmerstunde mit 
+ 2,6 % beziehungsweise + 1,8 % erheblich stärker zuge-
nommen haben als die Arbeitsproduktivität, sind auch 
die Lohnstückkosten gestiegen: Im Jahr 2014 waren 
sie nach dem Personenkonzept gerechnet um 1,9 % 
und nach dem Stundenkonzept um 1,8 % höher als im 
Vorjahr. In den Jahren 2012 und 2013 waren die Lohn-
stückkosten jeweils um durchschnittlich 2,8 % (Perso-
nenkonzept) beziehungsweise 2,6 % (Stundenkonzept) 
gestiegen.

Wie aus Tabelle 11 hervorgeht, waren die Sozialbeiträge 
der Arbeitgeber im Berichtsjahr um 3,1 % höher als im 
Jahr 2013. Während die unterstellten Sozialbeiträge, 
die insbesondere die (rechnerischen) Beiträge für die 
Altersversorgung der Beamten umfassen, um 1,1 % 
zulegten, waren die tatsächlichen Sozialbeiträge der 
Arbeitgeber um 3,4 % höher als im Vorjahr. Die Sozial-
beiträge der Arbeitnehmer sind um 3,7 % gewachsen. 
Bei im Vergleich zum vorangegangenen Jahr unverän-
derten Beitragssätzen spiegelt sich in der Veränderung 
des Beitragsaufkommens insbesondere die positive 
Beschäftigungs- und Einkommensentwicklung wider, 
darüber hinaus aber auch die Erhöhung der Beitrags-
bemessungsgrenzen in den einzelnen Zweigen der ge -
setzlichen Sozialversicherung.

Zieht man von den Bruttolöhnen und -gehältern die 
Sozialbeiträge der Arbeitnehmer und die Lohnsteuer 
der Arbeitnehmer ab – das Lohnsteueraufkommen war 
2014 um 5,2 % höher als im Jahr zuvor –, ergeben sich 
die Nettolöhne und -gehälter. Sie waren mit 805,2 Milli-
arden Euro um 3,6 % höher als im Jahr 2013. Die Netto-
löhne und -gehälter je Arbeitnehmer sind um rund 2,4 % 
gewachsen und liegen damit merklich über der Zunahme 
der Verbraucherpreise (+ 0,9 %). 

5

Verfügbares Einkommen der privaten 
Haushalte und seine Verwendung

Das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte (ein-
schließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck) 
hat sich im abgelaufenen Jahr 2014 um 2,2 % gegenüber 
dem Vorjahr erhöht. Da der in den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen ermittelte Preisindex der privaten 
Konsumausgaben für das Jahr 2014 eine Preiserhöhung 
von 1,0 % anzeigt, sind die realen Einkommen aber nur 
um 1,2 % gestiegen.  Tabelle 12

Wie im Kapitel zuvor erläutert, nahm die Summe der 
Netto löhne und -gehälter 2014 um 3,6 % im Vorjahres-
vergleich zu. Mit einem Anteil von knapp 47 % waren die 
Nettolöhne und -gehälter auch im Jahr 2014 die größte 
Komponente des verfügbaren Einkommens. Seit dem 
Jahr 2006, in dem die Nettolöhne und -gehälter weni-
ger als 43 % zum verfügbaren Einkommen aller priva-
ten Haushalte beitrugen, hat sich deren Bedeutung vor 
allem aufgrund der zurzeit guten Beschäftigungslage 
wieder deutlich erhöht. Anfang der 1990er-Jahre mach-
ten die Nettolöhne und -gehälter jedoch noch mehr als 
48 % des verfügbaren Einkommens privater Haushalte 
aus. 

Im vergangenen Jahr sind die Einkommen aus unter-
nehmerischer Tätigkeit und Vermögen, das heißt der 
Betriebsüberschuss und die Selbstständigeneinkom-
men sowie die per saldo empfangenen Vermögensein-
kommen, vor Abzug der direkten Steuern leicht um 0,9 % 
gefallen (2013: + 0,6 %). Bei den Vermögenseinkommen 
handelt es sich um empfangene abzüglich geleiste-
ter Zinsen, Ausschüttungen aus Unternehmensbetei-
ligungen sowie den privaten Haushalten fortlaufend 
zugerechnete Vermögenserträge aus kapitalbildenden 
Alterssicherungssystemen und Versicherungen. Auch 
Entnahmen der Eigentümer von Personengesellschaften 
aus ihren Unternehmen werden den Vermögenseinkom-
men zugerechnet. Da für Entnahmen und auch für die 
Gewinneinkommen von Selbstständigen und Einzel- 
unternehmern keine originären Ausgangsstatistiken vor-
liegen, können diese nur mittels Restrechnungen ermit-
telt werden. Dies hat zur Folge, dass es in den folgenden 
Überarbeitungen gerade bei Einkommen aus unterneh-
merischer Tätigkeit zu deutlichen Revisionen kommen 
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kann. Zum Selbstständigeneinkommen zählen auch 
Einkommen aus der Vermietung von Wohnungen. Unter-
stellte Mieten für eigengenutztes Wohneigentum sind 
Teil des Betriebsüberschusses privater Haushalte. Gene-
rell gilt, dass Abschreibungen auf Betriebs- und Immo-
bilienvermögen einkommensmindernd abgezogen sind. 

Die von den privaten Haushalten empfangenen mone-
tären Sozialleistungen vor Abzug von Steuern und 
Sozialbeiträgen erhöhten sich im Jahr 2014 im Vor-
jahrsvergleich um 2,6 % auf 504,9 Milliarden Euro. Mit 
einem Anteil von 60 % sind die Geldleistungen aus den 
gesetzlichen Sozialversicherungen der größte Posten 
der monetären Sozialleistungen. Im Vorjahresvergleich 
erhöhten sich diese Geldleistungen um 2,4 %. Fast 85 % 
der gesamten Geldleistungen der gesetzlichen Sozial-
versicherungen entfallen auf die Auszahlungen der Ren-
tenversicherung. Die Rentenzahlungen stiegen im Jahr 
2014 um 2,7 %. Mit einem Anteil von gut 7 % stehen 
die Zahlungen der Arbeitslosenversicherung, zu denen 
sowohl Zahlungen an Arbeitslose (ALG I) als auch Kurz-
arbeiter- und Konkursausfallgeld gehören, an zweiter 
Stelle. Gegenüber dem Vorjahr sind diese Zahlungen 
nahezu unverändert. Die quantitativ weniger gewichti-
gen Geldleistungen der Kranken- und Pflegeversiche-
rung sowie die Auszahlungen der gesetzlichen Unfall-
versicherung stiegen zusammen um 1,6 %.

Die anderen monetären Sozialleistungen, die zusammen 
rund 40 % der monetären Sozialleistungen ausmachen, 
erhöhten sich im Jahr 2014 gegenüber dem Vorjahr um 
2,9 %. Zu den anderen Sozialleistungen gehören Sozial-
leistungen aus privaten Sicherungssystemen, zu denen 
die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung, Leis-
tungen der Versorgungswerke für ehemals selbstständig 
Tätige und seit 2009 auch die Geldleistungen privater 
Krankenkassen zählen, sowie öffentliche Pensionen 
und Beihilfen. Hinzu kommen staatliche Sozialleistun-
gen wie monetäre Zahlungen der Sozialhilfe, das Kin-
dergeld, das Wohngeld sowie die Grundsicherung für 
Arbeitsuchende (ALG II).

Da die Abgaben auf Sozialleistungen mit + 1,5 % weni-
ger zulegten als die monetären Sozialleistungen, fiel 
deren Erhöhung nach Abzug von Steuern und Sozialab-
gaben mit + 2,8 % etwas höher aus als vor Abzug dieser 
Abgaben. Zu den Abgaben auf Sozialleistungen zählen 
die Sozialbeiträge der Rentner zur Kranken- und Pflege-
versicherung, die Sozialbeiträge des Staates für Empfän-
ger sozialer Leistungen sowie die Lohnsteuer auf Pen-
sionen. Die Sozialbeiträge des Staates für Empfänger 
sozialer Leistungen umfassen die Beiträge der Arbeits-
losenversicherung für Arbeitslose und die Beiträge der 
Rentenversicherung für Rentner an die gesetzliche Kran-
kenversicherung.

Tabelle 12
Zusammensetzung und Verwendung des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte | 1

Nettolöhne 
und 
-gehälter

Betriebs- 
überschuss/ 
Selbstständi-
geneinkom-
men und 
Saldo der 
Vermögens- 
einkommen

Monetäre 
Sozial- 
leistungen

Abzüglich Verfügbares 
Einkommen

Zunahme 
betrieblicher 
Versorgungs- 
ansprüche

Private 
Konsum-
ausgaben

Sparen 
(Spalte 6 + 
7 – 8)

Nachrichtlich: 
Sparquote 
(Spalte 9 
in % von 
Spalte 6 + 7)

Abgaben 
auf 
Sozial- 
leistungen | 2

Saldo der 
geleisteten 
und emp- 
fangenen 
sonstigen 
laufenden 
Transfers | 3

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Mrd. EUR %

2012 756,4 580,2 480,5 83,9 81,3 1 651,9 47,1 1 539,5 159,5 9,4

2013 777,2 583,4 492,1 86,4 85,0 1 681,3 47,2 1 571,5 157,0 9,1

2014 805,2 578,1 504,9 87,8 81,8 1 718,6 48,2 1 603,9 162,9 9,2

Veränderung gegenüber dem Vorjahr

in % in Mrd. EUR in %

2013 + 2,8 + 0,6 + 2,4 + 3,1 + 3,7 + 1,8 + 0,3 + 2,1 – 1,6 X  

2014 + 3,6 – 0,9 + 2,6 + 1,5 – 3,2 + 2,2 + 2,1 + 2,1 + 3,8 X  

1 Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.
2 Dazu zählen vor allem Beiträge des Staates für Empfänger sozialer Leistungen, Eigenbeiträge der Empfänger sozialer Leistungen, Lohnsteuer auf Pensionen.
3 Dazu zählen vor allem die veranlagte Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag, Vermögensteuer, geleistete Nettoprämien für Schadenversicherungen abzüglich empfangene 

Schadenversicherungsleistungen, Transfers an die übrige Welt.
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Um zum verfügbaren Einkommen zu gelangen, sind 
zudem die per saldo geleisteten sonstigen laufenden 
Transfers der privaten Haushalte einkommensmindernd 
abzuziehen. Im Jahr 2014 lagen diese per saldo geleis-
teten Transfers mit 81,8 Milliarden Euro um 3,2 Milliar-
den Euro unter dem Wert des Vorjahres. Darin enthalten 
sind die von privaten Haushalten geleistete veranlagte 
Einkommensteuer sowie die Kapitalertrag- und die Zins-
abschlagsteuer. Die Lohnsteuer der Arbeitnehmer wird 
bereits bei der Berechnung der Nettolöhne und -gehäl-
ter abgesetzt beziehungsweise die Lohnsteuer auf Pen-
sionen den Abgaben auf Sozialleistungen zugerechnet. 
In den Saldo fließen auch die Übertragungen privater 
Haushalte an und aus der übrigen Welt sowie die geleis-
teten Nettoprämien für Schadensversicherungen abzüg-
lich der empfangenen Schadensversicherungsleistun-
gen ein.

Tabelle 12 zeigt ferner die Aufteilung des verfügbaren 
Einkommens auf Konsum und Sparen. Mit + 2,1 % sind 
die Konsumausgaben der privaten Haushalte einschließ-
lich privater Organisationen ohne Erwerbszweck im 
Berichtsjahr etwa in gleicher Größenordnung gestiegen 
wie das verfügbare Einkommen (+ 2,2 %). Die betrieb-
lichen Versorgungsansprüche legten ebenfalls um 2,1 % 
zu. In der Folge blieb die Sparquote mit 9,2 % etwa auf 
dem Vorjahresniveau (9,1 %). Die Sparquote ist der Quo-
tient aus Sparen und verfügbarem Einkommen, wobei zu 
beachten ist, dass gemäß dem ESVG 2010 die betrieb-
lichen Versorgungsansprüche Bestandteil des Sparens 
privater Haushalte sind, jedoch nicht zum verfügbaren 
Einkommen privater Haushalte zählen. Lediglich bei der 
Ermittlung der Sparquote werden die betrieblichen Ver-
sorgungsansprüche auch zu dem im Nenner stehenden 
verfügbaren Einkommen hinzugezählt. Wie andere Ein-
kommensgrößen auch wird die Sparquote nach Abzug 
von Abschreibungen ausgewiesen. Im Sektor privater 
Haushalte einschließlich privater Organisationen ohne 
Erwerbszweck fallen Abschreibungen insbesondere für 
Wohnimmobilien an. Bezieht man die Abschreibungen 
in das Einkommen und Sparen mit ein, erhöhen sich 
beide Größen um die Abschreibungen. Die Sparquote vor 
Abschreibungen – in den Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen als Bruttosparquote bezeichnet – lag im 
Jahr 2014 bei 16,4 % (2013: 16,3 %). 

6

Einnahmen und Ausgaben des Staates

Nach ersten Berechnungen wies der Finanzierungssaldo 
des Staates im Berichtsjahr 2014 einen Überschuss in 
Höhe von 11,9 Milliarden Euro auf, nachdem im Jahr 
2013 bereits ein Überschuss von 4,2 Milliarden Euro 
erzielt werden konnte. Dabei stiegen die staatlichen 
Einnahmen mit + 3,4 % kräftiger als die staatlichen Aus-
gaben (+ 2,8 %). Gemessen am Bruttoinlandsprodukt in 
jeweiligen Preisen errechnet sich für den Staat insge-
samt eine Überschussquote von 0,4 % im Berichtsjahr 
2014.  Tabelle 13

Aufgegliedert nach staatlichen Ebenen erzielte der Bund 
mit 7,3 Milliarden Euro zum zweiten Mal seit der deut-
schen Vereinigung einen Überschuss. Zuletzt hatte der 
Bund im Jahr 2000 einen Überschuss erzielt, allerdings 
waren damals noch die einmaligen Erlöse für UMTS-
Lizenzen in Höhe von 50 Milliarden Euro dafür aus-
schlaggebend gewesen. Die Länder verzeichneten im 
Berichtsjahr ein geringes Defizit von 0,5 Milliarden Euro, 
im Vorjahr war das Defizit mit 2,8 Milliarden Euro noch 
wesentlich höher gewesen. Die Gemeinden konnten das 
Jahr 2014 erneut mit einem Überschuss in Höhe von 
1,7 Milliarden Euro abschließen, der allerdings deutlich 
geringer ausfiel als noch ein Jahr zuvor (2013: + 5,3 Mil-
liarden Euro). Der Finanzierungsüberschuss der Sozial-
versicherungen war mit 3,4 Milliarden Euro im Jahr 2014 
etwa halb so hoch wie im Vorjahr (2013: + 6,1 Milliarden 
Euro). 

Im Jahr 2014 erzielte der Staat insgesamt Einnahmen 
in Höhe von 1 292,0 Milliarden Euro. Das waren 3,4 % 
mehr als im Vorjahr. Die Steuern, die gut die Hälfte der 
Einnahmen ausmachen, nahmen um 3,0 % zu. Grund-
lage hierfür waren vor allem die positive Entwicklung 
der Binnenkonjunktur sowie die günstige Entwicklung 
am Arbeitsmarkt. Das Aufkommen an Einkommensteu-
ern erhöhte sich im Vorjahresvergleich um 3,3 %, wobei 
sich die Unternehmensteuern unterschiedlich entwi-
ckelten: Körperschaftsteuer – 1,4 %, veranlagte Einkom-
mensteuer + 4,2 % und Gewerbesteuer + 1,3 %. Zudem 
nahmen die Einnahmen aus der Lohnsteuer (+ 5,2 %) 
zu. Gründe hierfür waren die robuste Entwicklung des 
Arbeitsmarktes, die immer noch deutlichen Lohnzu-
wächse sowie gewisse Progressionseffekte. Dagegen 
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gingen die Einnahmen aus der Kapitalertragsteuer kräf-
tig zurück (– 4,4 %), insbesondere wegen des anhaltend 
niedrigen Zinsniveaus an den Kapitalmärkten und der 
vergleichsweise geringen Ausschüttungen seitens der 
Kapitalgesellschaften im Jahr 2014. Die Einnahmen aus 
Produktions- und Importabgaben erhöhten sich im Jahr 
2014 um 2,8 %. Dabei verzeichneten die Gütersteuern, 
vor allem gestützt vom privaten Konsum, einen Anstieg 
um rund 2,7 %. Die Verkäufe aus Markt- und Nichtmarkt-
produktion und die Nettosozialbeiträge nahmen mit 
+ 5,4 % beziehungsweise + 3,5 % kräftig zu. Letzteres lag 
wie schon in den Vorjahren an einer weiterhin freund-
lichen Entwicklung am Arbeitsmarkt, an der Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenzen und an höheren Tarif-
abschlüssen. Am deutlichsten erhöhten sich jedoch die 
Einnahmen des Staates aufgrund der empfangenen Ver-
mögenseinkommen (+ 11,4 %). Ursache hierfür waren 
die empfangenen Ausschüttungen (+ 56,4 %). So zahlte 
die Deutsche Bundesbank an den Bund 4,0 Milliarden 

Euro mehr als noch im Vorjahr. Dagegen waren die sons-
tigen laufenden Transfers (– 1,3 %) und die Vermögens-
transfers (– 2,7 %) rückläufig.

Die Ausgaben des Staates im Jahr 2014 beliefen sich 
auf 1 280,0 Milliarden Euro und erhöhten sich um 2,8 % 
gegenüber dem Vorjahr. Die sozialen Sachleistungen 
stiegen kräftig (um 5,6 %), unter anderem, weil die Aus-
gaben für Medikamente stark anstiegen – insbeson-
dere, da Ende 2013 befristete erhöhte Herstellerrabatte 
für patentgeschützte Arzneimittel ausliefen. Daneben 
stiegen die Ausgaben für Krankenhausleistungen eben-
falls deutlich an und die Honorare der niedergelasse-
nen Ärztinnen und Ärzte wurden im Jahr 2014 spürbar 
erhöht. Auch bei den anderen großen Ausgabekatego-
rien stiegen die Ausgaben im Jahr 2014, beispielsweise 
die Vorleistungen um + 3,9 %. Das Arbeitnehmerentgelt 
verzeichnete einen Zuwachs von + 2,8 %. Dies lag unter 
anderem daran, dass der Tarifabschluss für den öffent-
lichen Dienst eine Entgelterhöhung von mindestens  

Tabelle 13
Einnahmen und Ausgaben des Staates

2012 2013 2014 Veränderung 
2014 
gegenüber 
2013

Mrd. EUR %

Verkäufe aus Markt- und Nichtmarktproduktion 
(einschließlich Produktion für die Eigenverwendung)  92,0 95,8 101,0 + 5,4

+ sonstige Subventionen  0,4 0,3 0,3 – 8,7

+ Vermögenseinkommen  21,9 21,3 23,7 + 11,4

+ Steuern (ohne vermögenswirksame Steuern)  619,8 637,9 657,2 + 3,0

+ Nettosozialbeiträge  454,3 465,4 481,5 + 3,5

+ sonstige laufende Transfers  18,4 18,4 18,2 – 1,3

+ Vermögenstransfers  11,0 10,4 10,1 – 2,7

= Einnahmen 1 217,8 1 249,4 1 292,0 + 3,4

Vorleistungen  126,5 131,5 136,6 + 3,9

+ Arbeitnehmerentgelt  212,7 217,6 223,7 + 2,8

+ sonstige Produktionsabgaben  0,1 0,1 0,1 – 7,1

+ Vermögenseinkommen  63,2 56,3 49,8 – 11,6

+ Subventionen  24,4 24,7 26,3 + 6,5

+ soziale Sachleistungen  215,8 226,9 239,5 + 5,6

+ monetäre Sozialleistungen  429,7 439,9 452,2 + 2,8

+ sonstige laufende Transfers  54,5 62,0 65,1 + 4,9

+ Vermögenstransfers  27,7 24,8 22,8 – 8,0

+ Bruttoinvestitionen  62,1 62,8 65,3 + 4,1

+ Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgütern – 1,4 – 1,4 – 1,4 X

= Ausgaben 1 215,2 1 245,3 1 280,0 + 2,8

Mrd. EUR

Finanzierungssaldo  + 2,6 + 4,2 + 11,9 + 7,8
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90 Euro je Monat ergab, wovon insbesondere die bei 
den Gemeinden stark vertretenen unteren Entgeltgrup-
pen überproportional profitierten.

Die monetären Sozialleistungen erhöhten sich mit 2,8 % 
vergleichsweise moderat, nahmen allerdings stärker 
als noch in den Vorjahren zu. Ursache hierfür war die 
Entwicklung der Renten (+ 2,8 %), deren Anteil an den 
monetären Sozialleistungen bei mehr als der Hälfte 
liegt. Hier macht sich das zum 1. Juli 2014 eingeführte 
Rentenpaket 2014, bestehend aus der Rente ab 63 
Jahren nach 45 Beitragsjahren, der sogenannten Müt-
terrente und den erhöhten Zurechnungszeiten bei der 
Erwerbsminderungsrente, nach und nach bemerkbar. 
Daneben kam es zu einer generellen Rentenanpassung 
zum Stichtag 1. Juli 2014. Die öffentlichen Pensionen 
nahmen um 5,1 % zu, was sowohl auf eine gestiegene 
Zahl an Pensionären als auch auf eine Anhebung der 
Pensionen zurückzuführen ist. Die im Jahresdurchschnitt 
2014 leicht gesunkenen Arbeitslosenzahlen dämpf-
ten den Anstieg von ALG-I-Ausgaben (+ 0,8 %) und von 
ALG-II-Zahlungen (+ 1,3 %). Die Ausgaben für das Kin-
dergeld gingen zurück (– 1,2 %). Die Brutto investitionen 
(+ 4,1 %) stiegen kräftig an, weil die relativ günstige Ent-
wicklung der öffentlichen Haushalte genutzt wurde, um 
unter anderem in die Sanierung der öffentlichen Infra-
struktur zu investieren. Zudem dürften auch weiterhin 
Ausgaben getätigt worden sein, die im Zusammenhang 
mit der Beseitigung von Flutschäden aus dem Jahr 2013 
stehen. Die Subventionen (+ 6,5 %) und die sonstigen 
laufenden Transfers (+ 4,9 %) wuchsen kräftig. Dagegen 
gingen die Vermögenstransfers (– 8,0 %) stark zurück. 
Neben einem Basiseffekt bei den Ländern ist dies teil-
weise auf den Abbau der Eigenheimzulage zurückzufüh-
ren, die seit dem 1. Januar 2006 nicht mehr neu gewährt 
wird und nach und nach ausläuft. Deutlich rückläufig 
waren außerdem die Ausgaben des Staates für zu zah-
lende Zinsen (– 11,6 %), was im Zusammenhang mit 
den gesunkenen Zinsen für deutsche Staatsanleihen zu 
sehen ist.

7

Nationales Veröffentlichungsprogramm

Die Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen werden in einem regelmäßigen, sich von Jahr zu 
Jahr wiederholenden Turnus – abhängig unter anderem 
von den Lieferverpflichtungen an das Statistische Amt 
der Europäischen Union (Eurostat) – in einer Vielzahl von 
Tabellen dargestellt und veröffentlicht: beispielsweise in 
der Fachserie 18 „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnun-
gen“, in der Datenbank GENESIS-Online (www-genesis. 
destatis.de) sowie in ausgewählten Tabellen auf der 
Themenseite der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen im Internetangebot des Statistischen Bundesamtes 
(www.destatis.de). Außerdem werden die wichtigsten 
Ergebnisse zu den jeweiligen Veröffentlichungsterminen 
in Pressemitteilungen bekannt gegeben und kommen-
tiert und das Jahresergebnis zusätzlich in einer Presse-
konferenz vorgestellt.

So wurde auch in diesem Jahr das erste, vorläufige Jah-
resergebnis für das Jahr 2014 bereits am 15. Januar 
2015 im Rahmen einer Pressekonferenz veröffentlicht. 
Die Vierteljahresergebnisse für das Bruttoinlandspro-
dukt werden jeweils – auf europäischer Ebene weitest-
gehend harmonisiert – etwa 45 Tage, die ausführlichen 
Ergebnisse etwa 55 Tage nach Ende des Berichtsquar-
tals publiziert, also jeweils Mitte Mai (1. Quartal), Mitte 
August (2. Quartal), Mitte November (3. Quartal) und 
Mitte Februar (4. Quartal). Zu diesen Terminen erfolgt 
bei Bedarf auch eine Überarbeitung vorangegangener 
Quartale. Darüber hinaus werden im August üblicher-
weise die vier zurückliegenden Jahre einschließlich der 
dazugehörenden Quartale revidiert (sogenannte lau-
fende Revisionen). 

8

Fazit

Wie in jedem Jahr hat das Statistische Bundesamt zu 
diesem frühen Zeitpunkt einen ersten Überblick über 
vorläufige Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen des gerade abgelaufenen Jahres gegeben. 
Die deutsche Wirtschaft war im Jahr 2014 trotz des 
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weltwirtschaftlich schwierigen Umfelds und der geo-
politischen Krisen in einer soliden Verfassung. Das 
preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt war nach ersten 
Berechnungen um 1,5 % höher als im Vorjahr, kalender-
bereinigt lag die Wachstumsrate ebenfalls bei 1,5 %. Die 
Wirtschaftsleistung wurde im Jahresdurchschnitt 2014 
von rund 42,7 Millionen Erwerbstätigen mit Arbeitsort 
in Deutschland erbracht. Das waren 371 000 Personen 
oder 0,9 % mehr als ein Jahr zuvor. Damit gab es bereits 
das achte Jahr in Folge einen neuen Höchststand bei 
der Zahl der Erwerbstätigen. Zugleich nahm die Zahl der 
durchschnittlich je Erwerbstätigen geleisteten Arbeits-
stunden um 0,5 % zu, sodass sich das Arbeitsvolumen 
insgesamt um 1,4 % erhöhte. Die Arbeitsproduktivität, 
gemessen als preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt je 
Erwerbstätigenstunde, ist im Jahr 2014 damit gering-
fügig um 0,1 % gestiegen, je Erwerbstätigen gerechnet 
hat sie im vergangenen Jahr stärker zugenommen, und 
zwar um 0,6 %. Die Zahl der Erwerbslosen (internatio-
nale Abgrenzung) ging 2014 nach Schätzungen auf 
Basis der Arbeitskräfteerhebung um 77 000 Personen 
oder 3,5 % auf rund 2,1 Millionen Personen zurück. 

Die Ergebnisse der Entstehungsseite des Bruttoinlands-
produkts zeigen, dass zur wirtschaftlichen Belebung 
im Jahr 2014 sowohl das Produzierende Gewerbe als 
auch die Dienstleistungsbereiche insgesamt beigetra-
gen haben, und zwar jeweils mit einer preisbereinigten 
Wachstumsrate von 1,4 %. Innerhalb des Produzieren-
den Gewerbes kam es – nach einem zum Teil witterungs-
bedingten sehr guten ersten Quartal 2014 – im Bau-
gewerbe zu einem Anstieg der wirtschaftlichen Leistung 
um 2,7 %. Im stark exportorientierten Verarbeitenden 
Gewerbe stieg die Bruttowertschöpfung trotz einer leich-
ten Schwächephase in den Sommermonaten um 2,0 %. 
Auf der Verwendungsseite des Bruttoinlandsprodukts 
war der Konsum wichtigster Wachstumsmotor der deut-
schen Wirtschaft: Die privaten Konsumausgaben stie-
gen preisbereinigt um 1,1 %, die des Staates um 1,0 %. 
Ebenfalls stiegen die Investitionen: Im Inland investier-
ten Unternehmen und Staat zusammen 3,7 % mehr in 
Ausrüstungen als ein Jahr zuvor. Auch die preisbereinig-
ten Bauinvestitionen nahmen zu, und zwar um 3,4 %. 
Der deutsche Außenhandel gewann im Jahresdurch-
schnitt 2014 trotz eines weiterhin schwierigen außen-
wirtschaftlichen Umfelds wieder etwas an Dynamik: Die 
preisbereinigten Exporte von Waren und Dienstleistun-

gen waren um 3,7 % höher als im Vorjahr. Die Importe 
legten allerdings fast genauso stark zu (+ 3,3 %).

In jeweiligen Preisen gerechnet war das Bruttoinlands-
produkt im Jahr 2014 mit 2 903 Milliarden Euro um 
3,3 % höher als im Vorjahr. Das Bruttonationaleinkom-
men erhöhte sich mit 3,2 % in ähnlicher Größenordnung 
auf 2 975 Milliarden Euro. Das Volkseinkommen ist im 
Jahr 2014 um 3,6 % auf 2 176 Milliarden Euro gestie-
gen. Das Arbeitnehmerentgelt der Inländer erhöhte sich 
gegenüber 2013 um 3,7 %. Die Unternehmens- und Ver-
mögenseinkommen stiegen im selben Zeitraum nach 
vorläufigen Berechnungen um 3,4 %. Die Lohnquote, 
die den Anteil des Arbeitnehmerentgelts am Volksein-
kommen misst, war demzufolge im Vorjahresvergleich 
nahezu unverändert und lag bei 68,1 %. Das verfügbare 
Einkommen der privaten Haushalte nahm 2014 um 
2,2 % zu und belief sich auf 1 719 Milliarden Euro. Die 
nominalen Konsumausgaben der privaten Haushalte 
stiegen mit + 2,1 % fast genauso stark wie das Einkom-
men. Die Sparquote der privaten Haushalte lag im Jahr 
2014 bei 9,2 % und damit ähnlich niedrig wie im Vorjahr. 
Die Staatshaushalte waren im Jahr 2014 weiter auf Kon-
solidierungskurs. Der Staatssektor beendete das Jahr 
nach noch vorläufigen Berechnungen mit einem leichten 
Finanzierungsüberschuss, was einer Überschussquote 
von 0,4 % des nominalen Bruttoinlandsprodukts ent-
spricht. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Ein nachhaltigeres Konsumverhalten ist für immer mehr Menschen in Deutschland 
wichtig und vor dem Hintergrund weiter steigender globaler Umweltbelastungen auch 
dringend notwendig. Die unterstellten Mehrkosten eines nachhaltigeren Konsums 
stellen jedoch für viele Verbraucher eine Handlungsbarriere dar. Im Forschungsvor-
haben „Warenkorbbasierter Preis- und Umweltwirkungsvergleich von ökologischem 
und konventionellem Konsum“ wird deswegen auf der methodischen Grundlage des 
Laspeyres-Preisindex anhand von Daten des Verbraucherpreisindex und der Kaufkraft-
paritäten überprüft, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe diese sogenannte Mehr-
preishypothese bei nachhaltigeren im Vergleich zu konventionellen Produkten zutrifft. 
Hier werden die Methoden und Ergebnisse des Bereichs „Nahrungsmittel, Getränke 
und Tabakwaren“ vorgestellt. 

 Keywords: Inflation – sustainable consumption – basket of goods –  
organic products – consumer price index

ABSTRACT

More sustainable consumption behaviour is important to more and more people in 
Germany and, considering the continuing increase in global environmental burdens, 
it is urgently needed. However, the assumed extra costs of more sustainable consump-
tion is an obstacle for many consumers to change their consumption behaviour. There-
fore, the research project on “Comparison of prices and environmental impact between 
ecological and conventional consumption, based on the basket of goods” is carried 
out on the methodological basis of the Laspeyres price index and using data of the 
consumer price index and of purchasing power parities. It studies whether and, if so, 
at what level the extra price hypothesis applies to more sustainable products when 
compared with conventional products. This article presents the methods and results 
for “food, beverages and tobacco products”. 
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1

Einleitung

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung beeinflussen zu -
nehmend das Konsumverhalten privater Haushalte. Die 
Vermeidung negativer sozialer und ökologischer Auswir-
kungen der Güterproduktion, die sich generationenüber-
greifend, lokal wie auch global abzeichnen, gewinnt an 
Bedeutung. Konsumenten erwarten heutzutage nicht nur 
einen Gebrauchsnutzen von den zu ihrer Lebenshaltung 
notwendigen Gütern. Der Nutzengewinn des Konsums 
soll auch auf möglichst umweltschonende und sozial-
verträgliche Weise sowie mit leistbarem Kostenaufwand 
erreicht werden. Ein Beispiel dieses Trends zum nach-
haltigen Konsum ist das seit Jahren anhaltende stetige 
Wachstum des Markts für biologisch erzeugte Lebens-
mittel. (Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft e. V., 
2014) Die Grundidee eines nachhaltigen Konsums lässt 
sich auf alle Konsumbereiche ausdehnen und sollte zur 
Vermeidung von produktionsbedingten sozialen und öko-
logischen Problemen flächendeckend umgesetzt werden.

Die Realisierung eines nachhaltigeren Konsumverhaltens 
ist zwar prinzipiell möglich, jedoch werden von den pri-
vaten Haushalten Mehrkosten unterstellt, die als Hand-
lungsbarriere angesehen werden. (TNS Infratest, 2011)

Preisvergleiche zwischen konventionellen und nachhal-
tigeren Produkten können hier zu einer objektiveren Be -
trachtung beitragen und wurden zumindest im Lebens-
mittelbereich bereits durchgeführt. (Hamm, 2007; 
Plaßmann/Hamm, 2009) Diese Untersuchungen kon-
zentrierten sich jedoch auf den Vergleich von Einzel-
preisen. Die Auswahl der Preisrepräsentanten erfolgte 
dabei nach der Relevanz der Güter am Markt und bezog 
sich im Wesentlichen auf das subjektive Preisempfin-
den und die Zahlungsbereitschaft der Konsumenten 
bei Bio-Lebensmitteln. Einzelpreisvergleichen liegen 
somit keine statistischen Warenkörbe im Sinne eines 
Preisindexkonzepts zugrunde. Sie sind deshalb zur 
umfassenden Bewertung der Lebenshaltungskosten 
ungeeignet. Allerdings wurde bereits festgestellt, dass 
einerseits eine Mehrpreisbereitschaft gegenüber ökolo-
gisch nachhaltigen Produktalternativen bei einer Mehr-
heit der Konsumenten vorhanden ist, andererseits liegt 
die Preiserwartung bei Bio-Produkten generell über dem 
tatsächlichen Preis. (Hamm/Plaßmann, 2010)

Zur Überprüfung der Mehrpreishypothese des nachhal-
tigen gegenüber dem konventionellen Konsum und zur 
Relativierung der übersteigerten Preiserwartung wer-
den systematische, objektive und methodisch fundierte 
Preisvergleiche benötigt. Beim warenkorbbasierten 
Preisvergleich eines Preisindex können sich Preisunter-
schiede durch die Bildung von gewichteten Mittelwer-
ten kompensieren. Dadurch kann sich der subjektive 
Eindruck hoher Einzelpreise relativieren. Es werden 
dabei – wie bei der Ermittlung von Preisveränderun-
gen im Verbraucherpreisindex – auch die Struktur der 
Geschäftstypen, Produkte unterschiedlicher Hersteller, 
verschiedene Berichtsgemeinden sowie Güterarten und 
Verbrauchsgewohnheiten als Mittelwert berücksichtigt. 
(Bechtold/Linz, 2005) Somit übt ein hoher Einzelpreis 
eines Gutes, das mit sehr geringem Gewicht in den Index 
eingeht, auf den gesamten Indexwert einen vergleichs-
weise geringen Einfluss aus.

Im Folgenden soll das Modell eines Preisvergleichs vor-
gestellt werden, bei dem die Ideen des nachhaltigen 
Konsums mit einem Preisindexkonzept verbunden wer-
den. | 1 Dazu sollen mithilfe eines warenkorbbasierten 
Preisvergleichs zwischen konventionellen Gütern und 
ihren ökologisch nachhaltigen Alternativen die Kosten 
einer nachhaltigeren Lebenshaltung für die Konsumen-
ten transparenter werden. Dieses Vorhaben ist mit eini-
gen preisstatistischen Herausforderungen verbunden.

2

Grundsätzliche Vorgehensweise  
des Preisvergleichs

2.1 Orientierung am Preisindexkonzept

Der Preisvergleich von konventionellen Gütern der 
Lebenshaltung und deren nachhaltigen Alternativen 
orientiert sich am Konzept des Laspeyres-Preisindex für 

 1 Die Ausführungen sind Gegenstand des Forschungsvorhabens  
„WaPrUmKo – Warenkorbbasierter Preis- und Umweltwirkungsver-
gleich von ökologischem und konventionellem Konsum“. Dieses vom 
Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderte Vorhaben 
(FKZ 03FH011PX2) wird unter Beteiligung der Forschungsstätte der 
Evangelischen Studiengemeinschaft e. V. (FEST), der bioVista GmbH 
und des Statistischen Bundesamtes am Institut für Industrial Ecology 
(INEC) der Hochschule Pforzheim durchgeführt.
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zeitliche Preisvergleiche, bei dem sich die Mengenstruk-
tur zwischen Berichts- und Basisjahr nicht ändert. Im 
übertragenen Sinne stellen die Preise der nachhaltigen 
Alternativen die Berichtsperiode und die Preise der kon-
ventionellen Güter die Basisperiode dar. Dabei werden 
allerdings die Preise von Gütern mit unterschiedlichen 
Qualitätsmerkmalen zu einem festen Zeitpunkt mitein-
ander verglichen. Darin unterscheidet sich dieser Preis-
vergleich vom Laspeyres-Konzept, bei dem der zeitliche 
Preisvergleich von möglichst absolut identischen Gütern 
zwischen zwei Zeitpunkten im Vordergrund steht. Ideal-
typisch sollten sich bei dem durchzuführenden Preisver-
gleich die zu vergleichenden Güter nur in der Qualität 
des Nachhaltigkeitskriteriums unterscheiden. Dement-
sprechend kann argumentiert werden, dass Preisunter-
schiede durch Qualitätsunterschiede gedeckt sind und 
nicht auf ein allgemein unterschiedliches Preisniveau 
zurückzuführen sind. Somit ist der Preisvergleich unab-
hängig von Preisniveauunterschieden.

2.2 Nachhaltigkeitskriterien  
beim Konsum

Zur Umsetzung eines nachhaltigen Konsums sind hinrei-
chende Produktinformationen nötig. Diese dienen den 
Konsumenten als Unterscheidungsmerkmal der Umwelt- 
beziehungsweise Nachhaltigkeitsqualität. Insbeson-
dere Umwelt- beziehungsweise Nachhaltigkeitszeichen, 
sogenannte Label, unterstützen die Verbraucher innen 
und Verbraucher bei ihrer Entscheidung für einen nach-
haltigen Kauf. Umweltzeichen, wie etwa der Blaue Engel 
oder das EU-Bio-Siegel, sind umweltbezogene Wort- 
und/oder Bildzeichen, die auf einem Produkt, seiner Ver-
packung oder in der Produktwerbung zu sehen sind. Sie 
grenzen umweltschonende/sozialverträgliche Produkte 
oder Dienstleistungen gegenüber Konkurrenzangeboten 
ab, die in ihrer Funktion vergleichbar, aber nicht umwelt-
freundlich/sozialverträglich sind. | 2 Die Vergabekriterien 
der Label müssen nachvollziehbar und nachprüfbar sein. 
Im Rahmen des Preisvergleichs soll allerdings nicht über-
prüft werden, ob die mit Öko-Label versehenen Güter 
tatsächlich nachhaltiger sind als konventionelle Güter. 
Vielmehr soll die Auswahl der Preis repräsentanten auf 
Basis der Informationen getroffen werden, die auch den 
Konsumenten zur Verfügung stehen.

 2 www.umweltzeichen.de, www.label-online.de

Eine weitere Quelle von benötigten Handlungsempfeh-
lungen und Nachhaltigkeitskriterien für Konsumenten 
sind Leitfäden und Ratgeber zur Umsetzung eines nach-
haltigen Konsumverhaltens. Exemplarisch sei hier die 
vom Rat für nachhaltige Entwicklung herausgegebene 
Informationsbroschüre „Der nachhaltige Warenkorb“ 
genannt. (Rat für nachhaltige Entwicklung, 2013) Die 
darin enthaltenen Handlungsempfehlungen und auf-
gelisteten Umweltzeichen/Label bilden die Entschei-
dungsgrundlage, um mögliche Güteralternativen bei der 
Durchführung des warenkorbbasierten Preisvergleichs 
zu bestimmen. Darüber hinaus können beispielsweise 
die Produktempfehlungen der vom Öko-Institut betreu-
ten Initiative EcoTopTen in die Auswahl der Preisreprä-
sentanten einfließen. | 3

2.3 Methode des Preisvergleichs  
und Bestimmung des statistischen 
Warenkorbs

Eine schematische Übersicht stellt die grundsätzliche 
Methode des Preisvergleichs dar.  Grafik 1 Die Ge -
wichtungsgrundlage bei der Durchführung des Preis-
vergleichs bildet das Feinwägungsschema des Verbrau-

 3 www.ecotopten.de
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Grafik 1
Schematische Übersicht der grundsätzlichen Methodik
des Preisvergleichs

Warenkorb

Einzelproduktspezifikationen: EPSi (i = 1, ..., n)
bestehend aus Kaufkraftparitäten-EPS und eigenen EPS
jeweils in ...

ökologisch-nachhaltiger
Qualität

konventioneller Qualität

Preisvergleich

Berechnung der Preismesszahlen (PMZ)
Durchschnittspreis ökologisch-nachhaltige EPSi /
Durchschnittspreis konventionelle EPS *100i

Berechnung der Preisindizes

Gewichtung der PMZ über Feinwägungsschema des
Verbraucherpreisindex (GEWICHT )i

i=1 PMZi *GEWICHTi
n
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cherpreisindex (VPI). Allerdings wurde die Auswahl der 
Preisrepräsentanten auf Basis der zur Berechnung von 
Kaufkraftparitäten (KKP) bestimmten Einzelproduktspe-
zifikationen (product specifications) getroffen. Dieses 
Verfahren erfordert zwar die Zuordnung der Einzel-
produktspezifikationen der Kaufkraftparitäten zu den 
Indexpositionen des VPI-Feinwägungsschemas, aller-
dings können dadurch die Vorteile beider Methoden 
für den eigenen Preisvergleich genutzt werden. So sind 
die Einzelproduktspezifikationen der Kaufkraftparitäten 
aufgrund ihrer deutlich spezifischeren Vorgaben besser 
für den Preisvergleich zwischen möglichst gleichwerti-
gen, sich allein bezüglich der Nachhaltigkeitsqualität 
unterscheidenden Gütern geeignet als die gröberen 
Vorgaben des Verbraucherpreisindex. Die Verwendung 
des VPI-Feinwägungsschemas ermöglicht hingegen eine 
genauere und tiefergehende Abbildung der in Deutsch-
land vorherrschenden Konsumstruktur. Zudem ermög-
licht die Zuordnung der Einzelproduktspezifikationen 
der Kaufkraftparitäten auf das Feinwägungsschema des 
Verbraucherpreisindex eine Preisbereinigung mittels 
des Verbraucherpreisindex. Ein weiterer Vorteil dieses 
Verfahrens ist, dass die Preisdaten der KKP-Erhebun-
gen teilweise als Basispreise genutzt werden können, 
wodurch sich der Erhebungsaufwand stärker auf die 
nachhaltigen Güteralternativen zu den etwa 2 000 KKP-
Einzelproduktspezifikationen konzentrieren kann. Eine 
zusätzliche Einschränkung des Erhebungsaufwands 
ergibt sich bei Positionen, für die Konsum- beziehungs-
weise Verhaltensalternativen fehlen. Dies gilt beispiels-
weise für die meisten Medikamente, die in die KKP-
Berechnung eingehen. In diesen Fällen wird der jeweilige 
konventionelle Preisrepräsentant auch als nachhaltige 
Alternative angesehen und verbleibt als neutrales Ele-
ment in der Indexberechnung. In einigen Konsumberei-
chen, zum Beispiel im Verkehrsbereich, wurde von den 
KKP-Einzelproduktspezifikationen abgewichen. Statt-
dessen wurden eigene, den speziellen Anforderungen 
des ökologisch-nachhaltigen Preisvergleichs entspre-
chende Einzelproduktspezifikationen entwickelt.

Im gewählten Ansatz des Preisvergleichs auf Basis des 
VPI-Feinwägungsschemas werden konventionelle Güter 
im statistischen Warenkorb durch ökologisch nach-
haltige Alternativen ersetzt. Somit wird zunächst aus-
schließlich eine Änderung der Nachhaltigkeitsqualität 
der Preisrepräsentanten betrachtet und keine Verhal-
tensänderung der Konsumenten hin zu einem nachhal-
tigeren Konsumstil. Der mit dem Wägungsschema des 

Verbraucherpreisindex assoziierte Durchschnittshaus-
halt wird somit durch die Wahl nachhaltiger beziehungs-
weise ökologischer Konsumalternativen zu einem öko-
effizienteren Durchschnittshaushalt. Allerdings können 
sich bereits aus der Wahl der Konsumalternativen klei-
nere Anpassungen des Wägungsschemas und damit des 
statistischen Warenkorbs ergeben. Der ökologisch nach-
haltige Warenkorb eines umfassend nachhaltigen Kon-
sumstils ist mit noch wesentlich stärkeren Änderungen 
des Wägungsschemas verbunden. Solche Verhaltens-
änderungen werden in einer späteren Phase des Pro-
jekts betrachtet.

3

Der Bereich Nahrungsmittel,  
Getränke und Tabakwaren 

Der Bereich „Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwa-
ren“ (COICOP 01-02) | 4 ist für einen nennenswerten Teil 
der durch private Haushalte ausgelösten Umweltwir-
kungen verantwortlich. Nach den Berechnungen des 
European Topic Centre on Sustainable Consumption and 
Production (ETC/SCP) lag deren Anteil an den gesam-
ten direkten und indirekten durch den privaten Konsum 
verursachten Treibhausgas-Emissionen im Jahr 2007 in 
der Europäischen Union (EU-27) bei knapp 17 %. Beim 
Rohstoffeinsatz („material use“) betrug der Anteil sogar 
gut 34 %. (European Environment Agency, 2012) Der 
Ausgabenanteil der privaten Haushalte für „Nahrungs-
mittel, Getränke und Tabakwaren“ lag in Deutschland 
laut dem Wägungsschema des Statistischen Bundes-
amtes im Jahr 2010 bei 14 %. Eigene Auswertungen 
zeigen, dass ein negativer Zusammenhang zwischen 
Einkommen und Ausgabenanteil besteht: Von 20,4 % im 
ersten („ärmsten“) Dezil (Nettoäquivalenzeinkommen) 
fällt der Ausgabenanteil stetig auf nur noch 10,4 %, also 
etwa die Hälfte, im zehnten („reichsten“) Dezil ab. (Held, 
2014) Verschiedene Untersuchungen legen nahe, dass 
die ökologischen Vorteile des Biolandbaus in geringeren 
CO2-Emissionen, einer niedrigeren Gewässer- und Luft-
verschmutzung, einer besseren Erhaltung der Boden-
fruchtbarkeit und einer erhöhten Biodiversität liegen. 
(Schader und andere, 2013)

 4 COICOP: Classification of Individual Consumption by Purpose –  
(internationale) Klassifikation der Verwendungszwecke des  
Individualverbrauchs.
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3.1 Differenzierungsmerkmale  
der ökologisch(er)en Produkte

Das in Deutschland am weitesten verbreitete und be -
kannteste Siegel im Lebensmittelbereich ist das deut-
sche Bio-Siegel. (Dr. Grieger, 2013) Es beruht auf den 
Kriterien der EG-Öko-Verordnung | 5 und wird von den Ver-
brauchern als sehr vertrauenswürdig eingeschätzt. | 6 Im 
Juli 2010 wurde zusätzlich das EU-Bio-Logo eingeführt. 
Dieses ist gleichwertig mit dem deutschen Bio-Siegel 
und muss seit Juli 2012 verbindlich auf Produkten auf-
gedruckt sein, welche die EG-Öko-Verordnung erfüllen. 
Aufgrund der großen Verbreitung, des hohen Bekannt-
heitsgrads sowie der positiven Bewertungen beim Nach-
haltigen Warenkorb und label-online.de wird das deut-
sche Bio-Siegel (und damit auch das EU-Bio-Logo) als 
Mindestkriterium für die ökologischen Produkte festge-
legt. Darüber hinaus gibt es im Lebensmittelbereich wei-
tere Siegel, zum Beispiel die Siegel „Bioland“, „Natur-
land“ oder „demeter“. Deren ökologische Kriterien 
gehen teilweise noch über die des deutschen Bio-Sie-
gels hinaus und enthalten teilweise auch soziale Krite-
rien. Produkte, die solche Siegel tragen, werden eben-
falls erfasst, soweit sie mindestens die Kriterien des 
deutschen Bio-Siegels erfüllen. | 7 Fair-Trade-Produkte 
(zum Beispiel mit den Siegeln FairTrade, Gepa Fair+; 
Rapunzel Hand in Hand) werden ebenfalls berücksich-
tigt, soweit sie (mindestens) auch das EU-Bio-Logo tra-
gen. Im Bereich “Wildfische“ ist per Definition kein Bio-
Siegel möglich. Hier wird stattdessen das Siegel „Marine 
Stewardship Council“ (MSC) als Kriterium verwendet. | 8 
Im Bereich Mineralwasser wird das Siegel „bio Mineral-
wasser“ als Kriterium angesetzt. | 9

 5 Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über 
die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von 
ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 (Amtsblatt der EU Nr. L 189, Seite 1).

 6 www.label-online.de, Rat für Nachhaltige Entwicklung (2013).

 7 Eine differenzierte Preiserhebung nach Siegeln war auf Grundlage der 
verwendeten Datenquellen (siehe Abschnitt 3.4 Datenquellen der 
Preisbeobachtungen) nicht möglich.

 8 Bewertung label-online.de: „Besonders empfehlenswert“; Nachhalti-
ger Warenkorb: Ökologisch „voll“; Sozial „leer“.

 9 Dieses ist noch nicht weit verbreitet, wurde jedoch von label-online.
de als „Besonders empfehlenswert“ bewertet.

3.2 Zusammensetzung des Warenkorbs

Entscheidend für die Aussagekraft des Preisvergleichs 
ist die Zusammensetzung des Warenkorbs. Die ausge-
wählten Produkte dienen dabei als Stellvertreterpro-
dukte für Güterarten. Die Grundlage des Warenkorbs 
bildet die KKP-Erhebungsliste 2012-01 „Nahrungsmit-
tel, Getränke und Tabakwaren“. Von dieser Liste werden 
vom Statistischen Bundesamt 221 Produktspezifika-
tionen für Deutschland für Zwecke des internationalen 
Preisvergleichs mit Kaufkraftparitäten als repräsentativ 
eingestuft. Als „repräsentativ“ gilt eine Produktspezi-
fikation, wenn sie einen bedeutenden Anteil an den 
Gesamtausgaben innerhalb ihrer „Basic Heading“, der 
nächst höheren Gliederungsebene, ausmacht. | 10 Aller-
dings wurden einige Anpassungen an dieser Liste vor-
genommen: 

(1) Es wurden im Markensegment „markenlos“ 
(„brandless“) 36 Positionen neu hinzugefügt. 
Diese Ergänzung wurde vorgenommen, um den 
Discounterbereich, der gerade bei Bio-Produkten 
an Bedeutung gewinnt, noch besser abbilden 
zu können. Außerdem wurde neben der Position 
„COCA COLA, Flasche“ zusätzlich die Position 
„COCA COLA, Dose“ als repräsentativ einge-
stuft. Diese Ergänzung wurde vorgenommen, da 
hauptsächlich Bio-Produkte dieser Gebindegröße 
(330 ml) gefunden wurden.

(2) Es wurden elf Produktspezifikationen ausgeschlos-
sen. Ein Grund dafür ist, dass die jeweilige Pro-
duktspezifikation von einer anderen nur durch die 
Verpackungsgröße abwich. Diese wurden zur Ver-
ringerung des Erhebungsaufwands ausgeschlos-
sen (5 Fälle). Ein weiterer Grund ist, dass eine sehr 
ähnliche Produktspezifikation bereits enthalten 
ist (4 Fälle). Zwei Produktspezifikationen wurden 
ausgeschlossen, da diese spezifisch Bio-Produkte 
betreffen.

(3) Die Methodik im Bereich „Wein“ weicht aufgrund 
der Diversität der Produktgruppe von der der 
KKP-Erhebungen ab. Es wurden jeweils möglichst 
vergleichbare Einzelprodukte, und nicht Pro-
duktspezifikationen, miteinander verglichen. Aus 

10 Für nähere Informationen zur Berechnung der Kaufkraftparitäten 
siehe Burg (2011).
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diesen direkten Preisvergleichen wurden die zwei 
Produktspezifikationen „Rotwein“ und „Weißwein“ 
gebildet. Dieses Vorgehen reduziert die Anzahl der 
Produktspezifikationen von acht auf zwei.

Insgesamt enthält der Warenkorb schließlich 241 Pro-
duktspezifikationen. In diesen werden Kriterien auf-
gestellt, die die Produkte erfüllen müssen. Spezifiziert 
werden besondere Eigenschaften (zum Beispiel bei 
Reis, dass er parboiled und weiß sein soll), die Spanne 
der zugelassenen Verpackungsgröße und die Referenz-
menge. Teilweise werden Ausschlusskriterien, zum 
Beispiel Kochbeutel bei Reis, benannt. Diese Kriterien 
sollen sicherstellen, dass ausschließlich möglichst 
ähnliche Produkte miteinander verglichen werden. Die 
ökologische Produktspezifikation unterscheidet sich nur 
insofern von der konventionellen, als dass als zusätz-
liches Mindestkriterium das Bio-Siegel hinzukommt.

3.3 Einteilung in Markensegmente

Die Markenunterscheidung ist von großer Bedeutung für 
den Preisvergleich. Denn unterschiedliche Markenwerte 
können einen großen Preisunterschied hervorrufen. 
Beim Vergleich der konventionellen und ökologischen 
Produkte soll sich aber möglichst nur die ökologische 
Qualität zwischen den Produkten unterscheiden; der 
Markenwert sollte also möglichst identisch sein.

Bei den KKP-Erhebungen wird zwischen fünf Markenseg-
menten unterschieden. (Eurostat/OECD, 2012) Diese 
fünf Markensegmente teilen sich in zwei Gruppen auf: 
die „markenspezifischen Definitionen“ (brand specific 
definitions) und die „generischen Definitionen“ (generic 

definitions). Bei den marken spezifischen Definitionen 
wird zwischen den Markensegmenten „einzelne Marke“ 
(single brand) und „mehrere Marken“ (multiple brands) 
unterschieden. In der Gruppe „generische Definitionen“ 
sind keine spezifischen Marken vorgegeben. Darunter 
fallen die Markensegmente „bekannte Marke“ (well-
known brands), „markenlos“ (brandless) und „Marke 
nicht relevant“ (brand not relevant).  Übersicht 1

Für den ökologischen Preisvergleich mussten einige 
Anpassungen vorgenommen werden. Anders als bei 
den KKP-Erhebungen wird bei den eigenen Preiserhe-
bungen zwischen den Markensegmenten „Hersteller- 
marke“, „Mehrwert-Handelsmarke“, „Preis einstiegs-
Handelsmarke“ und „Marke nicht relevant“ unter-
schieden. | 11 Herstellermarken sind unabhängig vom 
Vertriebskanal, können also bei mehreren Einzelhänd-
lern verkauft werden. Dies unterscheidet sie von den 
Handelsmarken. Diese Neueinteilung der Marken ist 
erforderlich, da für Produktspezifikationen mit marken-
spezifischen KKP-Definitionen (einzelne Marke, meh-
rere Marken) meist kein entsprechendes ökologisches 
Produkt der dort vorgegebenen Marken existiert. Um 
trotzdem einen Preisvergleich für diese Produktspezifi-
kationen vornehmen zu können, wird den markenspe-
zifischen KKP-Definitionen das eigene Markensegment 
„Herstellermarke“ zugeordnet. Dem KKP-Markenseg-
ment „bekannte Marke“ werden sowohl das Marken-
segment „Herstellermarke“ des Forschungsvorhabens 

11 Die Markensegmente „Mehrwert-Handelsmarke“ und „Preiseinstiegs-
Handelsmarke“ werden entsprechend der Definition der Gesellschaft 
für Konsumforschung (GfK) verwendet (GfK, 2013). Dort wird bei den 
Handelsmarken nur zwischen diesen beiden Segmenten unterschie-
den (und nicht noch weiter in zum Beispiel „Premium-Handelsmar-
ken“, wie teilweise in anderen Quellen).

Übersicht 1
Markensegmente (Kaufkraftparitäten, eigene Berechnungen)

KKP-Marken-
segment

Markenspezifische Definitionen Generische Definitionen

einzelne Marke mehrere Marken bekannte Marke ohne Marke

markenlos Marke nicht relevant

bezieht sich auf spezifische Marke oder Geschäftsketten, die normal 
eine weite Verbreitung über Länder hinweg hat/
haben

internationale oder 
nationale Marken oder 
Geschäftsketten

Güter ohne eine Marke 
oder mit Marke, die 
für Verbraucher keine 
Bedeutung hat

Dienstleistungen und 
bestimmte Güter, zum 
Beispiel frische Lebens-
mittel 

Markenwert ja ja nein nicht zutreffend

WaPrUmKo-Mar-
kensegment

Herstellermarke Mehrwert- 
Handelsmarke

Preiseinstiegs- 
Handelsmarke

Marke nicht relevant

KKP – Kaufkraftparitäten.
WaPrUmKo – Forschungsvorhaben „Warenkorbbasierter Preis- und Umweltwirkungsvergleich von ökologischem und konventionellem Konsum“.

Statistisches Bundesamt | WISTA | 1 | 201546



Ist ökologischer Konsum teurer?

„Warenkorbbasierter Preis- und Umweltwirkungsver-
gleich von ökologischem und konventionellem Konsum“ 
(WaPrUmKo) als auch „Mehrwert-Handelsmarke“ zuge-
ordnet. Dies entspricht der Methode der KKP-Erhebun-
gen, die ausdrücklich auch solche Mehrwert-Handels-
marken in das KKP-Markensegment „bekannte Marke“ 
aufnehmen. (Eurostat, 2012) Dem KKP-Markensegment 
„markenlos“ wird das WaPrUmKo-Markensegment 
„Preis einstiegs-Handelsmarke“ zugeordnet. Dies ent-
spricht ebenfalls der Methodik der KKP-Erhebungen. 
(Eurostat, 2012) Das KKP-Markensegment „Marke nicht 
relevant“ wird ohne Anpassungen übernommen. 

In sieben Fällen konnte im Bereich „markenlos“ für eine 
konventionelle Produktspezifikation kein entsprechen-
des ökologisches Produkt im selben Markensegment 
gefunden werden. Da unterstellt wird, dass der Bedarf 
nach diesen Gütern trotzdem vorhanden ist, wurde bei 
den betroffenen ökologischen Produktspezifikationen 
das nächsthöhere Markensegment, also „Mehrwert-
Handelsmarken“, zugelassen.

3.4 Datenquellen der  
Preisbeobachtungen

Nachdem das ökologische Kriterium, der Warenkorb und 
die dazu gehörigen Produktspezifikationen festgelegt 
sind, können die jeweiligen Preisrepräsentanten erho-
ben werden. Diese werden auf drei unterschiedlichen 
Wegen gewonnen. 

Quelle (1): Die Preiserhebungen  
zur Ermittlung der Kaufkraftparitäten

Der Anschluss an die KKP-Methodik bietet den großen 
Vorteil, dass die vom Statistischen Bundesamt durch-
geführten Preisbeobachtungen verwendet werden kön-
nen. Diese wurden turnusgemäß im ersten Halbjahr 
2012 erhoben und konnten vor Ort beim Statistischen 
Bundesamt ausgewertet und schließlich aggregiert 
und anonymisiert in Form von Durchschnittspreisen für 
den Preisvergleich eingesetzt werden. | 12 Diese Durch-
schnittspreise werden für alle konventionellen Pro-
duktspezifikationen der Markensegmente „Hersteller-

12 Ein Dank für die Unterstützung gilt im Statistischen Bundesamt  
speziell Herrn Daniel Seeger, Herrn Florian Burg und Herrn Olaf Bayer.

marke“, „Mehrwert-Handelsmarke“ und „Marke nicht 
relevant“ verwendet.

Quelle (2): Die Datenbank  
des Projektpartners bioVista

Der Projektpartner bioVista betreibt seit 2003 ein 
Handelspanel, das auf den Scannerkassendaten von 
Bioläden, Bio-Supermärkten und Reformhäusern aus 
ganz Deutschland aufbaut und etwa 400 Einzelhänd-
ler umfasst. Die in der bioVista-Datenbank enthalte-
nen Produkte wurden mit den Produktspezifikationen 
abgeglichen und die passenden Produkte der jeweiligen 
Produktspezifikation zugeordnet. In einer Datenbank-
abfrage wurden dann von den zugeordneten Produk-
ten der Absatz (der der Anzahl der Preisbeobachtungen 
entspricht), der Umsatz, der Durchschnittspreis und der 
Variationskoeffizient des Durchschnittspreises für das 
Jahr 2012 ausgewertet. | 13 Mit dem Variationskoeffizien-
ten wurde die Datenqualität kontrolliert. Dazu wurden 
Produkte mit einem Variationskoeffizienten von über 
20 % überprüft und gegebenenfalls ausgeschlossen. Als 
Obergrenze wurde ein Variationskoeffizient von 40 % 
gesetzt. | 14 Gründe für moderat hohe Variationskoeffi-
zienten können beispielsweise Sonderangebote oder 
starke Preisveränderungen über das Jahr hinweg sein. 
Bei Variationskoeffizienten von mehr als 40 % ist hin-
gegen von fehlerhaften Eingaben auszugehen. Diese 
so validier ten Durchschnittspreise werden für alle öko-
logischen Produktspezifikationen der Markensegmente 
„Herstellermarke“, „Mehrwert-Handelsmarke“ und „Mar- 
 ke nicht relevant“ verwendet. Es kann zwar davon aus-
gegangen werden, dass die zur Berechnung des Preis-
vergleichs aus der bioVista-Datenbank entnommenen 
Lebensmittel mindestens das EU-Bio-Logo tragen. Eine 
differenziertere Auswertung nach Siegeln ist allerdings 
nicht möglich, da in der bioVista-Datenbank der Siegel-
typ nicht erfasst wird.

13 Dabei lag beispielsweise der maximale Absatz eines Produkts bei 
245 255 Einheiten.

14 Diese Methode ist angelehnt an die Methode der Kaufkraftparitäten 
(Eurostat/OECD, 2012, hier: Seite 119).
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Quelle (3): Eigene Preiserhebungen  
(vor Ort/im Internet)

Neben der Berücksichtigung dieser beiden Sekundär-
quellen wurden eigene Preiserhebungen durchgeführt, 
für die sowohl vor Ort als auch im Internet Preise beob-
achtet wurden. Die wichtigsten Einzelhandelsketten 
sollten so abgedeckt werden. Die Preisbeobachtungen 
werden für alle ökologischen Produktspezifikationen 
(„Herstellermarke“, „Mehrwert-Handelsmarke“, „Marke 
nicht relevant“, „markenlos“) verwendet. Im Marken-
segment „markenlos“ beziehungsweise „Preiseinstiegs-
Handelsmarken“ wurden außerdem auch für die konven-
tionellen Produktspezifikationen Preise erhoben, weil in 
diesem Bereich 36 Produktspezifikationen neu geschaf-
fen wurden, für die entsprechend keine Preisbeobach-
tungen aus den KKP-Erhebungen vorlagen. Dies war 
möglich, da die Produkt- und Händlervielfalt in diesem 
Bereich überschaubar ist und die beobachteten Preisab-
weichungen sehr gering sind. Aus Konsistenzgründen 

wurden auch für die restlichen 23 Produktspezifikati-
onen des Bereichs „Preiseinstiegs-Handelsmarke“ die 
Preise selbst erhoben.

3.5 Berechnung der Durchschnittspreise 
der Produktspezifikationen

Die verschiedenen Datenquellen erforderten die Ent-
wicklung von zwei unterschiedlichen Methoden zur 
Berechnung der Durchschnittspreise.  Grafik 2

Methode (A): Die Markensegmente  
„markenspezifische Definitionen“, 
„bekannte Marke“, „Marke nicht relevant“

Für die Markensegmente „markenspezifische Definiti-
onen“, „bekannte Marke“ und „Marke nicht relevant“ 
werden auf Seite der konventionellen Produktspezifi-

2015 - 01 - 0039

Grafik 2
Übersicht der Methoden zur Berechnung des ökologischen Preisvergleichs im Bereich "Nahrungsmittel,
Getränke und Tabakwaren"

Konventionelle
Produktspezifikationen Datenquellen Datenquellen

Ökologische
Produktspezifikationen

Markenspezifische
Definitionen

Bekannte Marke

Marke nicht relevant

markenlos
(Preiseinstiegs-
Handelsmarken)

Herstellermarken

Mehrwert-Handelsmarken

Marke nicht relevant

Preiseinstiegs-
Handelsmarken
(markenlos)

Quelle (3):
Eigene Preis-
erhebungen

Quelle (2):
bioVista-Daten-
bank (gewichtet
über Umsatz-
angaben)

Quelle (3):
Eigene Preis-
erhebungen
(preisbereinigt
auf Jahr 2012,
gewichtet über
50%-Annahme)
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kationen die Durchschnittspreise der KKP-Erhebungen 
unverändert verwendet.

Für die ökologischen Produktspezifikationen und die 
entsprechenden Markensegmente werden die validier-
ten Durchschnittspreise der zugeordneten Produkte aus 
der bioVista-Datenbank herangezogen. In die Berech-
nung des Durchschnittspreises der Produktspezifikatio-
nen gehen diese mit ihrem jeweiligen Umsatz gewichtet 
ein. Die Märkte der Alnatura Produktions- und Handels 
GmbH sind nicht Teil des Handelspanels von bioVista. 
Da Alnatura jedoch einen relativ großen Marktanteil im 
Bereich des Biowarenfachhandels besitzt, wurden die 
Preise für Alnatura-Produkte selbst erhoben. Allerdings 
liegen für die eigenen Preiserhebungen keine Umsatz-
angaben vor. Es wird deswegen die Annahme gesetzt, 
dass der Umsatz der Alnatura-Produkte dem des meist-
verkauften Produkts der jeweiligen Produktspezifikation 
der bioVista-Datenbank entspricht. Die Produkte aus der 
bioVista-Datenbank und die Alnatura-Produkte bilden 
zusammen das Handelssegment „Bio- und Reformwa-
renfachhandel“. Dieses geht mit 50 % in den ökologi-
schen Durchschnittspreis ein. Das zweite Handelsseg-
ment bilden die „Lebensmitteleinzelhändler (ohne 
Discounter)“. Diese gehen ebenfalls mit 50 % mit ein. 
Die unterstellten Annahmen wurden externen Fachleu-
ten vorgestellt und von diesen als realistisch bewertet. 
Zur Validierung der Daten wird, entsprechend der bei den 
bioVista-Preisbeobachtungen angewendeten Methodik, 
der Variationskoeffizient berechnet und ab einem Wert 
von 20 % eine Überprüfung durchgeführt und als Ober-
grenze ein Variationskoeffizient von 40 % gesetzt.

Methode (B): Das Markensegment  
„markenlos“

Wie bereits erwähnt, wurden in diesem Markensegment 
sowohl die Preise der ökologischen Produktspezifika-
tionen als auch ihrer konventionellen Pendants selbst 
erhoben. Im Gegensatz zu den bioVista-Daten liegen 
hier keine Umsatzzahlen vor, die zur Gewichtung der 
einzelnen Preisbeobachtungen im Zuge der Berechnung 
des Durchschnittspreises hätten verwendet werden kön-
nen. Deswegen gehen alle Preisbeobachtungen gleich-
gewichtet in den Preisvergleich mit ein. Die Validierung 
der Daten wird entsprechend der Methode (A) über den 
Variationskoeffizienten vorgenommen.

3.6 Berechnung der Preismesszahlen

Nach den genannten Methoden und Datenquellen wur-
den für jede Produktspezifikation ein konventioneller 
und ein ökologischer Durchschnittspreis berechnet. 
Aus diesen werden die sogenannten Preismesszahlen 
berechnet, indem der Durchschnittspreis der ökologi-
schen Produktspezifikation auf den Durchschnittspreis 
der jeweiligen konventionellen Produktspezifikation 
basiert wird. Die Preismesszahlen werden nach folgen-
der Formel berechnet:

PMZi = DP-ökoi / DP-konvi * 100, wobei

i = jeweilige Produktspezifikation (i = 1, 2, …, 241)

PMZi = Preismesszahl

DP-öko = ökologisch-nachhaltiger Durchschnittspreis

DP-konv = konventioneller Durchschnittspreis

3.7 Gewichtung zu Preisindizes

Durch die bislang durchgeführten Berechnungen liegen 
241 Preismesszahlen im Lebensmittelbereich vor, die 
jeweils das Preisverhältnis ökologischer Produktspezi-
fikationen zu ihren konventionellen Pendants angeben. 
Die Produktspezifikationen stehen stellvertretend für 
bestimmte Güterarten. Um Preisindizes auf verschie-
denen Konsumebenen berechnen zu können, werden 
Gewichte benötigt, die angeben, welchen Ausgabenan-
teil die Güterarten an den gesamten Konsumausgaben 
ausmachen. Für diese wird auf das VPI-Feinwägungs-
schema auf COICOP-10-Steller-Ebene zurückgegriffen. 
Im Bereich „Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke“ 
(COICOP 01) wird zwischen 149 Güterarten unterschie-
den, im Bereich „Alkoholische Getränke und Tabak-
waren“ (COICOP 02) zwischen 13 Güterarten. Um das 
Feinwägungsschema einsetzen zu können, werden die 
Produktspezifikationen den Güterarten des Feinwä-
gungsschemas zugeordnet. Dabei tritt sowohl der Fall 
auf, dass mehrere Produktspezifikationen einer Güterart 
zugeordnet sind, als auch der Fall, dass einer Güterart 
keine Produktspezifikation zugeordnet werden kann. 
Im ersten Fall (72 Fälle) wird das Gewicht der Güterart 
durch die Anzahl der zugeordneten Produktspezifika-
tionen geteilt und jeder Produktspezifikation das dar-
aus entstehende Gewicht zugeordnet. Im zweiten Fall 
wird das Gewicht der nicht besetzten Güterarten (46 
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Fälle) entsprechend der Gewichtsanteile der abgedeck-
ten Güterarten auf diese hinzugerechnet. Dazu werden 
Abdeckungsgrade auf 4-Steller-Ebene berechnet und 
mit diesen die Gewichte der abgedeckten Güterarten auf 
100 % skaliert. Dies gewährleistet, dass alle Ausgaben-
anteile enthalten sind, unterstellt aber, dass die Preis-
unterschiede der nicht abgedeckten Güterarten den 
durchschnittlichen Preisunterschieden der abgedeckten 
Güterarten der jeweiligen 4-Steller-Ebene entsprechen. 
Durch die so aus dem Feinwägungsschema zugeordne-
ten und berechneten Gewichte ist es möglich, ökologi-
sche Preisindizes auf Ebene der 2- bis 4-Steller der COI-
COP zu berechnen.

3.8 Methodische Einschränkungen

Bevor die Ergebnisse präsentiert werden, sind zu deren 
Einordnung einige einschränkende Anmerkungen not-
wendig. So weicht der dargestellte Preisvergleich in eini-
gen Punkten von der Praxis bei den Preiserhebungen der 
Kaufkraftparitäten ab. Beispielsweise sind Sonderange-
bote in den bioVista-Daten enthalten, während diese 
bei den KKP-Erhebungen ausgeschlossen sind. Darü-
ber hinaus wurden die Erhebungen zu verschiedenen 
Zeitpunkten durchgeführt, sodass der hier dargestellte 
Preisvergleich auf einer Kombination von Daten aus 
den Jahren 2012 und 2014 beruht. Soweit Preise aus 
beiden Jahren innerhalb einer Produktspezifikation mit-
einander verglichen wurden, wurde deren Niveau über 
den Verbraucherpreisindex auf das Jahr 2012 preisbe-
reinigt. Eine Bereinigung der konventionellen Preisbe-
obachtungen mittels Verbraucherpreisindex auf das 
Jahr 2014 wäre hier zwar die zu präferierende Variante, 
war jedoch aufgrund unterschiedlicher Erhebungszeit-
punkte der ökologischen Produkte nicht möglich. Die 
Unterschiede bei der Markendifferenzierung zwischen 
den KKP- und den eigenen Erhebungen kann außer-
dem unterschiedliche Anteile der Hersteller-Marken und 
Mehrwert-Handelsmarken innerhalb des Markenseg-
ments „bekannte Marke“ zur Folge haben und insofern 
zu unterschiedlichen durchschnittlichen Markenwerten 
führen. Die fehlende Spezifizierung der bioVista-Daten 
bezüglich der Nachhaltigkeitssiegel führte zudem dazu, 
dass eine Differenzierung des Preisvergleichs nach ver-
schiedenen Siegeln bei dieser Erhebung nicht möglich 
war. Teilweise wurden zudem Anpassungen der Pro-
duktspezifikationen vorgenommen, um mögliche Alter-

nativen in den Preisvergleich einbinden zu können. So 
wurden beispielsweise in einigen Fällen die zulässigen 
Verpackungsgrößen erweitert. Für die Produktspezifika-
tionen des Markensegments „markenlos“ muss außer-
dem darauf hingewiesen werden, dass aufgrund des 
Forschungscharakters und der in begrenztem Umfang 
zur Verfügung stehenden Ressourcen die Anzahl der 
Preisbeobachtungen mit durchschnittlich drei bis vier 
als eher gering bezeichnet werden muss. Aufgrund der 
in diesem Bereich bei den Preiseinstiegs-Marken zu 
attestierenden deutschlandweit sehr homogenen Preis-
gestaltung, die meist von den Preisführern Aldi und Lidl 
vorgegeben wird, wird der daraus möglicherweise ent-
stehende Fehler jedoch als eher gering eingeschätzt. 
Unterstützt wird diese Vermutung durch den sehr gerin-
gen durchschnittlichen Variationskoeffizient im Bereich 
„markenlos“: Dieser liegt sowohl bei den ökologischen 
als auch bei den konventionellen Produktspezifikatio-
nen bei 3 %.

3.9 Ergebnisse

Nach der Vorstellung der Methodik sowie der Benen-
nung einiger einschränkender Faktoren werden nun die 
Ergebnisse des Preisvergleichs zwischen konventionel-
len und ökologischen Produkten präsentiert. Diese sind 
in Tabelle 1 auf COICOP-Ebene der 4-Steller dargestellt. 
Die Gütergruppen dieser Ebene werden auch als Klassen 
bezeichnet. Sie werden jeweils auf die Markensegmente 
aufgeteilt (Spalten 2 bis 9) und über alle Markenseg-
mente aggregiert (Spalten 10 und 11). Für jedes Seg-
ment sind die Anzahl der verglichenen Preismesszahlen 
und der Preisindex, also der über das Feinwägungs-
schema gewichtete Durchschnitt der Preismesszahlen 
der enthaltenen Produktspezifikationen, aufgeführt. 
Der aus dem Feinwägungsschema 2010 entnommene 
Anteil der jeweiligen 4-Steller an den in Deutschland 
getätigten Konsumausgaben ist in Spalte 1 ausgewie-
sen. Zunächst wird auf die Preisunterschiede über alle 
Markensegmente eingegangen, bevor die Unterschiede 
zwischen diesen beleuchtet werden.  Tabelle 1

In der Abteilung „Nahrungsmittel und alkoholfreie Ge- 
tränke“ ergibt die gewichtete Mittelung der Preismess-
zahlen der 224 für diese Abteilung definierten Pro-
duktspezifikationen einen Preisindex von 183. Wenn 
demnach statt der konventionellen Produkte die ökolo-
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gischeren Alternativen gekauft würden, läge der Preis-
aufschlag dafür bei 83 %. Der größte Preisunterschied 
mit einem Preisindex von 245 liegt bei der Klasse 
„Zucker, Marmelade, Honig und andere Süßwaren“ (COI-
COP 0118) vor, der kleinste Preisunterschied (40%) bei 
der Klasse „Kaffee, Tee und Kakao“ (COICOP 0121). In 
der Abteilung „Alkoholische Getränke und Tabakwaren“ 
liegt der durchschnittliche Preisindex bei 134 und damit 
etwa 50 Punkte unter dem Preisindex der Abteilung 
„Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke“. Der größte 
Unterschied ist in der Klasse „Spirituosen“ mit einem 
Preisindex von 201 festzustellen, der kleinste mit 111 in 
der Klasse „Tabakwaren“. Für beide Abteilungen zusam-
men, also den Bereich „Nahrungsmittel, Getränke und 
Tabakwaren“, ergibt sich ein Preisindex von 170.

Betrachtet man die Preisvergleiche differenziert nach 
den Markensegmenten, zeigt sich ein interessanter 
Trend: Der Preisunterschied zwischen ökologischen 

und konventionellen Produkten steigt mit fallendem 
Markenwert an. So steigt der Preisindex des Bereichs 
„Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren“ von 138 
im Markensegment „spezifische Marke“ (Spalte 3) auf 
153 im Markensegment „bekannte Marke“ (Spalte 5) 
und schließlich auf 248 im Markensegment „marken-
los“ (Spalte 7). Für das Markensegment „spezifische 
Marke“ muss jedoch darauf hingewiesen werden, dass 
die Zahl der Produktbeschreibungen in diesem Segment 
mit insgesamt 26 relativ gering ist. Dies begrenzt die 
Aussagekraft der Ergebnisse für dieses Segment. Die 
Ergebnisse der Segmente „bekannte Marke“ und „mar-
kenlos“ beruhen auf deutlich mehr Produktspezifikatio-
nen und können deswegen als robuster angesehen wer-
den. Ein Teil des Unterschieds zwischen diesen beiden 
Segmenten erklärt sich dadurch, dass für sieben Pro-
duktspezifikationen des Markensegments „markenlos“ 
keine ökologischen „markenlosen“ Produkte gefunden 
werden konnten und diesen deswegen ökologische Pro-

Tabelle 1
Ergebnisse des Preisvergleichs im Bereich „Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren“

Gewicht Markensegment Insgesamt

spezifische Marke bekannte Marke markenlos nicht relevant

‰ Anzahl Preis-
index

Anzahl Preis-
index

Anzahl Preis-
index

Anzahl Preis-
index

Anzahl Preis-
index

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

CC01-02 Nahrungsmittel, Getränke  
und Tabakwaren 140,3 26 138 98 153 59 248 58 179 241 170

CC01 Nahrungsmittel und alkohol-
freie Getränke 102,7 16 145 91 158 59 248 58 179 224 183

CC0111 Brot und Getreideerzeugnisse 17,4 3 126 16 141 7 282 6 158 32 162

CC0112 Fleisch und Fleischwaren 20,8 – – 5 156 4 218 20 194 29 187

CC0113 Fisch und Fischwaren 3,7 – – 7 163 3 480 4 135 14 226

CC0114 Molkereiprodukte und Eier 14,3 2 103 19 128 15 175 2 183 38 146

CC0115 Speisefette und Speiseöle 2,6 – – 4 143 4 206 0 – 8 175

CC0116 Obst 8,8 – – 4 143 2 278 9 161 15 160

CC0117 Gemüse 11,3 2 127 6 138 10 242 16 191 34 190

CC0118 Zucker, Marmelade, Honig und 
andere Süßwaren 7,5 5 211 10 255 4 267 0 – 19 245

CC0119 Nahrungsmittel, a.n.g. 4,3 2 136 8 146 5 258 1 228 16 185

CC0121 Kaffee, Tee und Kakao 3,9 – – 5 125 2 165 0 – 7 140

CC0122 Mineralwasser, Limonaden 
und Säfte 8,3 2 224 7 227 3 278 0 – 12 236

CC02 Alkoholische Getränke  
und Tabakwaren 37,6 10 125 7 138 – – – – 17 134

CC0211 Spirituosen 2,0 7 202 1 201 – – – – 8 201

CC0212 Wein 5,9 – – 3 151 – – – – 3 151

CC0213 Bier 8,7 1 141 1 177 – – – – 2 159

CC0220 Tabakwaren 21,0 2 111 2 112 – – – – 4 111

COICOP-Codes und -Bezeichnungen.
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dukte des nächsthöheren Markensegments „Mehrwert-
Handelsmarke“ zugeordnet wurden. Außerdem beruht 
der über den Markenwert fallende Preisunterschied 
auf der zu beobachtenden Tendenz, dass der Aufpreis 
für die Bio-Qualität nicht prozentual auf den Preis des 
konventionellen Produktes zugeschlagen wird, sondern 
dass dieser bis zu einem gewissen Grad einem festen 
Aufpreis, der natürlich je nach Produkt variiert, gleicht. 
Da der konventionelle „Grundpreis“ über die Marken-
segmente steigt, macht der Bio-Aufschlag mit steigen-
dem Markensegment einen immer geringeren prozentu-
alen Anteil aus. 

Am gesamten privaten Konsum hat der Bereich „Nah-
rungsmittel, Getränke und Tabakwaren“ (COICOP 01-02) 
einen Anteil von etwa 14 %. Ein Umstieg von zunächst 
rein konventionellen Produkten auf ökologische Pro-
dukte im Bereich „Nahrungsmittel, Getränke und Tabak-
waren“ führt auf den gesamten privaten Konsum bezo-
gen zu Mehrkosten in Höhe von 10 %. Der allein für 
diesen Bereich ökologische, sonst aber noch konven-
tionelle, Preisindex liegt also bei 110. Betrachtet man 
den Preisindex nach Einkommensklassen, so liegt er im 
„ärmsten“ Nettoäquivalenzeinkommensdezil aufgrund 
des deutlich höheren Ausgabenanteils von 20,4 % bei 
114, im „reichsten“ Nettoäquivalenzeinkommensdezil 
hingegen aufgrund des geringeren Ausgabenanteils von 
10,4 % bei nur 107. (Held, 2014)

Die bislang präsentierten Preisunterschiede beruhen 
jedoch auf der Annahme, dass keine Verhaltensände-
rungen vorgenommen werden. Neben einer Änderung 
der Konsumstruktur stellt beispielsweise auch das 
Wechseln des Markensegments eine solche Änderung 
dar. Welche Auswirkungen dies haben kann, zeigt die 
Tabelle 2. Dort sind die Ergebnisse eines Preisvergleichs 
abgetragen, bei dem die Preise der konventionellen Pro-
dukte der Markensegmente „spezifische Marke“ und 
„bekannte Marke“ statt mit ihren ökologischen Pen-
dants des gleichen Markensegments nun jeweils mit 
denen des Markensegments „markenlos“ verglichen 
werden. Für 44 Produktspezifikationen konnte dieser 
Vergleich durchgeführt werden. Im Ergebnis liegt der 
Preisindex der Abteilung „Nahrungsmittel und alkohol-
freie Getränke“ für diese Produktbeschreibungen bei 
105. Das heißt: Wurden zuvor ausschließlich konven-
tionelle Produkte der Markensegmente „spezifische 
Marke“ und „bekannte Marke“ gekauft und werden 
diese durch ökologische Produkte des Markensegments 

„markenlos“ ersetzt, so verursacht dies Mehrausgaben 
in Höhe von 5 %.  Tabelle 2

4

Fazit

Der strukturierte Preisvergleich im Bereich „Nahrungs-
mittel, Getränke und Tabakwaren“ zwischen konven-
tionellen Produkten und ihren ökologisch nachhalti-
gen Alternativen zeigt ein heterogenes Bild. Bei einem 
unveränderten Konsumverhalten sind die Alternativen 
des nachhaltigen Konsums mit wesentlich höheren 
Kosten verbunden. Der Verzicht auf die Markenfixierung 
ist jedoch mit deutlich geringeren Preisaufschlägen 
verbunden. Bei einem Umstieg von konventionellen 
Markenprodukten auf markenlose Produktalternativen 
beziehungsweise Preiseinstiegs-Handelsmarken liegt 
der Preisaufschlag des nachhaltigeren Warenkorbs 
beispielsweise mit 5 % sogar unter der Mehrpreis-
bereitschaft der Konsumenten, die bei Ökoprodukten 
im Durchschnitt aller Gütergruppen und Konsumenten 
zwischen 10 % und 20 % liegt. (Bodenstein/Spiller, 
2001; Hamzaoui-Essoussi/Zahaf, 2012; McGoldrick/
Freestone, 2008) Werden allerdings jeweils gleichwer-
tige Markensegmente miteinander verglichen, so liegt 
der berechnete Preisaufschlag mit durchschnittlich 70 % 
deutlich über der Schwelle von 45 %. Diese Schwelle 
wird von der Mehrheit der Konsumenten als maximaler 
Preisaufschlag angesehen, der gerade noch akzeptiert 

Tabelle 2
Preisvergleich zwischen „spezifische/bekannte Marke”  
und „markenlos“

Anzahl Preisindex

CC01 Nahrungsmittel und alkoholfreie 
Getränke 44 105

CC0111 Brot und Getreideerzeugnisse 6 88

CC0112 Fleisch und Fleischwaren 1 86

CC0113 Fisch und Fischwaren 2 179

CC0114 Molkereiprodukte und Eier 13 106

CC0115 Speisefette und Speiseöle 4 115

CC0116 Obst 1 172

CC0117 Gemüse 4 95

CC0118 Zucker, Marmelade, Honig  und 
andere Süßwaren 4 108

CC0119 Nahrungsmittel, a. n. g. 5 113

CC0121 Kaffee, Tee und Kakao 1 74
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wird. (Plaßmann/Hamm, 2009) Höhere Preisaufschläge 
werden nur noch von einer sehr kleinen Gruppe von Kon-
sumenten akzeptiert. Bei einer starren Konsumstruktur, 
also beim Ausschluss von Verhaltensänderungen, muss 
die Mehrpreishypothese für den Bereich „Nahrungsmit-
tel, Getränke und Tabakwaren“ also angenommen wer-
den. Die höheren Kosten stellen ohne Änderungen im 
Konsummuster eine Barriere für einen flächendecken-
den Umstieg auf eine nachhaltigere Konsumweise dar, 
da sie außerhalb der Zahlungsbereitschaft der meisten 
Konsumenten liegen.

Ob die Mehrpreishypothese auch bei der Berücksichti-
gung von Verhaltensänderungen gilt, müssen künftige 
Untersuchungen zeigen. Welchen Einfluss solche Ver-
haltensänderungen haben, zeigt sich beispielsweise 
bei der Abschwächung der Markenfixierung. Diese ver-
gleichsweise geringfügige Verhaltensänderung ist nicht 
mit einer tatsächlichen Änderung der Konsumstruktur 
oder einem absoluten Konsumverzicht verbunden und 
hat trotzdem, wie gezeigt, starke Auswirkungen bezüg-
lich der Mehrkosten für ökologisch-nachhaltigere Pro-
dukte. Letztlich ist jedoch zur Beurteilung der Frage, ob 
nachhaltiger Konsum teurer ist als konventioneller, vor 
allem die Betrachtung unterschiedlicher Konsummuster 
nötig. Denn die Lebenshaltungskosten sind sehr stark 
vom gelebten Konsumstil abhängig. Hier würde eine 
Änderung oder Reduzierung von kosten- und umwelt-
verbrauchsintensiven Verhaltensweisen, zum Beispiel 
weniger Fleisch konsumieren, mitunter große Spiel-
räume für Preisaufschläge von nachhaltigen Produkt-
alternativen ergeben.

Inwieweit tatsächlich negative Umweltauswirkungen 
durch die dargestellte Änderung der Konsumauswahl 
vermieden werden, soll hier nicht quantifiziert werden 
und muss in einer umfassenden Betrachtung in der 
weiteren Forschungsarbeit behandelt werden. Um den 
kompletten Warenkorb des Durchschnittskonsumenten 
darstellen zu können, sollten zudem weitere Konsum-
bereiche betrachtet werden. Für die Konsumbereiche 
„Wohnen und Haushalt“, „Tourismus und Reisen“, 
„Finanzdienstleistungen“, „Verkehr und Mobilität“ und 
„Textilien und Bekleidung“ müssten dann entspre-
chende Qualitätskriterien ausgewählt und Preisreprä-
sentanten erhoben werden. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Dieser Artikel gibt einen umfassenden Überblick über die Verbreitung der Entgeltum-
wandlung in Deutschland. Nach einer Beschreibung der gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen und einer deskriptiven Analyse der auf Basis der Verdienststrukturerhebung 
2010 gewonnenen Ergebnisse werden im abschließenden Teil die für die individuel-
le Entgeltumwandlung maßgeblichen Einflussfaktoren mithilfe von mathematischen  
Regressionsmodellen untersucht. Es zeigt sich, dass die Wahl des Arbeitgebers und 
die Höhe des Verdienstes die entscheidenden Faktoren für die Teilnahme an der Ent-
geltumwandlung sind. Nachgewiesen werden kann ein positiver Effekt auf die Teil-
nahmebereitschaft und Höhe des umgewandelten Entgelts, wenn sich der Arbeitgeber 
über einen Zuschuss zum Umwandlungsbetrag an der Entgeltumwandlung beteiligt. 

 Keywords: structure of earnings survey – deferred compensation – regression 
analysis – logistic regression – generalised linear model

ABSTRACT

This article gives a comprehensive overview of participation in deferred compensa-
tion schemes in Germany. After a description of the legal framework and a descriptive 
analysis of the results obtained on the basis of the 2010 structure of earnings survey 
the article examines factors which significantly influence individual participation in 
deferred compensation plans, using mathematical regression models. It turns out that 
both the choice of the employer and the earnings of employees are the decisive factors 
for participation in deferred compensation plans. However, it is shown that employ-
ers’ contributions to the amounts converted in the context of deferred compensation 
plans have a positive effect on employees’ willingness to participate and the level of 
converted earnings.
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Entgeltumwandlung in Deutschland

Einleitung | 1

Im Rahmen der Rentenreform wurde 2001 das Alters-
vermögensgesetz (AVmG) verabschiedet, dessen Ziel 
es war, den Aufbau einer privaten, kapitalgedeckten 
Altersversorgung, insbesondere für Gering- und Nied-
rigverdiener zu ermöglichen. Durch den gesetzlichen 
Anspruch auf Entgeltumwandlung sollte die betriebliche 
Altersversorgung gestärkt werden, die laut Gesetzgeber 
„. . . besonders geeignet ist, die verschiedenen Lebens-
risiken ergänzend abzusichern und damit für ein lebens-
standardsicherndes Einkommen im Alter zu sorgen. Sie 
entspricht vielfach dem Leistungsspektrum der Renten-
versicherung und ist häufig sicherer und effektiver als 
eine private Vorsorge“ | 2.

Dieser Artikel gibt einen umfassenden Überblick über 
die Verbreitung der Entgeltumwandlung in Deutschland. 
Neben der Beschreibung der gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen werden die auf Basis der Verdienststruktur-
erhebung 2010 gewonnenen Ergebnisse dargestellt. Im 
abschließenden Teil werden die für die Entgeltumwand-
lung maßgeblichen Einflussfaktoren mithilfe von Regres-
sionsmodellen untersucht.

1

Grundlagen der betrieblichen  
Altersversorgung

1.1 Betriebliche Altersversorgung  
im politischen Kontext

Die Altersversorgung in Deutschland hat sich im Laufe 
der letzten Jahrzehnte, einhergehend mit einem stetigen 
Absenken des gesetzlichen Rentenniveaus, zu einem 

 1 Dieser Beitrag ist in der Verbandszeitschrift „Betriebliche Altersver-
sorgung“ der Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung 
e. V. in der Ausgabe 7/2014, Seite 600 ff., erstmals erschienen. Die 
ursprüngliche Fassung wurde für die Veröffentlichung in WISTA redak-
tionell leicht überarbeitet. Wir danken der Arbeitsgemeinschaft für 
betriebliche Altersversorgung e. V. für die freundliche Genehmigung 
zum Nachdruck.

 2 Gesetzentwurf der Bundesregierung – Entwurf eines Gesetzes zur 
Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Förderung eines 
kapitalgedeckten Altersvorsorgevermögens (Altersvermögensgesetz 
– AVmG) vom 12. Januar 2001, Bundestagsdrucksache 14/5068, 
Stellungnahme des Bundesrates, I Nr. 10, Seite 10.

Drei-Schichten-System der Altersversorgung entwickelt. 
Schicht 1 umfasst die gesetzliche, knappschaftliche und 
berufsständische Rentenversicherung, die für die meis-
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weiterhin den 
größten Teil der Altersversorgung ausmacht. Allerdings 
mussten aufgrund der steigenden Lebenserwartung und 
damit längerer Rentenbezugszeiten die relativen Höhen 
der Renten zum letzten Einkommen sukzessive abge-
senkt werden. Konnten Neurentner/-innen im Jahr 1990 
nach 45 Versicherungsjahren noch mit durchschnittlich 
55 % ihres letzten Bruttoeinkommens rechnen, sind es 
für Neurentner/-innen im Jahr 2013 nur noch 48,8 %. 
(Deutsche Rentenversicherung, 2014, Seite 27) Wei-
terhin betrug die Rentensteigerung (Rentenwert) für 
Rentner/-innen im früheren Bundesgebiet in den letzten 
zehn Jahren durchschnittlich nur 0,9 %. (Deutsche Ren-
tenversicherung, 2014, Seite 17)

Die zweite Schicht enthält mit Riesterrente, Rürup-Rente 
und betrieblicher Altersversorgung (bAV) alle staatlich 
geförderten, privatrechtlichen Verträge. Unter betrieb-
licher Altersversorgung versteht man dabei alle Leis-
tungen, die ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer zur 
Absicherung von Ruhestand, Invalidität oder als Hin-
terbliebenenschutz zusagt. Dabei ist es unerheblich, 
ob während der Aktivphase des Arbeitnehmers ein tat-
sächlicher Geldabfluss (in eine Direktversicherung, Pen-
sionskasse, Pensionsfonds, teilweise Unterstützungs-
kasse) stattfindet oder das „Ansparen“ nur bilanziell 
beim Arbeitgeber erfolgt (Direktzusage, teilweise Unter-
stützungskasse).

Die dritte Schicht bezeichnet alle privat abgeschlossenen 
Verträge zur Altersversorgung ohne staatliche Förderung 
und umfasst neben klassischen Lebensversicherungen 
auch Wertpapierdepots, Geldkonten, Immobilienbesitz 
und Ähnliches.

Politisch wird die betriebliche Altersversorgung als 
wichtiger Bestandteil der Alterssicherung in Deutsch-
land angesehen. Sowohl Regierung als auch Opposition 
bekräftigen deutlich, wie wichtig die betriebliche Alters-
versorgung als zweites Standbein der Alterssicherung 
sei. Kritiker sehen, insbesondere in der Entgeltumwand-
lung, eine Schwächung der gesetzlichen Rente zuguns-
ten eines kostenintensiven und aufwendigen kapital-
gedeckten Systems, von dem letztendlich hauptsächlich 
die Finanzbranche profitiert.
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1.2 Entgeltumwandlung

Als Entgeltumwandlung wird der Verzicht auf einen Teil 
des Bruttoarbeitslohns zugunsten einer Altersversor-
gung bezeichnet. Oftmals können Arbeitnehmer Invali-
den- und Hinterbliebenenleistungen einschließen oder 
zugunsten einer höheren Altersrente auf diese verzich-
ten. Ein Anspruch auf Entgeltumwandlung besteht nach 
§ 1a Betriebsrentengesetz | 3 für jeden Arbeitnehmer in 
Höhe von bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze 
in der gesetzlichen Rentenversicherung. Die Wahl des 
Durchführungswegs, der ausführenden Gesellschaft 
und des Tarifs steht jedoch dem Arbeitgeber frei. Bietet 
der Arbeitgeber keine Durchführung über eine Pensions-
kasse oder einen Pensionsfonds an, kann der Arbeitneh-
mer den Abschluss einer Direktversicherung verlangen. 
Wie bei der arbeitgeberfinanzierten betrieblichen Alters-
versorgung haftet der Arbeitgeber für die erworbenen 
Ansprüche.

1.3 Staatliche Förderung

Entgeltumwandlung ermöglicht jedem Arbeitnehmer 
den Aufbau einer zusätzlichen betrieblichen Altersver-
sorgung unabhängig davon, ob im Unternehmen bereits 
eine arbeitgeberfinanzierte betriebliche Altersversor-
gung besteht. In den Durchführungswegen Direktver-
sicherung, Pensionskasse und Pensionsfonds ist das 
umgewandelte Bruttoentgelt bis zu einer Höhe von 4 % 
der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung 
steuerfrei, vorausgesetzt, der Betrag von 4 % wurde nicht 
bereits durch eine arbeitgeberfinanzierte Altersversor-
gung ausgeschöpft. Für Zusagen nach 2005 können jähr-
lich weitere 1 800 Euro steuerfrei umgewandelt werden.

Unbegrenzte steuerfreie Umwandlung von Bruttoent-
gelt ist in den Durchführungswegen Direktzusage und 
Unterstützungskasse möglich. Daher wird Entgeltum-
wandlung für Führungskräfte und leitende Angestellte 
(hier oft als “Deferred Compensation” bezeichnet) meis-
tens in diesen Durchführungswegen angeboten. Von 
den Sozialabgaben (Renten-, Arbeitslosen-, Kranken- 
und Pflegeversicherung) ist der umgewandelte Beitrag, 
unabhängig vom Durchführungsweg, bis zu einer Höhe 

 3 Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
(Betriebsrentengesetz – BetrAVG) vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I 
Seite 3610), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom  
23. Juni 2014 (BGBl. I Seite 787).

von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenver-
sicherung befreit. 

Die Versorgungsleistungen sind in der Rentenphase voll 
zu versteuern, mit einem für die meisten Arbeitnehmer 
niedrigeren Steuersatz im Vergleich zur Ansparphase. 
Weiterhin ist in der Regel der volle (!) Kranken- und Pfle-
geversicherungssatz auf die Leistungen zu entrichten. 
Zu beachten ist, dass es weiterhin zu einer (geringfügi-
gen) Verminderung der gesetzlichen Rente kommt, da 
von den Beiträgen der Entgeltumwandlung kein Anteil in 
die Rentenversicherung fließt.

1.4 Förderung durch den Arbeitgeber

Enorm an Attraktivität gewinnt die Entgeltumwandlung, 
wenn sich der Arbeitgeber mit eigenen Beiträgen am 
Aufbau der Altersversorgung beteiligt. Auch der Arbeit-
geber spart in der Ansparphase die Sozialabgaben auf 
den Umwandlungsbetrag des Arbeitnehmers, solange 
dessen Verdienst nicht die Beitragsbemessungsgrenze 
übersteigt. Dies ist bei etwa 83 % aller Verträge der Fall. | 4 
Dennoch behalten vor allem kleine und mittelgroße 
Arbeitgeber die gesparten Beiträge oftmals stillschwei-
gend ein. Je größer das Unternehmen, desto besser fällt 
in der Regel die Förderung seitens des Arbeitgebers 
aus, die von der Zuzahlung der gesparten Arbeitgeber-
beiträge bis zur Verdopplung des Arbeitnehmerbeitrags 
reicht. Weiterhin erhalten größere Unternehmen oder 
tarifliche Versorgungswerke mit vielen Versicherten (bei-
spielsweise die IG Metall) in der Regel über Gruppenver-
träge bessere Konditionen als Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die vergleichbare Rentenversicherungen 
privat abschließen.

 4 Nach Analyse der Daten der Verdienststrukturerhebung.
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2

Verdienststrukturerhebung 2010  
als statistische Basis zur Entgelt-
umwandlung

Zum Berichtsjahr 2010 wurde erstmals die Höhe des 
Umwandlungsbetrags in der Erhebung der Struktur der 
Arbeitsverdienste nach § 4 des Verdienststatistikgeset-
zes | 5 erfasst. Das Hauptaugenmerk der Verdienststruk-
turerhebung liegt auf den Zusammenhängen zwischen 
den Verdiensten und den individuellen Merkmalen der 
Beschäftigten (insbesondere Alter, Geschlecht, beruf-
liche Qualifikation, Dauer der Unternehmenszuge-
hörigkeit). Das Verdienststatistikgesetz definiert als 
Erhebungsbereich der Verdienststrukturerhebung Be -
schäftigte von Betrieben aus den Wirtschaftsabschnit-
ten B bis N und P bis S der Klassifikation der Wirtschafts-
zweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008). Für den öffentlichen 
Dienst existiert mit der jährlichen Personalstandstatistik 
eine umfangreiche Datenquelle, deren Merkmale sich 
gut zur Ableitung der Merkmale der Verdienststruktur-
erhebung eignen. Daher wurde entschieden, in den 
Gruppen 85.1 bis 85.4 des Abschnitts P „Erziehung und 
Unterricht“ auf eine Erhebung zu verzichten, den Ab -
schnitt O „Öffentliche Verwaltung, Verteidigung; Sozial-
versicherung“ ohne gesetzliche Verpflichtung zusätzlich 
abzudecken und in beiden Fällen Daten auf Basis der 
Personalstandstatistik zu generieren.

2.1 Die Stichprobe der Erhebung

Die Stichprobe von angestrebten 32 000 Betrieben und 
1,6 Millionen Beschäftigten wurde über ein zweistufi-
ges Auswahlverfahren realisiert, das in der ersten Stufe 
aus einer Betriebsauswahl und in der zweiten Stufe 
aus einer Beschäftigtenauswahl bestand. In die Aus-
wahlgrundlage der ersten Stufe wurden alle Betriebe in 
den oben genannten Wirtschaftszweigen mit zehn und 
mehr sozialversicherungspflichtig Beschäftigten einbe-
zogen. Die Auswahlgrundlage wurde nach Bundesland, 
Wirtschaftszweig und Anzahl der Beschäftigten des Be -

 5 Gesetz über die Statistik der Verdienste und Arbeitskosten (Ver-
dienststatistikgesetz – VerdStatG) vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I 
Seite 3291), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom  
11. August 2014 (BGBl. I Seite 1348).

triebs geschichtet. Durchschnittlich wurden 9,0 % aller 
Betriebe befragt, wobei Betriebe mit 1 000 und mehr 
Beschäftigten zu 100 % erfasst wurden. Die Auswahl-
grundlage der zweiten Stufe umfasste alle Beschäftig-
ten eines in der ersten Stufe ausgewählten Betriebs. 
Für jede Beschäftigtengrößenklasse der Betriebe wurde 
ein fester Auswahlsatz vorgegeben. In den Größenklas-
sen bis 250 Beschäftigte waren sämtliche Mitarbeiter/ 
-innen zu erfassen. Betriebe in den größeren Größen-
klassen mussten nur einen zufällig ausgewählten Teil 
ihrer Beschäftigten melden. Am Ende des zweistufigen 
Auswahlverfahrens lag eine Stichprobe von rund 1,6 Mil-
lionen Beschäftigten vor.

2.2 Hochrechnung

Die Stichprobenangaben wurden frei hochgerechnet. Für 
die Stichprobe der Erhebung ergibt sich der allgemeine 
Hochrechnungsfaktor aus dem Produkt der Faktoren der 
ersten und der zweiten Stufe. Der Faktor der ersten Stufe 
wurde ermittelt, indem je Schicht der Schichtumfang 
(Zahl der Betriebe in der Auswahlgrundlage) dividiert 
wurde durch den Stichprobenumfang (Zahl der Betriebe 
in der Stichprobe). Der zweite Faktor wurde berechnet, 
indem je Schicht die Zahl aller Beschäftigten durch die 
Zahl der ausgewählten Beschäftigten dividiert wurde.

Für die Grundgesamtheit, die Beschäftigten in Betrie-
ben mit zehn und mehr Beschäftigten, ergibt sich aus 
der Hochrechnung eine geschätzte Zahl von 24,2 Milli-
onen Beschäftigten und 20,3 Millionen sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten. Die Bundesagentur für 
Arbeit wies für den 30. Juni 2010 rund 22,7 Millionen 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Betrieben 
mit zehn und mehr Beschäftigten der Abschnitte B bis T 
der WZ 2008 aus. (Bundesagentur für Arbeit, 2010) Für 
eine ausführliche Erläuterung des Unterschieds verwei-
sen wir auf eine Auswertung des Statistischen Bundes-
amtes. (Günther, 2013)

2.3 Fragebogen und Feldarbeit

Die Merkmale der Verdienststrukturerhebung wurden 
durch eine schriftliche Befragung der ausgewählten 
Betriebe erhoben. Auskunftspflichtig waren dabei die 
Inhaber der in die Erhebung einbezogenen Betriebe 
sowie die mit deren Leitung Beauftragten. Die Erhe-
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bungsunterlagen bestanden aus einem Betriebsbogen, 
in dem Merkmale des Betriebs, und einem Arbeitneh-
merbogen, in dem Angaben zu den Beschäftigten erfasst 
wurden. Hierzu zählte erstmals der „Jahresbeitrag zur 
Entgeltumwandlung“.

2.4 Ausgewerteter Datenbestand

Nicht alle erhobenen Datensätze der Verdienststruktur-
erhebung eignen sich für eine Analyse der Entgeltum-
wandlung. Einerseits liegen für jene Datensätze, die aus 
den Daten der Personalstandstatistik (Beschäftigte des 
Wirtschaftsabschnitts O „Öffentliche Verwaltung, Ver-
teidigung; Sozialversicherung“ und der Gruppen 85.1 
bis 85.4 des Wirtschaftsabschnitts P „Erziehung und 
Unterricht“) abgeleitet wurden, keine Angaben über 
Entgeltumwandlung vor. Andererseits haben nicht alle 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Möglichkeit 
zur Entgeltumwandlung. Arbeitsrechtlich steht die Ent-
geltumwandlung nur rentenversicherungspflichtigen Be -
schäftigten offen. Beamte und die meisten geringfügig 
Beschäftigten sind daher von der Entgeltumwandlung 
ausgeschlossen. Weiterhin ist bei Tarifbindung Entgelt-
umwandlung nur möglich, wenn der Tarifvertrag dies 
erlaubt. Nach vielen entsprechenden Tarifabschlüssen 
in den letzten Jahren ist aktuell jedoch kein gegenteiliger 
Tarifvertrag bekannt. 

Da die Analyse neue Erkenntnisse über die Beweg-
gründe und den Umfang der Entgeltumwandlung brin-
gen soll, wurde entschieden, sie auf jene Beschäftig-
ten einzuschränken, die rechtlich die Möglichkeit dazu 
haben. Daher wurden Beamte und nicht rentenversiche-
rungspflichtige geringfügig Beschäftigte aus der Analyse 
ausgeschlossen. Ebenso wurden Auszubildende und 
Beschäftigte in Altersteilzeit nicht berücksichtigt; die 
Untersuchung konzentriert sich auf Erwerbspersonen im 
Alter von 15 bis 64 Jahren. Für die Analyse verbleiben 
damit 1,33 Millionen Arbeitnehmer, von denen 291 500 
im Jahr 2010 Entgelt umgewandelt haben. 

3

Inanspruchnahme  
der Entgeltumwandlung

Der gesetzliche Anspruch auf Entgeltumwandlung be -
steht seit dem 1. Januar 2002. Nach Intention des 
Gesetzgebers sollte vor allem Mittel- und Niedrigverdie-
nern der Aufbau einer zusätzlichen, kapitalgedeckten 
Altersversorgung ermöglicht werden. Dieses Vorhaben 
konnte allerdings nicht erreicht werden.  Tabelle 1

Speziell Beschäftigte mit niedrigem Bruttostundenver-
dienst (unter 10,36 Euro, dies entspricht zwei Drittel des 
Medianverdienstes und damit der Niedriglohnschwelle) 
beteiligen sich nur zu 6,2 % an der Entgeltumwandlung. 
Während die Beteiligung bei mittleren Stundenverdiens-
ten (zwei Drittel bis zum 1,5-Fachen des Medianver-
dienstes) mit 22,4 % ziemlich exakt dem Durchschnitt 
(22,2 %) entspricht, liegt sie bei Beschäftigten mit hohen 

Tabelle 1.1
Beschäftigte mit Entgeltumwandlung im Jahr 2010

Anteil der Beschäf tigten mit 
Entgelt umwandlung an allen 
Beschäftigten

%

Insgesamt 22,2

Bruttostundenverdienst im Oktober 2010

niedrig (weniger als 10,36 Euro) | 1 6,2

mittel (von 10,36 Euro bis 23,31 Euro) 22,4

hoch (mehr als 23,31 Euro) 36,4

Frauen 20,2

Männer 23,6

Früheres Bundesgebiet und Berlin 23,1

Neue Länder ohne Berlin-Ost 16,7

Alter von . . .  bis . . .  Jahren

15 – 24 10,6

25 – 34 18,1

35 – 44 24,4

45 – 54 25,5

55 – 64 22,0

ohne anerkannte Berufsausbildung 13,2

mit Berufsausbildung 22,6

mit Hochschulabschluss 29,7

Bezogen auf Beschäftigte in Betrieben mit zehn und mehr Beschäftigten der Wirtschafts-
abschnitte B bis N, Q, R und S (WZ 2008), im Alter von 15 bis 64 Jahren, ohne Auszubildende, 
Altersteilzeit, Beamtinnen/Beamte und nicht rentenversicherungspflichtige geringfügig 
Beschäftigte.
1 Entspricht zwei Drittel des Medians des Bruttostundenverdienstes und damit der Niedrig-

lohnschwelle.

Statistisches Bundesamt | WISTA | 1 | 201560



Entgeltumwandlung in Deutschland

Stundenverdiensten überproportional hoch (36,4 %). 
Allgemein steigen die Beteiligungsquoten, je höher 
Alter, Bildung und Anspruch der Tätigkeit sind. Männer 
(23,6 %) nehmen etwas 
öfter an der Entgeltum-
wandlung teil als Frauen 
(20,2 %). Einen wichti-
gen Einfluss auf die Teil-
nahmequoten haben die 
Größe des Betriebes und 
eventuelle Tarifbindun-
gen. Weiterhin liegt die 
Beteiligungsquote im frü-
heren Bundesgebiet und 
Berlin deutlich höher als 
in den neuen Ländern 
ohne Berlin-Ost.

4

Beschäftigte mit Entgeltumwandlung

4.1 Beitragshöhe und Anteil  
am Bruttojahresverdienst

Die umgewandelten Beiträge der Entgeltumwandlung 
sind bis zu einem Betrag von 4 % der Beitragsbemes-
sungsgrenze der Rentenversicherung steuer- und sozial-
abgabenfrei (siehe Kapitel 1). Die monatlichen Umwand-
lungsbeträge verteilen sich dabei nicht gleichmäßig über 
den Bereich bis 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der 
Rentenversicherung (2010: 220 Euro), sondern weisen 
deutliche Spitzen bei glatten Beträgen wie 50 Euro, 100 
Euro, 150 Euro, 200 Euro und 220 Euro auf. Nur wenige 
Arbeitnehmer/-innen nehmen dabei den Maximalbetrag 
von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenver-
sicherung (zuzüglich 1 800 Euro für Zusagen nach 2005) 
in Anspruch. Die Häufigkeit von glatten Umwandlungs-
beträgen lässt darauf schließen, dass Arbeitnehmer- 
innen und Arbeitnehmer einmal getroffene Umwand-
lungsvereinbarungen nur selten verändern. Insbe-
sondere passen sie ihre Umwandlungs beträge nicht 
an den steigenden Verdienst und Vorsorgebedarf an.  
 Grafik 1

Der durchschnittliche Umwandlungsbetrag beläuft 
sich auf 1 350 Euro jährlich, dies entspricht 2,9 % 
des Brutto jahresverdienstes. Arbeitnehmer/-innen 
mit höheren Stundenlöhnen wandeln mehr Bruttoent-
gelt um, zum Anteil am Bruttojahresverdienst besteht 
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Grafik 1
Verteilung der Umwandlungsbeträge 2010
in %

Tabelle 1.2
Beschäftigte mit Entgeltumwandlung im Jahr 2010

Anteil der Beschäf tigten mit 
Entgelt umwandlung an allen 
Beschäftigten

%

Insgesamt 22,2

nach ausgeübtem Beruf | 1

Führungskräfte 37,2

Akademische Berufe 26,1

Techniker und gleichrangige nichttechnische 
Berufe 28,4

Bürokräfte und verwandte Berufe 25,5

Dienstleistungsberufe und Verkäufer 14,6

Fachkräfte in Land- und Forstwirtschaft und 
Fischerei 14,8

Handwerks- und verwandte Berufe 20,9

Bediener von Anlagen und Maschinen und  
Montage berufe 18,9

Hilfsarbeitskräfte 9,0

Arbeitgeber mit . . .  bis . . .  Beschäftigten

   10 –  49 18,8

   50 – 249 19,5

  250 – 499 23,5

  500 – 999 26,4

1 000 und mehr 26,6

Arbeitgeber ist . . .

tarifgebunden 26,2

nicht tarifgebunden 18,6

Bezogen auf Beschäftigte in Betrieben mit zehn und mehr Beschäftigten der Wirtschafts-
abschnitte B bis N, Q, R und S (WZ 2008), im Alter von 15 bis 64 Jahren, ohne Auszubildende, 
Altersteilzeit, Beamtinnen/Beamte und nicht rentenversicherungspflichtige geringfügig 
Beschäftigte.
1 Internationale Standardklassifikation der Berufe ISCO-08.
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jedoch ein leicht negativer Zusammenhang. Frauen 
wandeln dabei jährlich knapp 300 Euro weniger Ent-
gelt um als Männer, müssen dafür aber 0,6 % ihres 
Bruttojahresverdienstes mehr aufwenden. Der durch-
schnittliche Anteil am Bruttojahresverdienst ist für alle 
Altersgruppen nahezu identisch, während die Höhe 
des Umwandlungsbetrags mit zunehmendem Alter 
steigt. Im Einklang mit dem höheren Verdienst wer-
den in den alten Bundesländern höhere Beiträge für 
die Entgeltumwandlung aufgewendet. Ebenso nimmt 
der Umwandlungs betrag mit der Betriebsgröße zu, der 
Anteil am Bruttoverdienst bleibt dabei relativ kons-
tant. Einzig in Betrieben mit 10 bis 49 Beschäftigten 
wird ein größerer Anteil des Bruttoentgelts aufgewen-
det. Vermutlich wird damit das oftmalige Fehlen einer 
arbeitgeberfinanzierten betrieblichen Altersversorgung 
kompensiert. Zwischen tarifgebundenen und nicht 

tarifgebundenen Arbeitgebern zeigen sich bezüglich 
Beitragshöhe und Anteil vom Brutto entgelt nur geringe 
Unterschiede.  Tabelle 2

4.2 Gesetzliche Förderung

Je nach Bruttojahresverdienst ergeben sich durch die 
Steuer- und Sozialabgabenfreiheit in der Beitragspha se 
unterschiedliche Effekte. Niedrigverdiener und Beschäf-
tigte mit einem jährlichen Bruttoverdienst bis zur Bei-
tragsbemessungsgrenze in der Krankenversicherung 
(2010: 45 000 Euro) „sparen“ in der Beitragsphase 
Sozial abgaben in Höhe von etwa 20 % des Umwand-

Tabelle 2.2
Beschäftigte mit Entgeltumwandlung im Jahr 2010

Anteil der Entgeltum-
Entgeltum- wandlung je 
wandlung am Beschäftigten 
Bruttojahres- mit Entgelt-
verdienst von umwandlung
Beschäftigten 
mit Entgelt-
umwandlung

% EUR

Insgesamt 2,9 1 350

nach ausgeübtem Beruf | 1

Führungskräfte 2,3 2 335

Akademische Berufe 2,8 1 793

Techniker und gleichrangige nichttechnische 
Berufe 2,9 1 501

Bürokräfte und verwandte Berufe 3,5 1 205

Dienstleistungsberufe und Verkäufer 3,2 927

Fachkräfte in Land- und Forstwirtschaft und 
Fischerei 3,6 1 119

Handwerks- und verwandte Berufe 3,0 1 117

Bediener von Anlagen und Maschinen und 
Montageberufe 2,8 1 049

Hilfsarbeitskräfte 3,0 748

Arbeitgeber mit . . . bis . . . Beschäftigten

   10 –  49 3,4 1 297

   50 – 249 2,9 1 255

  250 – 499 2,9 1 356

  500 – 999 2,9 1 379

1 000 und mehr 2,8 1 457

Arbeitgeber ist . . .

tarifgebunden 2,8 1 344

nicht tarifgebunden 3,1 1 358

Bezogen auf Beschäftigte in Betrieben mit zehn und mehr Beschäftigten der Wirtschafts-
abschnitte B bis N, Q, R und S (WZ 2008), im Alter von 15 bis 64 Jahren, ohne Auszubildende, 
Altersteilzeit, Beamtinnen/Beamte und nicht rentenversicherungspflichtige geringfügig 
Beschäftigte.
1 Internationale Standardklassifikation der Berufe ISCO-08.

Tabelle 2.1
Beschäftigte mit Entgeltumwandlung im Jahr 2010

Anteil der Entgeltum-
Entgeltum- wandlung je 
wandlung am Beschäftigten 
Bruttojahres- mit Entgelt-
verdienst von umwandlung
Beschäftigten 
mit Entgelt-
umwandlung

% EUR

Insgesamt 2,9 1 350

Bruttostundenverdienst im Oktober 2010

niedrig (weniger als 10,36 Euro) | 1 4,1 700

mittel (von 10,36 Euro bis 23,31 Euro) 3,3 1 126

hoch (mehr als 23,31 Euro) 2,6 1 902

Frauen 3,4 1 171

Männer 2,8 1 457

Früheres Bundesgebiet und Berlin 2,9 1 389

Neue Länder ohne Berlin-Ost 2,8 1 004

Alter von . . .  bis . . .  Jahren

15 – 24 3,1 855

25 – 34 3,0 1 150

35 – 44 2,8 1 344

45 – 54 2,9 1 447

55 – 64 3,1 1 479

ohne anerkannte Berufsausbildung 2,9 1 003

mit Berufsausbildung 3,1 1 268

mit Hochschulabschluss 2,6 1 914

Bezogen auf Beschäftigte in Betrieben mit zehn und mehr Beschäftigten der Wirtschafts-
abschnitte B bis N, Q, R und S (WZ 2008), im Alter von 15 bis 64 Jahren, ohne Auszubildende, 
Altersteilzeit, Beamtinnen/Beamte und nicht rentenversicherungspflichtige geringfügig 
Beschäftigte.
1 Entspricht zwei Drittel des Medians des Bruttostundenverdienstes und damit der Niedrig-

lohnschwelle.
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lungsbetrags.  Tabelle 3 Bei späterer Auszahlung 
müssen der volle Krankenversicherungsbeitrag (zum 
Zeitpunkt der Analyse: 15,5 %) und Pflegeversiche-
rungsbeitrag (zum Zeitpunkt der Analyse: 2,05 %) 
entrichtet werden. Nur wenn alle zusätzlichen Renten 
zur gesetzlichen Rentenversicherung insgesamt unter 
einem Prozent der Bezugsgröße nach § 226 des Fünften 
Buchs Sozialgesetzbuch (SGB V) Absatz 2 (2014: 138,25 
Euro) bleiben, sind keine Beiträge zu entrichten. Ein 
Vorteil ergibt sich durch den niedrigeren (Grenz-)Steuer-
satz in der Bezugsphase.  Tabelle 4  Dieser ist in der 

Regel 9 % bis 12 % niedriger als in der Beitragsphase. | 6 
Nachteilig ist die Verminderung der gesetzlichen Rente 
aufgrund der fehlenden Rentenversicherungsbeiträge 
aus dem Umwandlungsbetrag. Die monatliche Reduk-
tion beläuft sich auf etwa 1 Euro Bruttorente je 100 Euro 
Umwandlungsbetrag je Jahr. | 7 

Für Beschäftigte mit einem jährlichen Bruttoverdienst 
zwischen den Beitragsbemessungsgrenzen der Kranken- 
und Rentenversicherung (2010: 45 000 Euro bis 66 000 
Euro) reduziert sich die Einsparung der Sozialabgaben 
auf die Arbeitslosen- und Rentenversicherungsbeiträge 
(zum Zeitpunkt der Analyse etwa 11 %).

Dagegen werden bei Auszahlung weiterhin die vollen 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge fällig, sofern 
keine private Krankenversicherung vorliegt. Wie für 
Beschäftigte mit niedrigen und mittleren Einkommen 
ergeben sich Steuervorteile bei zugleich leicht reduzier-
ten gesetzlichen Renten.

Für Beschäftigte mit Einkommen über der Beitragsbe-
messungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung 
(2010: 66 000 Euro) reduziert sich die gesetzliche För-
derung auf den alleinigen Vorteil der nachgelagerten 
Besteuerung. Da bereits die maximalen Rentenbeiträge 
geleistet werden, reduziert sich die gesetzliche Rente 
nicht.

4.3 Höhe der erzielten Renten

Die erreichten Renten bei Leistungsbezug hängen von 
Höhe und Dauer der Beitragszahlung ab. Auch spielt das 
gewählte Finanzprodukt (Lebensversicherung, Bank-
sparplan, Investmentfonds) eine wichtige Rolle. Die 
nachfolgenden Berechnungen stellen daher nur eine 
grobe Orientierung dar.  Tabelle 5 

Der gesetzliche Anspruch auf Entgeltumwandlung be -
steht seit 2002, wodurch die Verbreitung in großen 
Teilen der Bevölkerung erst langsam zunimmt. Das 
Durchschnittsalter der erfassten Mitarbeiter/-innen mit 
Entgeltumwandlung in der Verdienststrukturerhebung 
im Jahr 2010 betrug 41,5 Jahre, sodass von einer durch-

 6 Eigene Berechnung nach aktueller Einkommensteuertabelle, siehe 
Tabelle 4.

 7 Eigene Berechnung, bei aktuellem Rentenwert von 28,61 Euro (West) 
und einem Durchschnittsentgelt nach SGB VI Anlage 1 von 34 857 
Euro (West).

Tabelle 4
Grenzsteuersätze

2010 2014

%

Jährliches zu versteuerndes  
Einkommen in EUR

 8 500 14,90 14,28

12 000 21,29 21,10

16 000 25,13 25,13

20 000 26,96 26,96

24 000 28,79 28,79

28 000 30,62 30,62

32 000 32,45 32,45

36 000 34,28 34,28

40 000 36,11 36,11

44 000 37,94 37,94

48 000 39,77 39,77

ab 55 000 42,00 42,00

Angaben für Ledige ohne Solidaritätszuschlag.

Tabelle 3
Sozialabgaben

2010 2014

EUR

Beitragsbemessungsgrenzen

Rentenversicherung West 66 000 71 400

Rentenversicherung Ost 55 800 60 000

Krankenversicherung 45 000 48 600

%

Beitragssätze insgesamt 20,225 20,175

Rentenversicherung 9,95 9,45

Arbeitslosenversicherung 1,40 1,50

Krankenversicherung 7,9 | 1 8,2 | 1

Pflegeversicherung 0,975 | 2 1,025 | 2

1 Arbeitgeberanteil: 7,0 % beziehungsweise 7,3 %.
2 Zuzüglich 0,25 % bei kinderlosen Versicherten.
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schnittlichen Beitragszeit von 25 Jahren ausgegangen 
wird. Als Finanzprodukt wird eine Lebensversicherung 
mit Garantiezins von 1,75 % zuzüglich Überschussbetei-
ligung von 2 %, jährlichen Kosten von 0,5 % und einem 
Verrentungsfaktor (Kapital in Rente) von 22 angenom-
men. | 8 Um weiterhin Nettorenten betrachten zu können, 
werden verschiedene Angaben getroffen: Die Progres-
sion der Einkommensteuer bleibt in ihrem Verhältnis 
zum jetzigen Zeitpunkt identisch. Die Steigerung des 
Rentenwerts sowie des Freibetrags für Versorgungs-
bezüge beträgt 1 %. | 9

Nach 25 Jahren Beitragszeit würde die betrachtete 
Lebensversicherung mit dem über alle Teilnehmer ermit-
telten durchschnittlichen Monatsbeitrag von 112,50 
Euro eine spätere Bruttorente bei Durchschnittsverdie-
nern von 144 Euro bis 186 Euro monatlich ergeben. 
Nach Abzug von Kranken- und Pflegeversicherungsbei-
trägen, Einkommensteuer und Reduktion der gesetz-
lichen Rente verbleiben davon 81 Euro bis 92 Euro.

Geringverdiener mit einem Umwandlungsbetrag von 
58 Euro monatlich erreichen eine Bruttorente von 75 
Euro bis 96 Euro. Werden keine weiteren zusätzlichen 
Versorgungsbezüge bezogen, bleiben diese unter dem 
Freibetrag, sodass keine Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge anfallen. Da auch die gesetzliche Rente 

 8 Die Annahmen sind bewusst niedrig gewählt, um den Effekt einer 
unterschiedlichen Wertentwicklung im Szenario Durchschnittsver-
diener darzustellen. In den meisten aktuellen Versicherungstarifen 
beträgt der Faktor etwa 24.

 9 Auch diese Annahmen sind bewusst niedrig gewählt, um den Effekt 
einer unterschiedlichen Wertentwicklung im Szenario Durchschnitts-
verdiener darzustellen. 

wahrscheinlich den Steuerfreibetrag nicht übersteigen 
wird, entspricht die Nettorente der Bruttorente. Einzig 
die gesetzliche Rente reduziert sich um etwa 18 Euro je 
Monat. Durch den Freibetrag in der Krankenversicherung 
erzielen Geringverdiener demnach eine gute Nettoren-
dite. Der Freibetrag steigt mit Entwicklung des Durch-
schnittsentgelts der gesetzlichen Rentenversicherung 
und kann bei einer höher als im Modell angenommenen 
Entwicklung auch für die erzielten Renten von Durch-
schnittsverdienern relevant sein.

Höherverdienende mit Jahreseinkommen über 70 000 
Euro wandeln durchschnittlich 158,50 Euro monatlich 
um. Sie erreichen eine Bruttorente von 203 Euro bis 
263 Euro. Nach Einkommensteuer und Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträgen verbleiben 112 Euro bis 
144 Euro. Die gesetzliche Rente reduziert sich nicht, da 
bereits der maximale Rentenversicherungsbeitrag ent-
richtet wird.

4.4 Auswirkungen beim Arbeitgeber

Wickelt der Arbeitgeber die Entgeltumwandlung über 
einen externen Durchführungsweg (Direktversicherung, 
Pensionskasse, Pensionsfonds, teilweise Unterstüt-
zungskasse) ab, beschränkt sich dessen administrativer 
Aufwand auf die Kommunikation mit dem jeweiligen 
Produktanbieter und die pünktliche Abrechnung der 
Beiträge.

Andererseits profitiert der Arbeitgeber vom niedrigeren 
sozialversicherungspflichtigen Verdienst seiner Arbeit-
nehmer. Der Arbeitgeber zahlt ebenso keine Sozialab-

Tabelle 5
Schätzung der erzielten Brutto-/Nettorenten

Niedrigverdiener Durchschnittsverdiener Höherverdiener

nur Garantie-
verzinsung

einschließlich 
Überschuss-
beteiligung

nur Garantie-
verzinsung

einschließlich 
Überschuss-
beteiligung

nur Garantie-
verzinsung

einschließlich 
Überschuss-
beteiligung

Jahreseinkommen (EUR) 21 000 21 000 36 000 36 000 72 000 72 000 

Umwandlungsbetrag (EUR) | 1 58 58 112,50 112,50 158,50 158,50 

Beitragsjahre 25 25 25 25 25 25 

geschätzte Rente (brutto) (EUR) | 1 74,46 96,12 144,43 186,44 203,48 262,67 

Abzug Steuer (EUR) | 1 0,00 0,00 37,59 39,89 55,64 71,82 

Abzug Krankenversicherungsbeitrag (EUR) | 1 0,00 0,00 0,00 28,90 31,54 40,71 

Abzug Pflegeversicherungsbeitrag (EUR) | 1 0,00 0,00 0,00 4,29 4,68 6,04 

Netto-Reduktion der gesetzlichen Rente (EUR) | 1 18,32 18,32 26,28 21,60 0,00 0,00 

geschätzte Rente (effektiv) (EUR) | 1 56,14 77,80 80,56 91,77 111,62 144,09 

1 Monatliche Beträge.
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gaben auf die Entgeltumwandlungsbeträge in der Bei-
tragsphase, muss sich im Gegensatz zum Arbeitnehmer 
jedoch nicht an den Kranken- und Pflegeversicherungs-
beiträgen in der Auszahlungsphase beteiligen. Je nach 
Verdienst des Arbeitnehmers beträgt die Ersparnis bis 
zu 20 % des umgewandelten Beitrags (siehe Abschnitt 
4.2). Im Jahr 2010 belief sich die Summe der eingespar-
ten Sozialbeiträge der Arbeitgeber auf rund 1,3 Milliar-
den Euro. | 10

5

Logistische Regressionsanalyse  
der Inanspruchnahme der Entgelt-
umwandlung

Ob Entgeltumwandlung betrieben wird, hängt von einer 
Vielzahl von Faktoren ab (siehe Kapitel 3), die immer 
in Abhängigkeit zu den anderen Merkmalen betrach-
tet werden müssen. Im nächsten Schritt sollen nun die 
einzelnen Faktoren ohne Wechselwirkungen untersucht 
werden. Dazu wird die logistische Regression, ein statis-
tisches Standardverfahren bei der Modellierung von Ja/
Nein-Entscheidungen, verwendet. Die Wahrscheinlich-
keit der Inanspruchnahme der Entgeltumwandlung wird 
dabei als logistische Funktion einer linearen Kombina-
tion von Prädiktoren modelliert. 

Die definierende Gleichung dieses Modells ist gegeben 
durch:

kk22110 III
P–1

P  







...ln z  ,

in dem P die Wahrscheinlichkeit bezeichnet, mit der ein 
Ereignis eintritt (hier: Entgeltumwandlung betrieben 
wird). Ii bezeichnet die relevanten Prädiktoren (Zahlwert 
bei quantitativen Variablen, zum Beispiel Bruttostunden-
verdienst; binäre Kodierung bei Klassifizierungsvariab-
len, zum Beispiel Geschlecht: männlich = 0, weiblich = 1) 
und ßi die Regressionskoeffizienten. Hierbei wird der 

10 Durchschnittlicher Umwandlungsbetrag von 1 350 Euro jährlich bei 
27,4 Millionen sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern, von denen 22,2 % Entgeltumwandlung betrei-
ben. Arbeitgeberersparnis im Schnitt 16,58 % der umgewandelten 
Beiträge. Umwandlungsbetrag und Teilnahme für 4,7 Millionen 
Beschäftigte in Betrieben mit weniger als zehn Beschäftigten 
geschätzt.

Logarithmus auf die Chancenverhältnisse P/(1–P) ange-
wendet, die im Englischen als Odds bezeichnet werden. 
Bezogen auf die bedingte Wahrscheinlichkeit P ergibt 
sich eine logistische Funktion, die dem Modell seinen 
Namen gegeben hat. Aus den Daten werden die unbe-
kannten Koeffizienten ßi geschätzt, aus denen sich wie-
derum Schätzungen der bedingten Wahrscheinlichkeit 
für jede Kombination von Prädiktoren berechnen lassen.

Aufgrund der nichtlinearen Funktion lassen sich die 
Koeffizienten ßi nicht direkt interpretieren. Es besteht 
jedoch ein direkter Zusammenhang zu den Odds. Es gilt 
z = ln(Odds) und damit Odds = exp(z). Werden nun alle 
Variablen (Ii) bis auf eine Variable (Ij) konstant gehalten, 
entspricht die Änderung in z gerade (ßj) beziehungs-
weise die Änderung im Chancenverhältnis exp(z) ent-
spricht exp(ßj). 

Eine gängige Darstellung der Ergebnisse einer logisti-
schen Regressionsanalyse stellen Odds Ratio (Verhält-
nis der Chancenverhältnisse) dar. Diese geben an, wie 
viel größer oder kleiner das Chancenverhältnis einer 
Merkmalsausprägung zu einer festen Referenz ist. 

 Exkurs 1: 

Chancenverhältnisse/Odds Ratio:

Chancenverhältnisse (Odds) geben die relative Wahr-
scheinlichkeit nicht direkt an, sondern das Verhältnis 
x zu 1. Zum Beispiel führt eine Wahrscheinlichkeit von 
66,6 % zu einem Chancenverhältnis von 2 zu 1 (0,666 / 
(1 – 0,666) = 2).

Odds Ratio vergleichen nun Chancenverhältnisse. Bei-
spielsweise ist Odds Ratio von 3 zu 1 und 2 zu 1 gleich 
1,5. Das erste Chancenverhältnis (Odds) ist also 1,5mal 
so hoch wie das zweite, wogegen sich die relative Wahr-
scheinlichkeit nur um 75 % – 66,66 % = 8,33 % erhöht.

Odds Ratio sind nicht sehr anschaulich, haben jedoch 
den Vorteil, dass sie unabhängig von den anderen Varia-
blen immer konstant bleiben. 

 Exkurs 2: 

c-Wert: (Schäfer/Brückner, 2008, Seite 1055)

Der c-Wert gibt den Anteil der Entgeltumwandlungsent-
scheidungen der zugrunde liegenden Datensätze an, 
die durch das Modell richtig zugeordnet werden können. 
Eine reine Zufallsauswahl hat den Wert 0,5. Ein c-Wert 
über 0,7 bedeutet dabei eine akzeptable Anpassung.
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Tabelle 6
Maximum-Likelihood-Schätzer des Verdienstes und Alters

Odds-Ratio-Schätzer

Variante 1 Variante 2 Variante 3 Variante 4

Bruttostundenverdienst 0,3512 *** – – –

Bruttostundenverdienst ^2 – 0,0104 *** – – –

Bruttostundenverdienst ^3 0,0001 *** – – –

Bruttojahresverdienst | 1 – 1,4787 *** 1,477 *** 1,4183 ***

Bruttojahresverdienst ^2 | 1 – – 0,2027 *** – 0,2027 *** – 0,195 ***

Bruttojahresverdienst ^3 | 1 – 0,00921 *** 0,00921 *** 0,00888 ***

Alter | 2 0,8608 *** 0,8776 *** 0,8785 *** 0,8772 ***

Alter ^2 | 2 – 0,0895 *** – 0,0921 *** – 0,092 *** – 0,0919 ***

***,**,* Signifikanz auf dem 0,01 %-, 0,1 %-, 1 %-Fehlerniveau.
1 Bruttojahresverdienst in 10 000-Euro-Einheiten.
2 Alter in 10-Jahres-Einheiten.

Tabelle 7.1
Odds-Ratio-Analyse

Odds-Ratio-Schätzer

Variante 1 Variante 2 Variante 3 Variante 4

Anzahl der Arbeitsstunden 1,004 *** 0,994 *** 0,994 *** 0,995 *** 

Geschlecht (Referenzgruppe: männlich)

weiblich 1,177 *** 1,179 *** 1,180 *** 1,179 *** 

Berufsausbildung/Studium

(Referenzgruppe: abgeschlossene Berufsausbildung)

ohne abgeschlossene Berufsausbildung 0,823 *** 0,820 *** 0,819 *** 0,818 *** 

Universitäts- oder Fachhochschulabschluss 0,930 *** 0,918 *** 0,920 *** 0,922 *** 

geringfügige Beschäftigung (Referenzgruppe: nicht geringfügig beschäftigt)

geringfügig beschäftigt 0,286 *** 0,375 *** 0,374 *** 0,378 *** 

Ost/West (Referenzgruppe: Westdeutschland)

Ost-Deutschland 1,042      1,032      –  –  

Berufsgruppe

(Referenzgruppe: Handwerks- und verwandte Berufe)

Führungskräfte 1,240 *** 1,197 *** 1,198 *** 1,206 *** 

Akademische Berufe 1,109 *** 1,093 *** 1,094 *** 1,104 *** 

Techniker und gleichrangige nichttechnische Berufe 1,199 *** 1,193 *** 1,193 *** 1,199 *** 

Bürokräfte und verwandte Berufe 1,271 *** 1,270 *** 1,268 *** 1,275 *** 

Dienstleistungsberufe und Verkäufer 1,020      1,034      1,031      1,038      

Fachkräfte in Land- und Forstwirtschaft und Fischerei 1,443 *** 1,442 *** 1,442 *** 1,421 *** 

Bediener von Anlagen und Maschinen und Montageberufe 0,937 *   0,941      0,941      0,945      

Hilfsarbeitskräfte 0,890 **  0,895 *    0,895 *    0,904 *    

Tarifbindung (Referenzgruppe: keine Tarifbindung)

Arbeitnehmer tarifgebunden 1,067     1,049      –  –  

Betriebsgröße (Referenzgruppe: 50 – 999 Mitarbeiter)

0 – 49 Mitarbeiter 1,068 *   1,092 **  1,084 **  1,094 *** 

1 000 und mehr Mitarbeiter 0,951     0,930      0,934     0,914 *   

bAV-Typ (Referenzgruppe: Regelung unbekannt)

Arbeitgebergrundbetrag 0,861 **  0,852 * * 0,880 *    –  

Wahlmöglichkeit VWL oder bAV 0,993      0,973      0,992      –  

Aufstockung bei zusätzlicher Entgeltumwandlung 1,614 *** 1,607 *** 1,664 *** –

***, **, * Signifikanz auf dem 1 %-, 5 %-, 10 %-Fehlerniveau.
bAV: betriebliche Altersversorgung; VWL: Vermögenswirksame Leistungen.
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Um das Modell mit der möglichst besten Anpassung zu 
finden und die Qualität der geschätzten Koeffizienten 
zu untersuchen, wurden verschiedene Varianten unter-
sucht, deren Ergebnisse in den Tabellen 6 und 7 zusam-
mengestellt sind. Zur Modellierung des Verdienstes wird 
in Variante 1 eine kubische Funktion des Bruttostun-
denverdienstes verwendet. Der c-Wert, als ein Maß der 
An  passungsgüte, beträgt 0,715. Variante 2 ersetzt den 
Bruttostundenverdienst durch eine kubische Funktion 
des Bruttojahresverdienstes. Die Anpassung des Modells 
verbessert sich leicht (c-Wert von 0,718), sodass nach-
folgend der Bruttojahresverdienst verwendet wird. Da in 
beiden Varianten die Einflussfaktoren Ost-/Westdeutsch-
land und Tarifbindung nicht signifikant sind, wird in Vari-
ante 3 auf diese verzichtet. Der c-Wert bleibt konstant bei 
0,718. Das Modell verliert daher nichts an Aussagekraft. 
In allen drei Varianten zeigt sich ein eindeutig positiver 
Zusammenhang zwischen Teilnahme an der Entgelt um-

wandlung und Aufstockung durch den Arbeitgeber (siehe 
Merkmal bAV-Typ). In Variante 4 wird daher der Kreuz-
effekt mit dem Stundenlohn näher untersucht. Der c-Wert 
beträgt ebenfalls 0,718.  Tabelle 6 und Tabelle 7

Da Verdienst und Alter mit einer kubischen beziehungs-
weise quadratischen Funktion modelliert werden, kön-
nen für diese beiden Merkmale keine konstanten Odds 
Ratio berechnet werden. Stattdessen sind die Maxi-
mum-Likelihood-Schätzer der Regressionskoeffizienten 
ßi in Tabelle 6 angegeben.

Die kubische Verdienstfunktion zeigt eine sehr gute An -
passung an die erhobenen Daten, sodass der Verdienst, 
isoliert betrachtet, einen Großteil der Teilnahmebereit-
schaft erklärt. Die Wahrscheinlichkeit Entgeltumwand-
lung zu betreiben steigt bis zur Beitragsbemessungs-
grenze (2010: 66 000 Euro) stark an und bleibt danach 
relativ konstant. Da für Entgeltbestandteile oberhalb der 

Tabelle 7.2
Odds-Ratio-Analyse

Odds-Ratio-Schätzer

Variante 1 Variante 2 Variante 3 Variante 4

Wirtschaftszweig

(Referenzgruppe: Verarbeitendes Gewerbe)

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 0,500 *** 0,523 *** 0,531 *** 0,551 *** 

Energieversorgung 1,193      1,186      1,206      1,224 *    

Wasserversorgung, Entsorgung und Ähnliches 0,860 *    0,885      0,894      0,884      

Baugewerbe 0,829 *** 0,893 *    0,905      0,930      

Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen 0,817 *** 0,835 *** 0,834 *** 0,859 *** 

Verkehr und Lagerei 0,654 *** 0,683 *** 0,692 *** 0,715 *** 

Gastgewerbe 0,672 *** 0,694 *** 0,695 *** 0,744 *** 

Information und Kommunikation 0,677 *** 0,682 *** 0,683 *** 0,717 *** 

Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 2,988 *** 2,962 *** 3,022 *** 3,175 *** 

Grundstücks- und Wohnungswesen 0,697 *** 0,690 *** 0,700 *** 0,721 *** 

Freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistungen 0,698 *** 0,714 *** 0,713 *** 0,732 *** 

Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen 0,413 *** 0,433 *** 0,439 *** 0,449 *** 

Gesundheits- und Sozialwesen 0,578 *** 0,613 *** 0,615 *** 0,618 *** 

Kunst, Unterhaltung und Erholung 0,543 *** 0,569 *** 0,570 *** 0,564 *** 

Sonstige Dienstleistungen 0,491 *** 0,510 *** 0,511 *** 0,515 *** 

Kreuzeffekt Arbeitgeberaufstockung und Stundenlohn

(Referenzgruppe: keine Arbeitgeberaufstockung)

Stundenlohn: unter 12,50 EUR –  – – 1,224 **  

Stundenlohn: 12,50 EUR bis 23,50 EUR –  – – 1,785 *** 

Stundenlohn: über 23,50 EUR –  –  –  1,895 *** 

Modellanpassungskriterien

Likelihood-Ratio-Test (globale Nullhypothese) <0,0001 <0,0001 <0,0001 <0,0001

Nagelkerke-R-Quadrat 0,159 0,162 0,162 0,162

c-Wert 0,715 0,718 0,718 0,718

***, **, * Signifikanz auf dem 1 %-, 5 %-, 10 %-Fehlerniveau.
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Beitragsbemessungsgrenze keine Sozialabgaben mehr 
„gespart“ werden können, entfällt möglicherweise ein 
wichtiger Anreiz zum Entgeltverzicht zugunsten einer 
späteren Altersversorgung.  Grafik 2  

Die quadratische Modellierung des Alters zeigt eine deut-
liche Zunahme der Teilnahme bei steigendem Lebens-
alter (Maximum im Alter 48). Die Kurve verläuft jedoch 
flacher als die beobachteten Teilnahmequoten, sodass 
ein Teil der Altersabhängigkeit durch andere Faktoren, 
insbesondere den Verdienst erklärt wird.  Grafik 3

Die Analyse der Odds Ratio für die in Tabelle 7 darge-
stellten Merkmale beziehen sich – wenn nicht anderwei-
tig genannt – auf die Variante 4. 

Entgegen den Ergebnis -
sen der deskriptiven Ana- 
lyse würden sich Frauen, 
bei gleichen sonstigen 
Bedingungen, häufiger 
an der Entgeltumwand-
lung beteiligen als Män-
ner (Odds Ratio von 
1,179). Teilzeitbeschäfti-
gung, modelliert über die 
Anzahl der Arbeitsstun-
den, hat isoliert betrach-
tet einen geringen Ein-
fluss (Odds Ratio von 
0,995 je Arbeitsstunde). 

In den Modellen mit dem 
Bruttojahresverdienst ist 
der Einfluss auf die Teil-
nahme an der Entgeltum-
wandlung bei steigender 
Anzahl der Arbeitsstun-
den sogar leicht negativ. 
Geringfügig Beschäftigte 
beteiligen sich dagegen 
nur selten an der Ent-
geltumwandlung. Rela-
tiv unbedeutend ist die 
Größe des Betriebs; nur 
in kleinen und sehr gro-
ßen Unternehmen besteht 
ein leicht positiver bezie-
hungsweise negativer Zu- 
sammenhang. Entschei-
dend für die Teilnahme an 

der Entgeltumwandlung ist dagegen die Branche (Wirt-
schaftszweig), in der der Arbeitnehmer tätig ist. Aus-
gehend vom Verarbeitenden Gewerbe mit traditionell 
hoher Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung als 
Referenzkategorie zeigen sich deutliche Unterschiede. 
Insbesondere in Branchen mit niedrigen Verdiensten, 
wie Gastgewerbe, Gesundheits- und Sozial wesen und 
sonstigen (wirtschaftlichen) Dienstleistungen, betra-
gen die Odds Ratio nur etwa die Hälfte des Verarbeiten-
den Gewerbes. Ein sehr hohes Odds Ratio (3,175) hat 
das Finanz- und Versicherungsdienstleistungsgewerbe. 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in dieser Branche 
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Grafik 2
Teilnahme nach Bruttojahresverdienst und modellierte Verdienstfunktion
in %
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Teilnahme nach Alter und modellierte Altersfunktion
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profitieren vermutlich von einem besonders leichten 
Zugang zu Produkten der Entgeltumwandlung.

Der nach dem Altersvermögensgesetz entstandene 
Anspruch auf Entgeltumwandlung steht unter Tarif-
vorbehalt. Als Reaktion darauf wurden bereits im Jahr 
2001 mehr als 100 Tarifverträge für Entgeltumwand-
lungsvereinbarungen geöffnet. Oftmals wurden dabei 
die vermögenswirksamen Leistungen in die betriebliche 
Altersversorgung umgewidmet oder den Arbeitnehmern 
deren Verwendung für die betriebliche Altersversorgung 
ermöglicht. Im Folgenden soll untersucht werden, wie 
sich eine arbeitgeberseitige Förderung, zum Beispiel 
durch Zuschuss zum Umwandlungsbetrag, auf die Teil-
nahme an der Entgeltumwandlung auswirkt. Mithilfe der 
Tarifdatenbank des Statistischen Bundesamtes und wei-
terer externer Quellen | 11 wurden Tarifverträge mit Rege-
lungen zur betrieblichen Altersversorgung in folgende 
Kategorien eingeteilt:

> Es wird ein Altersvorsorgebeitrag vom Arbeitgeber für 
die betriebliche Altersversorgung bereitgestellt.

> Es wird ein Altersvorsorgebeitrag vom Arbeitgeber 
wahlweise für die betriebliche Altersversorgung oder 
die vermögenswirksamen Leistungen bereitgestellt.

> Die Verwendung des Altersvorsorgebeitrags für 
betriebliche Altersversorgung beziehungsweise 
die Einbringung von zusätzlichem Entgelt wird vom 
Arbeitgeber bezuschusst.

> Die genaue Regelung ist unbekannt.

Von den insgesamt 1,33 Millionen Arbeitnehmerdaten -
sätzen der Analyse konnten 370 000 Datensätze den ers-
ten drei Kategorien zugeordnet werden. Rund 106 000 
Datensätze davon entfielen auf die Kategorie Arbeit-
geberaufstockung bei zusätzlicher Entgeltumwandlung.

Auch wenn neben der tariflichen Regelung beim Arbeit-
geber noch andere beziehungsweise bessere Regelun-
gen existieren können, deren genaue Ausgestaltung 
nicht bekannt ist, zeigt das Odds Ratio in den ersten 
drei Varianten einen deutlich positiven Zusammenhang 
zwischen Teilnahme und zusätzlicher Aufstockung durch 
den Arbeitgeber. Arbeitgebergeförderte Entgeltumwand-

11 Tarifübersicht der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände vom 17. Dezember 2008, Übersicht über Tarifverträge [Zugriff 
am 13. Januar 2015] verfügbar unter: www.Ihre-Vorsorge.de und 
diverse frei zugängliche Branchentarifverträge.

lungsvereinbarungen erhöhen das Chancenverhältnis 
einer Teilnahme um mehr als 60 %. Dies ist im Vergleich 
einer der kräftigsten Einflussfaktoren und liegt in etwa 
in der Größenordnung der (negativen) Einflussfaktoren 
einiger Branchen. Teilt man die Arbeitnehmer, die unter 
arbeitgebergeförderte Tarifvereinbarungen zur Entgelt-
umwandlung fallen, in Verdienstgruppen ein, hat die 
Arbeitgeberaufstockung für alle Verdienstgruppen einen 
positiven Effekt. Dieser steigt mit Zunahme des Brutto-
stundenlohns. Entgeltumwandlung wird demnach, auch 
bei zusätzlicher Arbeitgeberförderung, vermehrt von 
Arbeitnehmern mit höheren Verdiensten genutzt. 

Abschließend wurde der Frage nachgegangen, wie sehr 
sich die Beteiligung an der Entgeltumwandlung durch 
einen flächendeckenden Zuschuss des Arbeitgebers 
auf den Umwandlungsbetrag erhöhen würde. Dazu 
wurde für die vorhandenen 1,33 Millionen Datensätze 
angenommen, dass jeweils eine Arbeitgeberförderung 
vorliegt und mithilfe der in der logistischen Regressi-
onsanalyse gewonnenen Regressionskoeffizienten die 
Teilnahmewahrscheinlichkeit an der Entgeltumwand-
lung berechnet. Diese liegt im Mittel um knapp 8 Pro-
zentpunkte höher als in den Ausgangsdaten. Die Inan-
spruchnahme der Entgeltumwandlung in Deutschland 
würde sich durch flächendeckende Arbeitgeberförde-
rung auf den Umwandlungsbetrag demnach auf bis zu 
30 % erhöhen.

6

Regressionsanalyse der  
Umwandlungshöhe mit einem  
generalisierten linearen Modell 

In der deskriptiven Analyse wurden bereits Aussagen 
über die Umwandlungshöhe getroffen. So steigt der 
Umwandlungsbetrag mit dem Verdienst und Alter. Män-
ner wandeln mehr Entgelt um als Frauen, Westdeutsche 
mehr als Ostdeutsche. Zudem scheint der Beruf einen 
starken Einfluss auszuüben. Die monatlichen Umwand-
lungsbeträge verteilen sich dabei nicht gleichmäßig 
über den Bereich bis 4 % (2010: 220 Euro) der Beitrags-
bemessungsgrenze, sondern weisen deutliche Spitzen 
bei glatten Beträgen auf.  Grafik 1
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In diesem Kapitel sollen nun die Einflüsse einzelner Fak-
toren auf die Höhe der umgewandelten Beträge unter-
sucht werden. 

Anders als die Entscheidung für oder gegen Entgelt-
umwandlung ist die Höhe des Umwandlungsbetrags 
eine quantitative Variable. Solche Fragestellungen wer-
den standardmäßig mit einem generalisierten linearen 
Modell (GLM) untersucht. Generalisierte lineare Modelle 
sind eine Verallgemeinerung des klassischen Regressi-
onsansatzes im linearen Modell, bei dem die Zielgröße 
Y als

 

 

Y	=	β0	+	X1β1	+	X2β2	+	X3β3	+	.	. .	+	Xnβn 

beziehungsweise in Matrix-Schreibweise: Y = Xß darge-
stellt wird.

Ein generalisiertes lineares Modell verallgemeinert 
diese Gleichung zu: E( Y ) = g–1 (Xß) mit einer sogenann-
ten Linkfunktion g( µ ), zum Beispiel g( µ ) = In( µ ). Hier 
kann E( Y ) nur positive Werte annehmen und ist nicht 
mehr linear in den Komponenten von ß. Während die 
Regressoren im linearen Modell unter Normalvertei-
lungsannahme geschätzt werden, sind in GLM-Modellen 
auch andere Verteilungen zugelassen.

Die beste Anpassung an die gesammelten Daten zeigt 
das Modell, wenn die Umwandlungshöhen mittels einer 
Poisson-Verteilung modelliert werden. Betrachtet wer-
den nur Datensätze mit einem Umwandlungsbetrag grö-
ßer als null. Im Modell verbleiben daher 291 500 Daten-
sätze. Von den umgewandelten Beträgen liegen 99,5 % 
unterhalb von 500 Euro monatlich, mit Ausnahme von 
einigen wenigen sehr großen Beträgen.

Unter der Annahme der Poisson-Verteilung wird mit der 
Linkfunktion g( µ ) = In( µ ) gearbeitet. Das GLM-Modell 
schreibt sich daher als:

In(E(Y)) = Xß oder E(Y) = exp (Xß).

Wie im vorherigen Kapitel werden erneut unterschied-
liche Varianten mit verschiedenen Modellspezifikatio-
nen betrachtet. Da der Umwandlungsbetrag mit zuneh-
mendem Verdienst kontinuierlich steigt, wird dieser mit 
einer linearen Verdienstfunktion modelliert. Ebenso 
nimmt der Umwandlungsbetrag mit steigendem Alter 
zu, sodass das Alter ebenfalls linear modelliert wird. 
Wie im vorherigen Kapitel verbessert sich die Anpas-

sungsgüte | 12 bei Verwendung des Bruttojahresverdiens-
tes (Variante 2) anstelle des Bruttostundenverdienstes 
(Variante 1). Da sich in den ersten beiden Varianten ein 
eindeutig positiver Zusammenhang zwischen Umwand-
lungshöhe und Aufstockung durch den Arbeitgeber (bAV-
Typ) zeigt, untersucht die Variante 3 den Kreuzeffekt aus 
Arbeitgeberaufstockung und Stundenlohn näher. Dieses 
Modell zeigt die beste Anpassung an die Daten und wird 
daher als Basis für die Analyse verwendet. Die berech-
neten Schätzwerte der Regressoren lassen sich mithilfe 
der Linkfunktion in anschauliche Faktoren [exp(x), siehe 
Tabelle 8, Spalte 4] umrechnen, die der jeweiligen pro-
zentualen Veränderung | 13 des Umwandlungsbetrags 
entsprechen. Als Produkt mit dem „Grundwert“ (548,95 
Euro je Jahr) ergeben sie die geschätzten Umwandlungs-
höhen für die jeweilige Merkmalskombination (Beispiel: 
eine 30-jährige Frau mit 40 000 Euro Bruttojahresver-
dienst bei 170 Arbeitsstunden im Monat, die bei allen 
anderen Merkmalen zur Referenzgruppe gehört, wan-
delt durchschnittlich einen Betrag von: 548,95 Euro * 
1,011240 * 1,007030 * 1,0003170 * 0,9831 = 1 093 
Euro je Jahr um).  Tabelle 8

Die Ergebnisse der Variante 3 zeigen, dass der Verdienst 
einen wichtigen Einfluss auf den Umwandlungsbetrag 
hat. Je 1 000 Euro zusätzlichem Bruttojahresverdienst 
steigt der Umwandlungsbetrag um 1,1 % (Faktor: 
1,0112). Steigendes Lebensalter erhöht den Umwand-
lungsbetrag um 0,7 % je Lebensjahr. Neben einem 
höheren verfügbaren Einkommen rückt vermutlich der 
Vorsorgegedanke stärker in den Vordergrund. Während 
Frauen etwas weniger Entgelt umwandeln als Männer 
(etwa 1,7 %), besteht ein großer Unterschied zwischen 
dem früheren Bundesgebiet und Berlin sowie den neuen 
Ländern ohne Berlin-Ost. In Ostdeutschland ist der 
Umwandlungsbetrag, bereinigt um alle anderen Varia-
blen, um 18,3 % niedriger. Obwohl Tarifbindung einen 
positiven Effekt auf die Beteiligung an der Entgeltum-
wandlung hat, ist der Effekt auf die Höhe des Umwand-
lungsbetrags negativ (– 13 %). Arbeitnehmer/-innen mit 
höheren Umwandlungsbeträgen (oftmals Bonuszah-
lungen) sind in der Regel nicht tarifgebunden. Möglicher-
weise führt das Vorliegen von arbeitgeberfinanzierten 

12 Deviance ist ein statistisches Qualitätsmaß, welches die Anpas-
sungsgüte als eine Verallgemeinerung der Quadratsumme der Resi-
duen einer Maximum-Likelihood-Schätzung darstellt. Kleinere Werte 
bedeuten eine bessere Anpassung.

13 Die Prozentangaben drücken Abweichungen im Vergleich zu den an -
gegebenen Referenzgruppen aus, die jeweils den Wert 1 annehmen.
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tariflichen Versorgungssystemen (siehe Kategorie bAV-
Typ) zu einer sinkenden Bereitschaft zur Eigenvorsorge.

Teilzeitbeschäftigung, erfasst über den Bruttojahres-
verdienst und die Anzahl der Arbeitsstunden, hat einen 
leicht negativen Effekt auf die Umwandlungshöhe. 
Negativer wirkt sich geringfügige Beschäftigung aus. 
Hier beträgt der Umwandlungsbetrag, bereinigt um alle 
weiteren Faktoren, nur noch 44,7 % eines sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten. Arbeitnehmer in klei-

nen Unternehmen (bis 49 Mitarbeiter/-innen) nehmen 
nicht nur häufiger teil, sie wandeln auch etwas mehr 
Entgelt um. 

Einen entscheidenden Einfluss auf die Umwandlungs-
höhe übt der Wirtschaftszweig aus. In Niedriglohn-
branchen, wie dem Gastgewerbe (– 22,5 %) und den 
sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (– 8 %) 
wird, auch um alle anderen Faktoren bereinigt, weniger 
Entgelt umgewandelt als in Hochlohnbranchen, wie der 

Tabelle 8.1
Regressionsanalyse der Umwandlungshöhe

Maximum-Likelihood-Schätzer

Variante 1 Variante 2 Variante 3 Faktoren Variante 3

Intercept 5,841 6,292 6,308 548,95

Bruttostundenverdienst 0,024 – – –

Bruttojahresverdienst in 1 000 EUR – 0,012 0,011 1,011

Alter 0,007 0,007 0,007 1,007

Anzahl der Arbeitsstunden 0,003 0,000 0,000 1,000

Geschlecht (Referenzgruppe: männlich)

weiblich – 0,024 – 0,015 – 0,017 0,983

Berufsausbildung / Studium

(Referenzgruppe: abgeschlossene Berufsausbildung)

ohne abgeschlossene Berufsausbildung – 0,075 – 0,075 – 0,074 0,928

Universitäts- oder Fachhochschulabschluss 0,031 0,030 0,026 1,026

geringfügige Beschäftigung (Referenzgruppe: nicht geringfügig beschäftigt)

geringfügig beschäftigt – 0,703 – 0,845 – 0,805 0,447

Ost/West (Referenzgruppe: Westdeutschland)

Ost-Deutschland – 0,209 – 0,204 – 0,202 0,817

Berufsgruppe

(Referenzgruppe: Handwerks- und verwandte Berufe)

Bediener von Anlagen und Maschinen und Montageberufe – 0,235 – 0,242 – 0,222 0,801

Hilfsarbeitskräfte – 0,065 – 0,064 – 0,055 0,946

Führungskräfte 0,175 0,170 0,175 1,191

Akademische Berufe 0,154 0,131 0,137 1,147

Techniker und gleichrangige nichttechnische Berufe 0,116 0,093 0,087 1,091

Bürokräfte und verwandte Berufe 0,100 0,085 0,091 1,095

Dienstleistungsberufe und Verkäufer – 0,057 – 0,071 – 0,058 0,943

Fachkräfte in Land- und Forstwirtschaft und Fischerei 0,108 0,105 0,100 1,106

Tarifbindung (Referenzgruppe: keine Tarifbindung)

Arbeitnehmer tarifgebunden – 0,125 – 0,132 – 0,140 0,869

Betriebsgröße (Referenzgruppe: 50 – 999 Mitarbeiter)

0 – 49 Mitarbeiter 0,053 0,064 0,060 1,062

1 000 und mehr Mitarbeiter 0,038 0,032 0,017 1,017

bAV-Typ (Referenzgruppe: Regelung unbekannt)

Arbeitgebergrundbetrag – 0,008 – 0,010 – –

Wahlmöglichkeit VWL oder bAV – 0,198 – 0,192 – –

Aufstockung bei zusätzlicher Entgeltumwandlung 0,132 0,120 – –

Das Statistikprogramm SAS gibt die Standardfehler der Regressoren in Tabelle 8 als sehr gering an. Jedoch bleibt bei deren Berechnung die zweistufige Stichprobenziehung (siehe Kapitel 2) 
unbeachtet, sodass keine abschließenden Aussagen über die Signifikanz getroffen werden können.
bAV: betriebliche Altersversorgung; VWL: Vermögenswirksame Leistungen.
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Energieversorgung (+ 10 %) oder den Finanz- und Versi-
cherungsdienstleistungen (+ 16,9 %). Überproportional 
hohe Umwandlungsbeträge finden sich weiterhin im 
Bereich Kunst, Unterhaltung und Erholung (+ 18 %) und 
im Verkehrs- und Lagerwesen (+ 9 %). Neben der Bran-
che hat auch der ausgeübte Beruf einen starken Einfluss 
auf die Umwandlungshöhe. So wandeln Führungskräfte 
(+ 19,1 %) und Akademiker (+ 14,7 %) mehr Entgelt um 
als Bediener von Maschinen und Monteure (– 20 %). 
Wenig überraschend hat ein Hochschulstudium einen 
positiven Effekt (+ 2,6 %), während das Fehlen einer 
Berufsausbildung negativ wirkt (– 7,1 %).

Die ersten beiden Varianten zeigen, dass eine Arbeit-
geberaufstockung deutlich positiv auf den Umwand-
lungsbetrag wirkt. Die Analyse des Kreuzeffektes in 
Variante 3 zeigt, dass hiervon jedoch besonders Arbeit-
nehmer mit hohem Bruttostundenverdienst profitieren.

Zusammenfassend lässt sich eine starke Abhängigkeit 
vom Verdienst und der diesen bestimmenden weiteren 

Faktoren (wie Wirtschaftszweig, Beschäftigungsumfang 
und ausgeübtem Beruf) feststellen. Dies ist nicht ver-
wunderlich, da nur Entgelt umgewandelt werden kann, 
das am Monatsende nicht bereits für den Lebensunter-
halt verbraucht wurde.

Fazit

Im Rahmen der Rentenreform wurde 2001 das Altersver-
mögensgesetz verabschiedet, dessen Ziel es war, den 
Aufbau einer privaten, kapitalgedeckten Altersversor-
gung, insbesondere für Gering- und Niedrigverdiener, zu 
ermöglichen. Durch den Anspruch auf Entgeltumwand-
lung sollte die betriebliche Altersversorgung gestärkt 
werden, die laut Gesetzgeber „besonders geeignet ist, 
die verschiedenen Lebensrisiken ergänzend abzusi-
chern und damit für ein lebensstandardsicherndes Ein-
kommen im Alter zu sorgen“ (Fußnote 2).

Die Analysen der vorherigen Kapitel zeigen jedoch, dass 
die Wahl des Arbeitgebers und die Höhe des Verdiens-

Tabelle 8.2
Regressionsanalyse der Umwandlungshöhe

Parameter | 1 Maximum-Likelihood-Schätzer

Variante 1 Variante 2 Variante 3 Faktoren Variante 3

Wirtschaftszweig

(Referenzgruppe: Verarbeitendes Gewerbe)

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 0,065 0,068 0,083 1,087

Energieversorgung 0,105 0,088 0,096 1,100

Wasserversorgung, Entsorgung und Ähnliches 0,011 0,027 0,022 1,023

Baugewerbe 0,021 0,041 0,045 1,046

Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen – 0,076 – 0,072 – 0,063 0,939

Verkehr und Lagerei 0,068 0,089 0,086 1,090

Gastgewerbe – 0,313 – 0,292 – 0,256 0,775

Information und Kommunikation 0,012 0,008 0,010 1,010

Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 0,251 0,228 0,156 1,169

Grundstücks- und Wohnungswesen 0,030 0,024 0,020 1,020

Freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistungen 0,001 0,008 0,013 1,013

Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen – 0,100 – 0,082 – 0,084 0,919

Gesundheits- und Sozialwesen 0,012 0,037 0,040 1,041

Kunst, Unterhaltung und Erholung 0,143 0,171 0,166 1,180

Sonstige Dienstleistungen – 0,030 – 0,009 – 0,004 0,996

Kreuzeffekt Arbeitgeberaufstockung und Stundenlohn

(Referenzgruppe: keine Arbeitgeberaufstockung)

Stundenlohn: unter 12,50 EUR – – – 0,154 0,857

Stundenlohn: 12,50 EUR bis 23,50 EUR – – 0,030 1,030

Stundenlohn: über 23,50 EUR – – 0,256 1,292

Anpassungsgüte: Deviance je Beobachtung 738,63 735,82 735,28 –

1 Das Statistikprogramm SAS gibt die Standardfehler der Regressoren in Tabelle 8 als sehr gering an. Jedoch bleibt bei deren Berechnung die zweistufige Stichprobenziehung (siehe Kapitel 2) 
unbeachtet, sodass keine abschließenden Aussagen über die Signifikanz getroffen werden können.
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tes die entscheidenden Faktoren für die Teilnahme an 
der Entgeltumwandlung sind. Gering- und Niedrigver-
diener nehmen nicht nur seltener teil, sie wandeln auch 
signifikant weniger Entgelt um. Das Ziel, gerade diesen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern den Aufbau 
einer kapitalgedeckten zusätzlichen Altersversorgung 
zu ermöglichen, wurde nicht erreicht. Nachgewiesen 
werden kann jedoch ein positiver Effekt auf die Teil-
nahmebereitschaft und Höhe des umgewandelten Ent-
gelts, wenn sich der Arbeitgeber über einen Zuschuss 
zum Umwandlungsbetrag an der Entgeltumwandlung 
beteiligt. Allerdings zeigt sich auch hier, dass Arbeitneh-
mer mit hohen Verdiensten diese Angebote öfter und 
mit höheren Umwandlungsbeträgen in Anspruch neh-
men. | 14 

14 Im Juli 2014 hat das Statistische Bundesamt die ersten Ergebnisse 
der Arbeitskostenerhebung 2012 in der Datenbank GENESIS-Online 
veröffentlicht (www-genesis.destatis.de). Für die Arbeitskosten-
erhebung werden die Lohn- und Gehaltskosten sowie sämtliche 
Lohn nebenkosten und Zusatzleistungen von 34 000 Arbeitgebern 
erfasst. Die Arbeitskostenerhebung 2012 lieferte detaillierte Ergeb-
nisse für arbeitgeber- und arbeitnehmerfinanzierte betriebliche 
Altersversorgung in allen Durchführungswegen.
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ZUSAMMENFASSUNG

Für das Statistische Bundesamt wurde 2013 eine Reputations- und Akzeptanzanalyse 
bei ausgewählten Zielgruppen durchgeführt. Die Analyse konzentrierte sich auf Aus-
kunftgebende (private Haushalte und Unternehmen), Onlinejournalisten und junge 
Akademiker. Ein wichtiges Ziel der Studie war es, mit der sogenannten KANO-Methode 
den Stellenwert verschiedener Bedürfnisse der Zielgruppen im Hinblick auf Datensu-
che, Datennutzung und zum Erhebungsprozess empirisch zu messen. Aus den Ergeb-
nissen können konkrete Maßnahmen und Handlungsfelder abgeleitet werden, um 
Journalisten und junge Akademiker künftig noch besser zu erreichen. Außerdem zeigt 
die Analyse, dass das Zurückspielen der Ergebnisse für die Auskunftgebenden eine 
Basisanforderung ist: Deren Erfüllung bildet ein Gegengewicht zum empfundenen Auf-
wand der Befragten und kann sich positiv auf die Reputation der amtlichen Statistik 
auswirken.

 Keywords: quality management – reputation – user satisfaction –  
user relations – stakeholder 

ABSTRACT

An analysis of the Federal Statistical Office's reputation and acceptance by selected tar-
get groups was conducted in 2013. The analysis focused on respondents (households 
and enterprises), online journalists and young university graduates. An important goal 
of the study was to measure empirically with the “KANO method” how important vari-
ous requirements are for the target groups when it comes to data search, data use and 
the process of data collection. Specific measures and action areas can be derived from 
the findings to reach journalists and young university graduates even more effectively 
in future. The analysis also shows that it is a must-be for respondents to be supplied 
with the results to which they have contributed. The burden respondents feel who have 
to provide information is counterbalanced when that requirement is met, so this may 
enhance the reputation of the statistical offices and their work.
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1

Einleitung

Reputation kann als Ruf, Leumund oder Ansehen in den 
alltäglichen Sprachgebrauch übersetzt werden und gilt 
als wichtigster immaterieller Wert eines Unternehmens 
oder einer Organisation. Eine gute oder schlechte Repu-
tation basiert hauptsächlich auf den Wahrnehmungen 
und Erfahrungen wichtiger Anspruchsgruppen. Dazu 
gehören Personen, die zu Erhebungen herangezogen 
werden, ebenso wie Personen, die Ergebnisse der amt-
lichen Statistik nutzen beziehungsweise als potenzielle 
Nutzer infrage kommen. Bezogen auf das Statistische 
Bundesamt sind Erwartungen und Bedürfnisse im Hin-
blick auf Datensuche, Datenzugang und Datennutzung 
wichtige „Reputationstreiber“. Ebenso wichtig ist in die-
sem Zusammenhang die Sichtweise der Auskunftgeben-
den, deren Wahrnehmung des Statistischen Bundesam-
tes und der amtlichen Statistik durch den Prozess der 
Auskunftgebung beeinflusst wird. 

Im Jahr 2013 hat das LINK Institut für Markt- und Sozial-
forschung im Auftrag des Statistischen Bundesamtes 
eine Reputationsanalyse durchgeführt. Zwei Fragen 
standen dabei im Fokus: Welche Reputation genießt 
das Statistische Bundesamt bei ausgewählten Zielgrup-
pen? Wie kann die Reputation bei diesen Zielgruppen 
verbessert werden? Wesentlich war es, die Faktoren zu 
identifizieren, die die Reputation beeinflussen. In dem 
angewandten Modell werden diese in Basisanforderun-
gen und Begeisterungsfaktoren unterteilt. 

Auf Basis der Ergebnisse kann die strategische Planung 
im Statistischen Bundesamt gezielt auf Maßnahmen im 
Sinne eines „Reputationsgewinnes“ ausgerichtet wer-
den. Mittelbar erwartete Gewinne einer hohen Reputa-
tion sind eine generell höhere Teilnahmebereitschaft bei 
(freiwilligen) Befragungen, eine Rückkoppelung auf die 
Datenqualität und eine 
stärkere Nutzung von fun-
dierten Primärinformatio-
nen der Medien und von 
den Entscheidungsträ-
gern der Gesellschaft. Im 
folgenden Beitrag werden 
das Studiendesign und 
die zentralen Ergebnisse 
der Analyse vorgestellt.

2

Studiendesign

Zunächst erfolgten im Statistischen Bundesamt kon-
zeptionelle Vorarbeiten für die Studie. In einem Vorbe-
reitungsworkshop mit der Leitungsebene wurden die 
Zielgruppen und Inhalte für die Analyse festgelegt und 
grundlegende Anforderungen an die Methodik erarbei-
tet. Im nächsten Schritt entwickelte das LINK Institut in 
Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt das 
Erhebungsdesign, führte die Feldphase durch und wer-
tete die Ergebnisse aus. In der Studie kamen sowohl 
qualitative als auch quantitative Verfahren in einem 
Methoden-Mix zum Einsatz. 

2.1 Zielgruppen und Studiendesign

Drei Zielgruppen standen im Blickpunkt der Analyse:

> Auskunftgebende (Haushalte und Unternehmen)

> Schnelle Multiplikatoren (Online- und Daten- 
journalisten)

> Junge Multiplikatoren (junge Absolventen und Dokto-
randen der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften an 
deutschen Universitäten)  Übersicht 1

Auskunftgebende

Ein relativ großer Teil der Bevölkerung wird regelmäßig 
oder unregelmäßig zu amtlichen Datenerhebungen her-
angezogen. Trotzdem werden diese Befragten – anders 
als die Datennutzer – häufig nicht als Reputationsträger 
durch das Statistische Bundesamt wahrgenommen und 
über ihre Bedürfnisse in Bezug auf den Erhebungspro-
zess ist nur wenig bekannt. Fast alle Unternehmen in 

Übersicht 1
Studiendesign der Reputationsanalyse

Auskunftgebende Schnelle Multiplikatoren Junge Multiplikatoren

qualitativ Einzelinterviews, n = 5 Gruppendiskussion, n = 9

quantitativ Haushalte
Computer-Assisted Telephone 
Interviews, n = 2 200 

Online-Fragebogen, n = 300 Junge Absolventen
Online-Fragebogen, n = 1 000

Unternehmen
Computer-Assisted Telephone 
Interviews, n = 1 000

Doktoranden
Online-Fragebogen, n = 290 
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Deutschland (abhängig von Größe und Branche) müs-
sen im Rahmen von jährlichen, halb- oder vierteljährli-
chen beziehungsweise monatlichen Erhebungen ihre 
Daten an die amtliche Statistik melden. Je größer das 
Unternehmen, desto wahrscheinlicher ist die Beteili-
gung an einer verpflichtenden Datenerhebung der amt-
lichen Statistik. Die Studie richtete sich hier darauf, wie 
der Prozess der Datenmeldung bewertet wird und wie 
das Statistische Bundesamt durch Verantwortliche in 
den Unternehmen wahrgenommen wird. 

Daneben gibt es mehrere Befragungen privater Haus-
halte, die sowohl verpflichtend (zum Beispiel der Mikro-
zensus) als auch mit freiwilliger Teilnahme (zum Beispiel 
die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe) durchge-
führt werden. Auskunftgebende äußern sich vermutlich 
auch in ihrem privaten und beruflichen Umfeld über ihre 
Wahrnehmung der Datenerhebung und den „Absender“ 
der Anforderungen, sodass auch mittelbare Einflüsse 
auf die Reputation der amtlichen Statistik entstehen. 
Die Eindrücke der Auskunftgebenden formen, so ist 
anzunehmen, das Gesamtbild der amtlichen Statistik. 
Dabei wird häufig nicht zwischen dem zuständigen Sta-
tistischen Landesamt und dem Statistischen Bundesamt 
differenziert.  

Da aus Datenschutzgründen keine Kontaktdaten aus 
amtlichen Erhebungen genutzt werden konnten, hat 
das LINK Institut Befragungspersonen über repräsenta-
tive Auswahlrahmen kontaktiert. Für die Privatpersonen 
wurde die ADM-Telefonstichprobe | 1 einschließlich der 
Mobilfunknummern (70 % Festnetz, 30 % Mobilfunk) 
herangezogen. Die Stichprobe enthält sowohl im Tele-
fonbuch eingetragene als auch zufällig generierte Tele-
fonnummern. 

Die zufällige Auswahl einer Person aus dem Haushalt 
wurde mit dem sogenannten verkürzten Schweden-
schlüssel | 2 realisiert. Dabei spielte es keine Rolle, ob 
die Privatpersonen bereits an amtlichen Erhebungen 
teilgenommen hatten oder nicht, da es im Vergleich zu 
einer klassischen Kundenbefragung in der Reputations-
analyse um ein Bild der gesamten Zielgruppe geht und 
in diesem Zusammenhang auch herausgefunden wer-

 1 Der ADM Arbeitskreis Deutscher Markt- und Sozialforschungsinstitute 
e. V. führt ein Stichprobensystem für Telefonbefragungen in Deutsch-
land (www.adm-ev.de).

 2 Der Interviewer gibt die Anzahl der möglichen Personen ein, dann 
wird bei mehr als einer Person im Haushalt eine computergesteuerte 
Zufallsauswahl durchgeführt.

den sollte, wie die Teilnahmebereitschaft an freiwilligen 
Erhebungen gesteigert werden kann. Das LINK Institut 
befragte dazu 2 200 in Deutschland lebende Privatper-
sonen über 18 Jahren. 

Für die Unternehmensbefragung wurde eine tagesak-
tuelle Unternehmensdatenbank mit einem Ansprech-
partner auf der ersten Führungsebene genutzt. Für die 
Ziehung der Stichprobe wurde ein teilweise dispropor-
tionales Vorgehen gewählt. Die Stichprobe wurde über 
die Branchen proportional und über die Unternehmens-
größen disproportional angelegt. Dieses Vorgehen hatte 
das Ziel, auch große Unternehmen mit einer genügend 
großen Fallzahl abzubilden. 

Das LINK Institut realisierte 1 000 telefonische Interviews 
mit Geschäftsführern oder Personen in Leitungsfunktion, 
in deren Verantwortungsbereich die Auskunftspflicht 
fällt. Diese Fokussierung war nötig, um verwertbare 
Ergebnisse zu erhalten, da in den Unternehmen unter-
schiedlichste Personen – vom Auszubildenden bis zum 
Geschäftsführer – mit der Auskunftspflicht betraut sein 
können.

Schnelle Multiplikatoren

In früheren Kundenbefragungen wurden Kunden aus 
dem Bereich Medien bereits über ihre Zufriedenheit 
mit dem Daten- und Serviceangebot des Statistischen 
Bundesamtes befragt. Der Grad ihrer Zufriedenheit war 
immer überdurchschnittlich hoch. Da eine erneute Kun-
denbefragung keine neuen Erkenntnisse liefern würde, 
wurden bestimmte Zielgruppen ausgewählt. Die ver-
stärkte Nutzung von Online-Medien hat auch zu einer 
Spezialisierung im Pressewesen geführt. Als relativ neue 
Berufsgruppe treten zunehmend Online- und Datenjour-
nalisten (sogenannte schnelle Multiplikatoren) auf, die 
als Reputationsträger möglicherweise andere Anforde-
rungen stellen als die bisher bekannten.

Über Online-Medien können Meldungen heute in kürzes-
ter Zeit verbreitet und einem großen Nutzerkreis zugäng-
lich gemacht werden. Im Rahmen der Analyse war es von 
Interesse herauszufinden, welche besonderen Bedürf-
nisse bei Online- und Datenjournalisten bestehen. Die 
Arbeit von Datenjournalisten ist vorwiegend datenba-
siert. Sie sind auf die (visuelle und interaktive) Aufbe-
reitung großer Datenmengen aus verschiedenen Quellen 
spezialisiert. Es ist zu erwarten, dass sich diese Form 
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des Journalismus weiter etablieren wird, da vermehrt 
Studiengänge wie Datenjournalismus und Datenvisuali-
sierung an den Hochschulen angeboten werden.

Als Grundlage für die Entwicklung des quantitativen On -
line-Fragebogens führte das LINK Institut fünf einstün-
dige Einzelinterviews mit Online- und Datenjournalisten 
deutscher Leitmedien durch. | 3 Insgesamt wurden im 
quantitativen Teil der Studie 300 Online-Interviews mit 
schnellen Multiplikatoren durch eine Online-Befragung 
realisiert. Als Kontaktbasis dienten 3 000 Redaktions-
adressen von Onlineredaktionen. 

Junge Multiplikatoren

Junge Akademiker nutzen statistische Daten im Studium 
und im späteren Arbeitsleben. Es ist davon auszugehen, 
dass sie im Anschluss an ihre universitäre Ausbildung 
in der Wirtschaft, im öffentlichen Dienst oder in der Wis-
senschaft arbeiten und zu wichtigen Reputationsträgern 
für die statistischen Ämter werden. Deshalb ist ihre 
Wahrnehmung der amtlichen Statistik von besonders 
nachhaltiger Bedeutung. 

Befragt wurden 1 000 Studierende der Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften (Politik-, Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften, Kommunikationswissenschaften und 
Publizistik) an deutschen Universitäten, die mindestens 
im 5. Semester studieren, oder Absolventen, die inner-
halb des letzten Jahres ihr Bachelor- oder Masterstudium 
abgeschlossen haben. Separat befragt wurden darüber 
hinaus 290 Doktoranden aus den genannten Studienbe-
reichen an 35 deutschen Universitäten. Als Grundlage 
für den quantitativen Fragebogen führte das LINK Ins-
titut eine zweistündige Gruppendiskussion mit jungen 
Multiplikatoren durch, an der Studierende, Absolventen 
und Doktoranden teilgenommen haben.

Die Interviews mit den jungen Multiplikatoren wurden 
online durchgeführt. Für die Bildung eines Auswahl-
rahmens wurde im Vorfeld der Studie Rücksprache mit 
verschiedenen Universitäten und einer weiteren Ins-
titution im Bereich Hochschulforschung gehalten, um 
herauszufinden, ob über diesen Weg auf eine repräsen-
tative Stichprobe zuzugreifen wäre. Aufgrund der Viel-
zahl von Umfrageanfragen und internen Befragungen 
im Rahmen des für die Universitäten immer wichtiger 
werdenden Qualitätsmanagements, lehnen viele Uni-

 3 Die Interviews wurden über Videotelefonie durchgeführt.

versitäten jedoch grundsätzlich eine Mitwirkung dieser 
Art ab. Daher wurde für die repräsentative Befragung der 
Studierenden auf Onlinepanels zurückgegriffen. Für die 
Doktorandenstichprobe wurde aus demselben Grund 
eine Zufallsstichprobe aus allen Universitäten mit ent-
sprechenden Fächern gezogen und an 35 Universitäten 
die Kontaktadressen der Doktoranden recherchiert.

2.2 Reputationsmessung

Um die Reputationswerte für das Statistische Bundes-
amt für die einzelnen Zielgruppen zu bestimmen, wurde 
die Reputation empirisch mehrdimensional erfasst. Das 
Messmodell in Anlehnung an Charles J. Fombrun (Fom-
brun, 1996) umfasst folgende Dimensionen: emotionale 
Wirkung (Sympathie), Produkte und Services (Qualität, 
Vertrauenswürdigkeit), Vision und Führung (Neutrali-
tät, Innovation), Arbeitsplatzumgebung (Professionali-
tät, Kompetenz der Beschäftigten), finanzielle Leistung 
(Umgang mit Steuergeldern) und soziale Verantwortung 
(Stellenwert für Gesellschaft). Die zu bewertenden State-
ments aus dem Modell wurden an die Gegebenheiten 
des Statistischen Bundesamtes angepasst und auf einer 
siebenstufigen Likert-Skala (von „trifft überhaupt nicht 
zu“ bis „trifft voll und ganz zu“) operationalisiert. Dabei 
kamen für die verschiedenen Zielgruppen größtenteils 
identische Statements zum Einsatz. Um die Interpreta-
tion zu vereinfachen, wurde über die einzelnen Bereiche 
durch Summenbildung ein Reputationsindex entspre-
chend der Skala von 1 bis 7 gebildet (1 steht für sehr 
niedrige und 7 für eine sehr hohe Reputation), der für 
jede einzelne Zielgruppe darstellbar ist.

2.3 Erfassung von Zielgruppen- 
bedürfnissen mit dem KANO-Modell

Wenn Zielgruppen wie in herkömmlichen Kundenbe-
fragungen nach einer Bewertung der vorhandenen Pro-
dukte und Leistungen befragt werden, können potenziell 
neue und latente Anforderungen nicht in ausreichen-
dem Maße abgebildet werden. Aus diesem Grund wur-
den zur Erfassung der Zielgruppenbedürfnisse und der 
Berührungspunkte zum Statistischen Bundesamt bei 
den schnellen und jungen Multiplikatoren zunächst 
qualitative Verfahren in Form von Einzelinterviews und 
Gruppendiskussionen durchgeführt. In der quantitati-
ven Phase kam unter anderem das sogenannte KANO-
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Modell zum Einsatz, um den Stellenwert der verschie-
denen Bedürfnisse quantitativ zu erfassen. Das Modell 
wird häufig in der Produktentwicklung und Qualitäts-
sicherung eingesetzt und wurde an die Erfordernisse 
der Reputationsanalyse angepasst. Es wurde in den 
1980er-Jahren von Professor Noriaki Kano in Japan ent-
wickelt und unterscheidet verschiedene Kategorien von 
Bedürfnissen. (Kano und andere, 1984) Im Blickpunkt 
der Reputationsanalyse stehen die Basis- und Begeiste-
rungsfaktoren. 

Basisfaktoren sind Muss-Anforderungen, deren Erfül-
lung von einer bestimmten Zielgruppe selbstverständ-
lich und unausgesprochen vorausgesetzt wird. Wird der 
Basisfaktor nicht erfüllt, führt dies zu Unzufriedenheit. 
Basisfaktoren sind in jedem Fall wettbewerbsbestim-
mend. Bei Flugreisen wird zum Beispiel vorausgesetzt, 
dass ein eingecheckter Koffer am Zielort ankommt. Fehlt 
der Koffer, führt dies zur Unzufriedenheit des Kunden, 
was sich negativ auf die Gesamtreputation der Flug-
gesellschaft auswirken kann. 

Begeisterungsfaktoren sind unerwartete Leistungen, 
die begeistern und sich positiv auf die Reputation aus-
wirken. Sie lösen keine Unzufriedenheit aus, wenn sie 
nicht vorhanden sind, da sie nicht erwartet werden. 
Wenn beispielsweise auf einem Economy-Class-Flug ein 
Bordservice angeboten wird, der in dieser Klasse nicht 
zum „Pflichtprogramm“ gehört, kann dies Passagiere 
begeistern. 

Im Rahmen der Reputationsanalyse wurden die Ziel-
gruppen zu ihren Basis- und Begeisterungsfaktoren im 
Hinblick auf Datensuche, Datennutzung und den Erhe-
bungsprozess befragt. Dabei kam eine zweidimensio-
nale Fragetechnik zum Einsatz. Die funktionale Abfrage 
bezieht sich auf den Zustand, wenn ein bestimmtes 
Angebot erfüllt ist, und die dysfunktionale Abfrage dar-
auf, wenn ein bestimmtes Angebot nicht erfüllt ist. Aus 
der Kombination beider Antworten wird die Klassifizie-
rung in unter anderem Basis- und Begeisterungsfakto-
ren vorgenommen und mittels verschiedener Maßzahlen 
hinsichtlich der Relevanz sortiert. Darüber hinaus wer-
den auch Einflussgrößen auf die Gesamtzufriedenheit 
errechnet. 

Ausgangspunkt einer Kano-Befragung ist die Auflistung 
von Anforderungen, die Zielgruppen an das Statistische 
Bundesamt stellen (unabhängig vom vorhandenen Leis-
tungsspektrum) und die bewertet werden sollen. Diese 

Vorarbeiten wurden im Rahmen des Vorbereitungswork-
shops und mittels qualitativer Vorerhebungen durch das 
LINK Institut geleistet. Im folgenden Kapitel werden die 
wichtigsten Ergebnisse des quantitativen Teils der Stu-
die vorgestellt. 

3

Ergebnisse

Haushalte

Der Bekanntheitsgrad einer Institution zeigt, ob diese 
wahrgenommen wird und generelles Interesse an ihr 
besteht. Die Bekanntheit des Statistischen Bundesam-
tes steigt in der Gruppe der befragten Privatpersonen 
mit dem Alter und der Bildung. 95 % der Befragten mit 
Studium kannten das Statistische Bundesamt. Rund 
14 % der Befragten wurden schon einmal zur Teilnahme 
an einer verpflichtenden oder freiwilligen Haushaltser-
hebung der amtlichen Statistik aufgefordert. 57 % der 
Teilnehmenden erachteten die Befragung als wichtig. 
Kritisch gesehen wurde vor allem die Länge der Befra-
gung (43 %). 

Die Reputation wurde wie in Abschnitt 2.2 beschrieben 
anhand verschiedener Aussagen gemessen. Positiv 
sticht hervor, dass das Statistische Bundesamt als all-
gemein anerkannt gilt (71 %), seine Arbeit als professi-
onell (65 %) eingeschätzt wird und als wichtig in Bezug 
auf Informationen für Politik und Gesellschaft (68 %). Um 
die Interpretation zu vereinfachen, wurde aus einzelnen 
Statements mittels Summenbildung ein Reputations-
index gebildet. Der Mittelwert für den Index auf einer 
Skala von 1 bis 7 liegt für die Personen in Haushalten 
im Durchschnitt bei 4,7.  Grafik 5  Befragte mit einem 
abgeschlossenen Studium weisen mit 4,9 einen etwas 
höheren Wert auf.

Am Beispiel einer dreimonatigen Tagebuchstudie (in 
Anlehnung an die Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe) wurden die Auskunftgebenden befragt, inwieweit 
die Teilnahmebereitschaft durch Incentives (Entschädi-
gungen) erhöht werden kann. Insbesondere jüngere 
Personen zwischen 18 und 29 Jahren sahen Incentives 
als „Motivator“ zur Teilnahme an entsprechenden Stu-
dien an (75 %). Bargeld und Spenden (83 %), gefolgt 
von Informationen über die Studie (73 %) wurden für 
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eine dreimonatige Tagebuchstudie als am attraktivsten 
eingeschätzt. Als Bargeldentschädigung wurden durch-
schnittlich 105 Euro für eine Teilnahme an einer dreimo-
natigen Studie als angemessen betrachtet.

Da die Zielgruppe der Personen in Privathaushalten 
bezüglich der Merkmale Alter, Bildungsstand und beruf-
licher Hintergrund sehr heterogen ist, kristallisierten 
sich in der KANO-Analyse erwartungsgemäß nur wenige 
signifikante Basis- und Begeisterungsfaktoren heraus. 
Das Bereitstellen von Ergebnissen für die Auskunft-
gebenden nach der Erhebung stellte für 21 % einen 
Basisfaktor dar, wird also selbstverständlich erwartet. 
Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass ein Fünftel der 
Befragten verärgert wäre, wenn dies nicht erfüllt wird. 
Für 23 % der Befragten war das Bereitstellen der Ergeb-
nisse ein Begeisterungsfaktor. Ein Fünftel der Befragten 
setzte einen telefonischen Service zur Unterstützung der 
Auskunftspflichtigen voraus.

Unternehmen

Rund 91 % der befragten Unternehmen mit mehr als 250 
Beschäftigten erteilten zum Zeitpunkt der Befragung 
Auskünfte bei einer oder mehreren amtlichen Unter-
nehmensbefragungen. In der vorliegenden Befragung 
waren von den insgesamt 1 000 Befragten 35 % Unter- 
nehmer (eigener Betrieb oder Geschäftsführer) und 
65 % Mitarbeiter mit Personalverantwortung. Mit stei- 
gender Unternehmensgröße wurden mehr Mitarbeiter 
mit Personalverantwortung anstelle von Geschäftsfüh-

rern oder Unternehmern selbst befragt. Der Anteil der 
Unternehmen, die bereits Auskünfte an die amtliche 
Statistik erteilten, stieg erwartungsgemäß mit der Unter- 
nehmensgröße. Entsprechend nahm auch die Zahl der 
Statistiken zu, für die die Unternehmen meldepflichtig 
waren. Unternehmen mit 250 Mitarbeitern und mehr 
waren im Durchschnitt für sieben Statistiken melde-
pflich tig, Unternehmen mit bis zu 49 Mitarbeitern nur 
für rund drei Erhebungen. Jährliche Statistiken machten 
mit 77 % den Hauptteil der Meldungen aus. Je größer ein 
Unternehmen war, desto geringer wurde die subjektive 
Belastung durch Befragungen eingeschätzt und desto 
höher war die Akzeptanz der Belastung durch die Aus-
kunftspflicht.

Die Beurteilung der Meldepflicht für amtliche Statistiken 
fiel unterschiedlich aus. 59 % der Befragten fanden die 
erhobenen Daten wichtig für Wirtschaft und Demokratie, 
aber nur 29 % waren der Meinung, dass die Ergebnisse 
dem eigenen Unternehmen zugutekommen. Nur 34 % 
der Unternehmen fühlten sich über die Ziele der Aus-
kunftserteilung ausreichend informiert.  Grafik 1

Bei der Reputationsmessung fällt positiv auf, dass das 
Statistische Bundesamt bei den Unternehmen als all-
gemein anerkannt (73 %) und vertrauenswürdig (71 %) 
gilt. Niedrige Zustimmungswerte zeigten sich analog zu 
den Privatpersonen im Hinblick auf die Wahrnehmung 
als innovativer Dienstleister (43 %) und den sorgfältigen 
Umgang mit Steuergeldern (30 %). Insgesamt ergab sich 
ein Reputationsindex von 4,6.   Grafik 5  Unternehmen, 
in denen Datenmaterial des Statistischen Bundesamtes 
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verwendet wird, wiesen mit 4,9 einen höheren Reputati-
onswert auf der Skala von 1 bis 7 auf.

Die KANO-Analyse zeigt, dass ein Drittel der Unterneh-
men sowohl einen telefonischen Service zur Unterstüt-
zung der Befragung als auch die Bereitstellung von 
Studienergebnissen nach den Befragungen als Muss-
Anforderungen sahen. Größere Unternehmen haben eine 
höhere Anspruchshaltung und setzten entsprechende 
Serviceangebote wie das Bereitstellen von Ergebnissen 
eher voraus. Die Möglichkeit der Datenlieferung online 
begeisterte vor allem Unternehmen mittlerer Größe 
(27 %).  Übersicht 2

Schnelle Multiplikatoren

Dem Bereich Datenjournalismus ordneten sich 64 % 
der Befragten zu, 6 % beschäftigten sich hauptsächlich 
damit. Rund 80 % der befragten Journalisten arbeiteten 
für überregionale Medien. Obwohl die Stichprobe nur 
auf Online-Redaktionen basierte, arbeitete die Hälfte 
der befragten Journalisten auch für Printmedien. Die 
Stichprobe wurde ressortübergreifend gezogen, aller-
dings waren die Bereiche Aktuelles, Wirtschaft, Politik, 
Kultur und Wissenschaft verstärkt vertreten. 

Bei der Recherchearbeit nutzten fast alle Befragen das 
Internet, etwa drei Viertel nutzten Printmedien. Jeder 
Zweite nutzte für Internetrecherchen ein Smartphone 
oder Tablet. Rund 65 % der Journalisten hatten Daten 
des Statistischen Bundesamtes schon einmal als Quelle 
genutzt, 8 % hatten schon einmal auf die Datenbank 
GENESIS-Online zugegriffen. Der wichtigste Kontaktweg 
zum Statistischen Bundesamt war die Website www.
destatis.de. Journalisten, die das Statistische Bundes-
amt kannten, waren bereit, durchschnittlich 14 Minuten 
auf der Website oder innerhalb einer Datenbank nach 

Informationen zu suchen, bevor sie einen Service kon-
taktierten. 

Die Zufriedenheit mit den Leistungen des Statistischen 
Bundesamtes war bei den schnellen Multiplikatoren 
sehr hoch. Beinahe 90 % waren zufrieden oder sehr 
zufrieden mit den Leistungen des Statistischen Bundes-
amtes und 94 % würden das Statistische Bundesamt 
weiterempfehlen. Die Reputationswerte des Statisti-
schen Bundesamtes fallen sehr positiv aus. Besonders 
der Bereich „Produkte und Services“ schneidet bei den 
schnellen Multiplikatoren sehr gut ab. Entsprechend 
hoch war der Durchschnittswert mit 5,3 auf einer Skala 
von 1 bis 7.  Grafiken 2, 3, 5

Schnelle Multiplikatoren setzen voraus, dass es ver-
schiedene Kanäle gibt, um mit dem Statistischen Bun-
desamt in Kontakt zu treten. Ein Kontaktservice per 
E-Mail und ein telefonischer Service wurden von 57 % 
beziehungsweise 38 % als selbstverständlich vorausge-
setzt. Für etwa die Hälfte der Befragten waren die zeit-
nahe Auffindbarkeit und die kostenfreie Verfügbarkeit 
der Daten ein Muss. 

Interaktive Grafiken auf der Website sind ein ausgepräg-
ter Begeisterungsfaktor in dieser Zielgruppe.

Übersicht 2
Die wichtigsten Basis- und Begeisterungsfaktoren nach Zielgruppen

Auskunftgebende Schnelle Multiplikatoren Junge Multiplikatoren

Basisfaktoren • Studienergebnisse
• Telefonservice

• Kontaktservices per Mail 
und Telefon

• Daten zeitnah auffindbar
• alle Daten kostenfrei

• Daten zeitnah auffindbar
• alle Daten kostenfrei
• ausführliche Methoden-

beschreibungen  
(Doktoranden)

Begeisterungsfaktoren • Studienergebnisse  
(Haushalte)

• Datenlieferung online  
(Unternehmen)

• Interaktive Grafiken
• Lesebeispiele zu Grafiken 

und Tabellen
• Application Programming 

Interface (Daten- 
journalisten)

• Lesebeispiele zu Grafiken 
und Tabellen

• Daten auf mobilen 
Endgeräten  
(junge Absolventen)
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Grafik 2
Gesamtzufriedenheit der schnellen Multiplikatoren 2013
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Sie würden mehr als die Hälfte der schnellen Multiplika-
toren begeistern. Mehr als ein Drittel der Befragten wäre 
von Lesebeispielen beziehungsweise Lesehilfen für Gra-
fiken und Tabellen begeistert. Für die Subgruppe der 
Datenjournalisten und die Intensivnutzer der Destatis-
Website ist eine API (Application Programming Interface) 
ein Begeisterungsfaktor. Dabei handelt es sich um eine 
Programmschnittstelle zum automatisierten Herunter-
laden großer Datenmengen.

Junge Multiplikatoren

Mehr als die Hälfte der jungen Absolventen hat das 
Statistische Bundesamt schon einmal als Datenquelle 
genutzt, 7 % haben schon einmal auf die Datenbank 
GENESIS-Online zugegriffen. Die meisten jungen Stu-
dierenden beziehungsweise Absolventen mit sozialwis-
senschaftlicher Ausrichtung nutzten für ihre Recherchen 
Google oder gingen direkt auf entsprechende Websites 

(73 %), um Daten zu finden. Mehr als die Hälfte hat auf 
Datenmaterial zurückgegriffen, das von Dozenten oder 
Fachbereichen empfohlen wurde. Ein Drittel der Befrag-
ten gab an, dass das Statistische Bundesamt schon ein-
mal empfohlen wurde, dies war überdurchschnittlich 
häufig in den Politikwissenschaften der Fall. Wer junge 
Multiplikatoren erreichen will, muss ihre bevorzugten 
Informationskanäle kennen. Die Nutzung des Internets 
am PC war für 93 % das wichtigste Recherchewerkzeug 
für Studienzwecke. Mehr als die Hälfte der Befrag-
ten nutzte bereits Smartphones zu Studienzwecken, 
jeder Dritte nutzte Tablets. Für Doktoranden spielten 
mobile Geräte dagegen eine wesentlich geringere Rolle.  
 Grafik 4

Die Gesamtzufriedenheit mit den Leistungen des Sta-
tistischen Bundesamtes lag bei jungen Absolventen 
bei 95 % und in der Gruppe der Doktoranden bei 90 %. 
Rund 65 % der jungen Absolventen und 62 % der Dok-
toranden konnten sich vorstellen, beim Statistischen 
Bundesamt zu arbeiten. Die Reputationswerte des Sta-
tistischen Bundesamtes bei den jungen Multiplikatoren 
sind als sehr gut zu bezeichnen. Wie bei den schnellen 
Multiplikatoren erzielte der Bereich Produkte und Servi-
ces überdurchschnittliche Werte, die Hochwertigkeit der 
Daten, Kompetenz und Vertrauenswürdigkeit erzielten 
hohe Zustimmungswerte. Beim Reputationsindex gab 
es keine Unterschiede zwischen jungen Absolventen 
und Doktoranden, der Wert liegt bei 5,3 auf der Skala 
von 1 bis 7.  Grafik 5

Bezüglich der Basisfaktoren gab es Überschneidungen 
mit den schnellen Multiplikatoren: Zeitnahe Auffindbar-
keit der Daten und Kostenfreiheit waren die wichtigsten 
Muss-Anforderungen junger Absolventen. 
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Grafik 3
Weiterempfehlung durch schnelle Multiplikatoren 2013
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Die Reputationsanalyse des Statistischen Bundesamtes

Doktoranden sahen darüber hinaus ausführliche Metho-
denbeschreibungen als Basisfaktor an. Lesebeispiele 
zu Tabellen und Grafiken würden die Hälfte der jungen 
Absolventen und Doktoranden gleichermaßen begeis-
tern. Die Möglichkeit zur Datenrecherche über mobile 
Endgeräte würde ein Drittel der jungen Absolventen 
begeistern. 

4

Fazit

Die Ergebnisse der Reputationsanalyse sind für künftige 
Planungen des Statistischen Bundesamtes von hoher 
Bedeutung. Anhand der Ergebnisse können Ressourcen 
in Bezug auf „Reputationsgewinne“ bei den untersuch-
ten Zielgruppen effektiver eingesetzt und die strategi-
schen Ziele des Hauses entsprechend ausgerichtet wer-
den.  Grafik 5

Ein gutes Beispiel dafür, wie die Ergebnisse der Analyse 
konkret genutzt werden können, um Produkte im Sinne 
der Zielgruppen mit einem relativ geringen Aufwand 
zu verbessern, zeigt sich besonders bei schnellen und 
jungen Multiplikatoren: Dass Lesebeispiele für Grafiken 

und Tabellen im Sinne von Lesehilfen beide Zielgruppen 
begeistern würden, deutet darauf hin, dass die Statis-
tikkompetenz wichtiger Zielgruppen häufig überschätzt 
wird. Aus den Ergebnissen der KANO-Analyse können 
weitere konkrete Maßnahmen und Handlungsfelder 
abgeleitet werden, um Journalisten und junge Akade-
miker künftig noch besser zu erreichen. Überraschend 
war die Tatsache, dass die Präsenz amtlicher Statistik in 
sozialen Medien weder für die Journalisten noch für die 
jungen Akademiker eine Rolle als Basis- oder Begeiste-
rungsfaktor spielte.

Das Statistische Bundesamt erreichte im Durchschnitt 
gute bis sehr gute Reputationswerte. Diese variierten 
allerdings deutlich zwischen Auskunftgebenden und 
Multiplikatoren. Ein Teil dieser Unterschiede ist darauf 
zurückzuführen, dass die Auskunftgebenden größtenteils 
verpflichtet sind, mit ihrer Datenlieferung eine Leistung 
für die Statistik zu erbringen, während sich die Multiplika-
toren an das Statistische Bundesamt wenden, um Daten 
zu bekommen. Die Ergebnisse der Analyse zeigen, dass 
das Zurückspielen der Ergebnisse nach den Erhebungen 
für die Auskunftgebenden eine Muss-Anforderung ist; 
deren Erfüllung kann ein Gegengewicht zum empfunde-
nen Aufwand der Befragten bilden und sich positiv auf 
die Reputation der amtlichen Statistik auswirken. 

Grafik 5
Reputationswerte nach Zielgruppen 2013

Reputation

 7 = sehr 
hohe
Reputation

schnelle
Multiplikatoren
5,3

Haushalte
4,7

junge 
Multiplikatoren
5,3

Unternehmen
4,6

0 = sehr
niedrige
Reputation

Doktoranden
5,3

2015 - 01 - 0033

Statistisches Bundesamt | WISTA | 1 | 2015 83



Ilka Willand, Heidrun Stirner, Dr. Helen Lauff

LITERATURVERZEICHNIS

Dausmann, Ulrike. Kundenzufriedenheitsbefragung 2011. In: Wirtschaft und Statistik 
8/2012, Seite 623 ff.

Eckert, Angelika. E-Commerce-Studie: So zahlt der Kunde gerne. In: WEAVE 6/2013, 
Seite 98 ff.

Eurostat. The European Statistical System (ESS) Vision 2020. [Zugriff im Oktober 2014]. 
Verfügbar unter: ec.europa.eu

Fombrun, Charles J. Reputation: Realizing Value from the Corporate Image. Boston 
1996.

Gray, Jonathan/Bounegru, Liliana/Chambers, Lucy. The Data Journalism Handbook. 
2012 [Zugriff am: 20. Januar 2015]. Verfügbar unter: http://datajournalismhandbook.
org

Kano, Noriaki/Seraku, Nobuhiko/Takahashi, Fumio/Tsuji, Shin-ichi. Attractive Quality 
and Must-be Quality. In: Journal of the Japanese Society for Quality Control, Nr. 2/1984, 
Seite 147 ff.

Lauff, Helen/Wachenfeld, Alexandra. Abschlussbericht zum Projekt Reputations- und 
Akzeptanzanalyse für das Statistische Bundesamt. Frankfurt 2014.

Marx, Dominic. Das Kano-Modell der Kundenzufriedenheit: Ein Modell zur Analyse von 
Kundenwünschen in der Praxis. Hamburg 2014.

Schneider, Jörg. ReputationControl – Befragungstool für das umfassende Controlling 
der Corporate Reputation. LINK Fokus, Informationsreihe des LINK Instituts zur Markt-, 
Sozial- und Meinungsforschung, 2013.

84 Statistisches Bundesamt | WISTA | 1 | 2015

http://ec.europa.eu/eurostat
http://datajournalismhandbook.org/1.0/en
http://datajournalismhandbook.org/1.0/en


Statistisches Bundesamt | WISTA | 1 | 2015 85

Yvonne Vatter

ist Soziologin und Anglistin. Als 

Referentin im Bereich „Bürokratie-

kostenmessung“ war sie insbeson-

dere für Konzeption, Planung und 

Steuerung der Erhebung verantwort-

lich. Im Februar 2014 hat sie den 

Bereich verlassen und betreut nun 

unter anderem die Geschäftsstelle 

der Amtsleiterkonferenz der statisti-

schen Ämter.

 Schlüsselwörter: Unternehmensgründungen – bürokratische Belastung –  
Erfüllungsaufwand – Bürokratieabbau – Auskunftspflicht

ZUSAMMENFASSUNG

Unternehmensneugründungen sind ein Motor für Wirtschaftswachstum und die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze. Vor Geschäftsbeginn müssen von den Gründerinnen und 
Gründern jedoch einige rechtliche Vorgaben erfüllt werden. Dies erzeugt Personalkos-
ten, die im Extremfall dazu führen können, dass eine Gründung unterbleibt und damit 
die gewünschten gesamtwirtschaftlichen Effekte ausbleiben. Im Rahmen eines Projek-
tes hat das Statistische Bundesamt den Erfüllungsaufwand für Betriebsgründungen, 
von der Geschäftsidee bis zum ersten Umsatz, untersucht und Wege zur Reduktion von 
bürokratischer Belastung aufgezeigt. Das Ziel ist, die Belastung für die Gründerinnen 
und Gründer zu minimieren. 

Die Auswertung von 108 Interviews mit Unternehmensgründerinnen und -gründern 
ergab, dass durch die Bündelung administrativer Prozesse bei einer einheitlichen An-
laufstelle über 20 % des anfallenden Erfüllungsaufwandes eingespart werden könnten.

 Keywords: start-ups – compliance costs – administrative burden – single point of 
contact – bureaucracy reduction – obligation to respond

ABSTRACT

Business start-ups are a driving force for economic growth and job creation. Before 
starting their business, however, entrepreneurs have to meet some legal requirements. 
This involves staff costs which, in extreme cases, may lead to the start-up project being 
cancelled and, consequently, the desired macroeconomic effects not taking place. In 
a project, the Federal Statistical Office of Germany examined the compliance costs for 
newly founded companies in Germany, from the initial business idea to the operational 
phase, and showed ways to reduce the administrative burden. The goal is to minimise 
the burden on start-ups.
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Einleitung

Gründungen von Unternehmen, die mit innovativen 
Produkten in bestehende Märkte eintreten, sind ein 
wichtiger Baustein der wirtschaftlichen Dynamik einer 
Volkswirtschaft. Gleichzeitig tragen sie wesentlich zur 
Stabilisierung des Arbeitsmarktes bei, denn beinahe 
jede fünfte neue Stelle wird durch eine Neugründung 
geschaffen. (Schneck/May-Strobl, 2013) Allerdings 
kann sich nicht jede Idee auf Dauer durchsetzen: So 
verschwindet jedes zweite der jährlich rund 400 000 
gegründeten Unternehmen innerhalb der ersten fünf 
Jahre wieder vom Markt. (Schneck/May-Strobl, 2013, 
Seite VI)

Angesichts der hohen Bedeutung für die wirtschaftliche 
Dynamik und des Risikos, dem sich Gründerinnen und 
Gründer aussetzen, ist es ein wichtiges Ziel der Politik, 
administrative Rahmenbedingungen für eine Unter-
nehmensgründung so zu setzen, dass sie einerseits 
die entsprechende Rechtssicherheit gewährleisten und 
andererseits nicht durch überbordende Regelungen das 
Gründungsgeschehen unnötig erschweren. 

Da sowohl von den Wirtschaftsverbänden als auch von 
der Politik übermäßige Bürokratie als ein Hemmnis für 
Gründungen identifiziert wurde, existieren zu diesem 
Thema bereits zahlreiche Studien. So ermittelt das Ins-
titut für Mittelstandsforschung in Bonn (IfM Bonn) seit 
2007 in regelmäßigen Abständen die Dauer und Kosten 
administrativer Gründungsverfahren in Deutschland auf 
der Grundlage eines EU-weiten Vergleichs von drei aus-
gewählten Kommunen. (Holz, 2011) Oftmals ist das Ziel 
solcher Untersuchungen, die gesamte Verfahrensdauer 
zu ermitteln, die mit dem Genehmigungsverfahren für 
Gründer verbunden ist. Dabei wird jedoch in der Regel 
außer Acht gelassen, welchen spezifischen Aufwand 
Gründerinnen und Gründer betreiben müssen, um den 
vielen Verpflichtungen in Form von Anträgen, Geneh-
migungen und Registrierungen nachzukommen, bevor 
sie unternehmerisch tätig werden können. Diese Lücke 
wurde durch das im Folgenden beschriebene „Gründer-
projekt“ geschlossen.

1

Projekthintergrund

Das Projekt „Erfüllungsaufwand im Bereich der Betriebs-
gründung – Ablauf von der Geschäftsidee zum ersten 
Umsatz“ ist eines der gemeinsam mit der Wirtschaft 
durchzuführenden Projekte aus dem Arbeitsprogramm 
der Bundesregierung zur besseren Recht setzung vom 
März 2012. (Bundesregierung, 2013, Seite 62 ff.)

Für die organisatorische Durchführung des Projektes 
wurde im Sommer 2012 unter Federführung des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Technologie (heute 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, BMWi) 
eine Projektgruppe gegründet. Diese bestand aus Ver-
treterinnen und Vertretern des Deutschen Industrie- und 
Handelskammertages und des Zentralverbandes des 
Deutschen Handwerks, von sieben Bundesländern | 1 
sowie des Bundeswirtschaftsministeriums selbst und 
der Geschäftsstelle Bürokratieabbau im Bundeskanzler-
amt. Der Normenkontrollrat war in beratender Funktion 
in der Projektgruppe vertreten. Das Statistische Bundes-
amt war mit der operativen Durchführung des Projektes 
betraut und führte die Erfüllungsaufwandsmessungen 
durch.

Die Messung des Erfüllungsaufwands als Maß der 
bürokratischen Belastung ist in solchen Projekten des 
Arbeitsprogramms kein Selbstzweck, vielmehr dient sie 
der Reduzierung des Erfüllungsaufwands in den ausge-
wählten Lebens- und Rechtsbereichen.

Im nachfolgenden Kapitel steht die Beschreibung des 
eigentlichen Untersuchungsgegenstandes im Mittel-
punkt der Betrachtung. Das dritte Kapitel stellt die wich-
tigsten Ergebnisse der Studie dar. Die abschließenden 
Schlussfolgerungen aus dem Projekt runden den Beitrag 
ab.

Der Gesamtbericht zum Projekt wurde vom Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie unter dem Titel 
„Erfüllungsaufwand im Bereich der Betriebsgründung“ 
zusammen mit einer Pressemitteilung am 26. Septem-
ber 2014 veröffentlicht. (BMWi, September 2014)

 1 An dem Projekt direkt beteiligten sich die Länder Bayern, Berlin, 
Brandenburg, Bremen, Hessen, Sachsen und Thüringen.
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Welcher Bürokratieaufwand ist mit der Gründung eines Unternehmens verbunden?

2

Gegenstand und Ablauf  
der Untersuchung

Gründungsprozesse verlaufen sehr unterschiedlich. Um 
den Untersuchungsgegenstand für das Projekt zu ope-
rationalisieren, sind daher zunächst betriebswirtschaft-
liche und administrative Prozesse unterschieden wor-
den. Betriebswirtschaftliche Prozesse sind im Sinne 
des Projektes Prozesse, die eine Unternehmensgrün-
derin beziehungsweise ein Unternehmensgründer aus 
betriebswirtschaftlicher Perspektive heraus anstößt be -
ziehungsweise bearbeitet. Hierzu zählen zum Beispiel 
Entscheidungen zur Unternehmensstrategie sowie zu 
den Finanzierungswegen. Im Gegensatz dazu werden 
administrative Prozesse von Gründerinnen und Grün-
dern bearbeitet, um staatliche Anforderungen zu erfül-
len. Diese Prozesse sind alleiniger Gegenstand der 
Untersuchung. Die betriebswirtschaftlichen Prozesse 
werden ausgeklammert, da sie durch die individuellen 
Entscheidungsprozesse der Gründerin beziehungsweise 
des Gründers beeinflusst sind und die entsprechenden 
Verfahrensschritte nicht gesetzlich veranlasst sind. 

Doch auch die administrativen Prozesse sind in ihrer 
Ausgestaltung sehr heterogen, sodass aus Gründen der 
Operationalisierung auch hier inhaltliche Eingrenzungen 
vorgenommen werden mussten. So wurde die Informati-
onsbeschaffung im Vorfeld einer Gründung im Rahmen 
des Projektes nicht quantitativ erfasst. Der Informations-
stand einer Gründerin beziehungsweise eines Gründers 
variiert individuell so stark, dass die Messung des Auf-
wands für das Beschaffen der notwendigen Informatio-
nen nicht sinnvoll erschien. Die Aufwandsmessung geht 
vielmehr von einer über den Gründungsprozess bereits 
informierten Person aus. Um dennoch die Bedeutung 
der Informationsbeschaffung zu berücksichtigen, wurde 
dieser Prozessschritt mittels qualitativer Fragen in die 
Untersuchung miteinbezogen.

Die im Anschluss an die Informationsbeschaffung not-
wendigen administrativen Prozesse sind abhängig von 
den spezifischen rechtlichen Erfordernissen einer Unter-
nehmensgründung. So wird unterschieden zwischen 
administrativen Prozessen aufgrund von gesetzlichen 
Vorgaben, die unabhängig von der Art des gegründeten 
Unternehmens immer anfallen (Kernprozess), wie bei-

spielsweise der Bezug einer Steuernummer, und Prozes-
sen, die nur unter bestimmten Bedingungen notwendig 
sind. Diese können von der Branche abhängen, in denen 
das Unternehmen gegründet wird (Branchenprozesse), 
von der jeweiligen Rechtsform oder von der Existenz von 
Beschäftigten (unternehmensspezifische Prozesse). Die 
Unternehmensgründung beziehungsweise der formale 
Gründungsprozess wird als abgeschlossen angesehen, 
sobald das gegründete Unternehmen formal handlungs-
fähig ist und Umsatz erwirtschaftet.

Von den jährlich rund 400 000 Unternehmensneu-
gründungen finden etwa zwei Drittel in den Branchen 
„Baugewerbe“, „Handel“, „Gaststätten“ und „sonstige 
wirtschaftliche Dienstleistungen“ statt. | 2 Um nicht jede 
Branchenausprägung untersuchen zu müssen und den-
noch ein möglichst umfassendes Bild der bürokratischen 
Belastungen bei Unternehmensgründungen zeichnen zu 
können, konzentrierte sich die Messung branchenspezi-
fischer Prozesse auf die vier oben genannten Branchen.

Aufgrund dieser Abgrenzungen deckte die Messung des 
Erfüllungsaufwands drei Bereiche ab, von denen die 

 2 Statistiken zum Gründungsgeschehen finden sich bei IfM-Statistik zu 
Gründungen und Liquidationen. [Zugriff am 7. Januar 2015] Verfügbar 
unter: www.ifm-bonn.org

Grafik 1
Administrative Prozesse bei einer Unternehmensgründung
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befragten Gründerinnen und Gründer – je nach Art ihrer 
Gründung – unterschiedlich betroffen sind. Innerhalb 
dieser Bereiche gibt es Pflichten, die von allen Gründe-
rinnen und Gründern, die von den Bereichen tangiert 
sind, erfüllt werden müssen.  Grafik 1

Die Messung des Erfüllungsaufwands administrativer 
Prozesse soll Wege aufzeigen, die bürokratische Belas-
tung zu minimieren. Als ein wichtiger Schritt zur Verein-
fachung der administrativen Prozesse wird – sowohl 
aus Sicht der Verbände als auch der Politik – die Ein-
führung beziehungsweise der weitere Ausbau eines 
„Einheitlichen Ansprechpartners“ eingestuft | 3. Auch 
die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) begrüßte in ihrem Wirtschafts-
ausblick 2013 die Einrichtung zentraler Anlaufstellen 
für Unternehmensgründungen und verspricht sich hier-
durch eine höhere Dynamik der deutschen Wirtschaft. 
(OECD, 2013) Eine weitere rechtliche Stärkung dieses 
Systems soll einen Beitrag dazu liefern, die Prozesse für 
den Existenzgründer weiter zu vereinfachen. Entspre-
chend dieser Hypothesen wurde die Messung des Erfül-
lungsaufwands aus den administrativen Prozessen des 
Gründungsgeschehens an drei Szenarien ausgerichtet, 
die auf eine unterschiedliche formale Ausgestaltung und 
Intensität der Nutzung der einheitlichen Anlaufstelle 
abstellen. Damit soll die Wirkung einheitlicher Anlauf-
stellen gemessen und deren offenes Potenzial für eine 
Belastungsreduzierung bei Unternehmensgründungen 
ermittelt werden.

Die Gründerinnen und Gründer wurden telefonisch durch 
das Statistische Bundesamt befragt. Adressen befra-
gungsbereiter Personen wurden von den teilnehmenden 
Verbänden und den Bundesländern übermittelt. Um 
möglichst aussagekräftige Ergebnisse sicherzustellen, 

 3 Der „Einheitliche Ansprechpartner“ basiert auf der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie [Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen 
im Binnenmarkt (Amtsblatt der EU Nr. L 376, Seite 36)] und soll in 
Deutschland unter anderem die Gründerinnen und Gründer bei der 
Unternehmensgründung unterstützen. Dies soll durch die Bündelung 
unterschiedlicher Behördengänge an einer zentralen Stelle gesche-
hen. Der Einheitliche Ansprechpartner fällt in die Zuständigkeit der 
Bundesländer. Dort wird er unterschiedlich umgesetzt, zum Beispiel 
im Hinblick auf die Organisationseinheit, bei der der Einheitliche 
Ansprechpartner angesiedelt ist. So werden die Aufgaben des Ein-
heitlichen Ansprechpartners in Bayern von den Kammern der von 
der Dienstleistungsrichtlinie betroffenen gewerblichen und freien 
Berufe übernommen. [Zugriff am 7. Januar 2015] www.eap.bayern.de 
In Hessen dagegen ist der Einheitliche Ansprechpartner bei den drei 
Regierungspräsidien angesiedelt. [Zugriff am 7. Januar 2015] www.
eah.hessen.de

wurden 108 Interviews mit Gründerinnen und Gründern 
geführt; damit ist die Befragung eine der umfangreichs-
ten empirischen Erhebungen zu diesem Thema.

3

Erfüllungsaufwand  
administrativer Prozesse  
bei Unternehmensgründungen

3.1 Qualitative Ergebnisse 
zur Informationsbeschaffung

Der eingeschränkte individuelle Informationsstand der 
Gründerinnen und Gründer sowie die begrenzten Mög-
lichkeiten, die für die Gründung notwendigen Informati-
onen zu finden, wurden im Vorfeld der Befragung insbe-
sondere von den Verbänden als Gründungshemmnisse 
eingestuft. Entgegen dieser Erwartung beurteilten die 
befragten Gründerinnen und Gründer ihren eigenen 
Informationsstand zum Zeitpunkt der Gründung über-
wiegend als gut. Nur 30 der 108 Befragten gaben an, 
keine oder nur wenige Informationen zu den adminis-
trativen Gründungsprozessen gehabt zu haben. Dar-
über hinaus hatte die Mehrheit der Gründerinnen und 
Gründer nur geringe Probleme damit, die notwendigen 
Informationen zu erhalten. Nur 21 Befragte gaben an, 
die Informationsbeschaffung als aufwendig beziehungs-
weise sehr aufwendig empfunden zu haben. Grundsätz-
lich lässt sich hier ein Zusammenhang zwischen dem 
Informationsstand und dem notwendigen Aufwand bei 
der Informationsbeschaffung feststellen. Gründerinnen 
und Gründer, die im Vorfeld der Gründung wenig infor-
miert waren, empfanden tendenziell die Informations-
beschaffung als aufwendiger als insgesamt gut infor-
mierte Gründerinnen und Gründer. Der zu diesem Zweck 
gemessene Korrelationskoeffizient (Tau-b) liegt hier  
bei 0,3. 

Der überwiegende Teil der befragten Gründerinnen und 
Gründer, nämlich 68, gaben die Industrie- und Handels-
kammern sowie die Handwerkskammern als wichtigste 
Informationsquelle an. Zehn Personen wandten sich 
an die Gewerbeämter und lediglich drei Gründerinnen 
und Gründer informierten sich beim oben beschriebe-
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nen Einheitlichen Ansprechpartner (gemäß EU-Dienst-
leistungsrichtlinie) über die notwendigen Schritte einer 
Unternehmensgründung.

3.2 Erfüllungsaufwand bei  
einer Unternehmensgründung

Der Erfüllungsaufwand bei einer Unternehmensgrün-
dung besteht teilweise aus Personalkosten und zu 
einem bedeutenden Teil aus Wege- und Wartezeiten. 
Personalkosten im Sinne der Bürokratiekostenmessung 
sind die monetarisierten Zeitaufwände, die Gründer und 
Gründerinnen zur Erfüllung der rechtlichen Vorgaben 
aufbringen. Der administrative Zeitaufwand für eine 
Unternehmensgründung liegt bei 113 Minuten. Davon 
entfallen 61 Minuten auf Personalaufwand und 52 
Minuten auf Wege- und Wartezeiten. Monetarisiert mit 
einem durchschnittlichen Lohnsatz von 33,20 Euro (zu 
den Lohnsätzen siehe Statistisches Bundesamt, 2012, 
Seite 45) ergeben sich hieraus Personalkosten von ins-
gesamt 61,69 Euro. Hinzu kommen noch Sachkosten in 
Höhe von 33,46 Euro. Der gesamte Erfüllungsaufwand 
für eine Gründung beträgt somit 95,15 Euro. Nachricht-
lich ausgewiesen, da sie nicht zum Erfüllungsaufwand 
gehören, sind die Gebühren je Unternehmensgründung, 
die sich im Durchschnitt auf 120,78 Euro belaufen.  
 Tabelle 1

Im Jahr 2012 gab es nach Angaben des Instituts für Mit-
telstandsforschung insgesamt 346 412 Gründungen in 
Deutschland. | 4 Diese Zahl multipliziert mit dem Erfül-

 4 IfM-Statistik zu Gründungen und Liquidationen; siehe Fußnote 2. 

lungsaufwand je Fall in Höhe von 95,15 Euro ergibt für 
das Jahr 2012 einen gesamten Erfüllungsaufwand in 
Höhe von 32,96 Millionen Euro.

Für die Bewertung des Zeitaufwandes von 61 Minuten 
ist zu bedenken, dass es sich bei dieser Zeit um die 
reine standardisierte Bearbeitungszeit bezogen auf die 
verschiedenen Antrags-, Nachweis- und Registrierungs-
pflichten handelt. Für die einzelnen oben dargestellten 
branchen- und unternehmensspezifischen Prozesse und 
die darin enthaltenen Pflichten wurde der Zeitaufwand 
auf der Grundlage der Befragungsergebnisse ermittelt. 
Da Gründungsprozesse heterogen verlaufen, wurde der 
Erfüllungsaufwand einer „typischen“ Gründung berech-
net. Hierfür wurden die einzelnen Ergebnisse entspre-
chend der tatsächlich vorkommenden Verteilung in der 
Wirtschaft für alle Gründungen hochgerechnet (für die 
Gewichtung der einzelnen Pflichten siehe die Verteilung 
in Tabelle 2). Der Aufwand je Fall ergibt sich dann aus 
der Division dieses Gesamterfüllungsaufwandes durch 
die Anzahl an Gründungen im Jahr 2012. 

Darüber hinaus wurden – gemäß dem Standardkosten-
Modell (Chlumsky und andere, 2006) – nur die in einem 
idealtypischen Prozess anfallenden Arbeitsschritte 
betrachtet. Unvorhergesehene, im Regelfall nicht auf-
tretende Schwierigkeiten, welche zu längeren Bearbei-
tungszeiten führen, wurden ebenso wenig betrachtet 
wie rein im persönlichen Verhalten begründete Warte- 
und Liegezeiten im Arbeitsprozess. Aus diesen Gründen 
stellen die 61 Minuten die Untergrenze der tatsächlichen 
Bearbeitungszeiten einer Gründerin beziehungsweise 
eines Gründers dar. Durch dieses Vorgehen umfasst 
der ermittelte Zeitaufwand nur die Zeit, die durch die 
Gesetzgebung bestimmt ist und die der Gesetzgeber 
auch direkt beeinflussen kann. 

Darüber hinaus wird der Vergleich von unterschiedlichen 
Pflichten ermöglicht, welche die Wirtschaft zu erbringen 
hat. Die Zeitdauer zur Bearbeitung der Anträge und For-
mulare bei einer Unternehmensgründung kann so mit 
anderen Pflichten verglichen werden. Dies ermöglicht 
eine Einschätzung darüber, wie groß der Handlungsbe-
darf des Gesetzgebers in diesem Regelungsfeld im Ver-
gleich zu anderen Regelungsfeldern tatsächlich ist. Ein 
solcher Belastungsvergleich unterschiedlicher gesetzli-
cher Pflichten wird in Grafik 2 dargestellt. In einer log-
arithmierten Darstellung werden die 1 000 Pflichten 
mit den höchsten bürokratischen Belastungen aus der 

Tabelle 1
Erfüllungsaufwand bei einer Unternehmensgründung

Zeitaufwand 
je Fall

Lohnsatz1 Aufwand  
je Fall

Minuten EUR

Personalkosten 61 33,20 33,45

Kosten für Wege-/Wartezeiten 52 33,20 28,24

Zeitaufwand insgesamt 113 33,20 61,69

Sachkosten X X 33,46

Insgesamt X X 95,15

nachrichtlich: Gebühren je Fall X X 120,78

1 Wie in Kapitel 3 beschrieben, wird bei der Gaststättenerlaubnis beziehungsweise der 
Anzeige bei Alkoholausschank der branchenspezifische Lohnsatz verwendet und hier 
nicht gesondert ausgewiesen.

Statistisches Bundesamt | WISTA | 1 | 2015 89



Dr. Daniel Vorgrimler, Ansgar Bitz, Patrick Schweizer, Yvonne Vatter  

Bestandsmessung von Informationspflichten der Wirt-
schaft differenziert nach Zeitaufwand und Fallzahl gra-
fisch abgebildet. Die Grafik 2 wird durch zwei Linien in 
vier Felder unterteilt: Die horizontale Linie steht für den 
Median der Fallzahl (143 000) der 1 000 Pflichten und 
die vertikale für den Median des Zeitaufwands (30 Minu-
ten).  Grafik 2

Die sich daraus bildenden vier Felder sind wie folgt zu 
interpretieren:

Feld I: Belastung der Pflicht wird durch die Fallzahl 
getrieben (Fallzahl liegt oberhalb des Median)

Feld II: Belastung der Pflicht wird sowohl durch Fall-
zahl als auch Zeitaufwand getrieben (beide 
Parameter liegen oberhalb des Median)

Feld III: Belastung der Pflicht wird durch den Zeitauf-
wand getrieben (Zeitaufwand liegt oberhalb 
des Median)

Feld IV: Belastung wird weder durch die Fallzahl noch 
durch den Zeitaufwand getrieben (beide Para-
meter liegen unterhalb des Median).

In Feld I sind die Unternehmen zeitlich nur in geringem 
Ausmaß von einer Pflicht betroffen, die Pflichten sind 
allerdings sehr häufig zu erfüllen. Eine Vereinfachung 
der Pflicht reduziert damit die Last im Einzelfall nur 
wenig, die gesamtwirtschaftliche Entlastungswirkung 
kann jedoch durch Fallhäufigkeit in der Summe sehr 

Grafik 2
Vierfeldermatrix zur Einordnung der Belastung von Pflichten
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hoch sein. Ein Beispiel ist hier die Pflicht zur Aufbewah-
rung von Rechnungen nach dem Umsatzsteuergesetz. | 5 

In Feld III sind teilweise nur sehr wenige Unternehmen 
von einer Pflicht betroffen, diese aber sehr intensiv. 
Dies gilt zum Beispiel für die Pflichten im Zuwendungs-
recht. (Bundesregierung, 2010) Hier können gezielt für 
bestimmte Gruppen oder Sachverhalte die Bürokratie-
kosten spürbar abgebaut werden. Die Breitenwirkung ist 
aber geringer als bei Pflichten aus dem Feld I. Bei Pflich-
ten in Feld II kann hingegen sowohl die breite Masse 
an Unternehmen entlastet werden (hohe Fallzahl) als 
auch für ein einzelnes Unternehmen eine spürbare Zeit-
aufwandsreduzierung bei der Erfüllung einer einzelnen 
Pflicht ermöglicht werden. Für dieses Feld können als 
Beispiel die verschiedenen Bilanzierungspflichten der 
Unternehmen nach dem Handelsgesetzbuch genannt 
werden.

Mit einem gesamten Zeitaufwand von 61 Minuten und 
einer Fallzahl von rund 340 000 gehört die Betriebs-
gründung in ihrer Belastungswirkung in das Feld II. Die 
Pflichten haben demnach auf der einen Seite durchaus 
Potenzial für eine spürbare Entlastung der einzelnen 
Gründerin oder des einzelnen Gründers und sind auf der 
anderen Seite so weit verbreitet, dass Vereinfachungen 
auch einen Masseneffekt entfalten können und somit 
volkswirtschaftlich bedeutend sind.

 5 Eine über das Jahressteuergesetz 2011 geänderte Regelung zur elek-
tronischen Rechnungstellung vereinfacht für die Unternehmen die 
Aufbewahrung von Rechnungen. Bezogen auf eine einzelne Rechnung 
ist diese Maßnahme für ein Unternehmen kaum zu spüren, aufgrund 
der hohen Anzahl an Rechnungen, die in Deutschland aufbewahrt 
werden müssen, wird diese Vereinfachung zu einer der wichtigsten 
Maßnahmen im Rahmen des Bürokratieabbaus. (Bundesregierung, 
2012, Seite 43) 

3.3 Erfüllungsaufwand einer Unter-
nehmensgründung in ausgewählten 
Branchen

Der Aufwand für die Gründung eines Unternehmens ist 
unter anderem von der Branche abhängig, in welcher 
die Gründung stattfindet. So müssen beispielsweise 
bei Gründungen im Gastgewerbe je nach Landesrecht 
zusätzliche Erlaubnisse beziehungsweise Konzessio-
nen eingeholt werden, die in anderen Branchen nicht 
notwendig sind. Zum anderen können aber auch unter-
nehmensspezifische Prozesse, die einen bürokrati-
schen Aufwand verursachen, unterschiedlich häufig in 
den Branchen auftreten. So wird auf der einen Seite im 
Gastgewerbe häufiger eine Gründung mit Beschäftigten 
durchgeführt als zum Beispiel im Handel. Entsprechend 
müssen diese Unternehmen eher eine Betriebsnummer 
bei der Bundesagentur für Arbeit beantragen als andere 
Unternehmen. Auf der anderen Seite hat sich gezeigt, 
dass die Beurkundung eines Gesellschaftsvertrages im 
Gastgewerbe selten notwendig ist, da entsprechende 
Rechtsformen in dieser Branche selten anzutreffen sind; 
in den sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen ist 
dies dagegen bei fast der Hälfte der Gründungen der 
Fall. Tabelle 2 gibt einen Überblick über die unterschied-
lichen relativen Häufigkeiten der unternehmensspezifi-
schen Verfahrensschritte je Branche.  Tabelle 2

Wenn eine künftige Unternehmerin oder ein künftiger 
Unternehmer einen der unternehmensspezifischen 
Verfahrens schritte erfüllen muss, ist der damit verbun-
dene bürokratische Aufwand unabhängig davon, in 
welcher Branche die Gründung stattfindet. Die unter-
schiedliche Belastung je Branche durch unternehmens-

Tabelle 2
Wahrscheinlichkeit des Auftretens bestimmter administrativer Prozesse nach Branchen

Kernprozess
(Gewerbeanmel-
dung, steuerliche 
Anmeldung, Mit-
glied bei der Berufs-
genossenschaft)

Branchenspezifische Verfahrensschritte Unternehmensspezifische Verfahrensschritte

Beantragung  
einer Gaststätten-
erlaubnis

Eintragung bei der 
Handwerkskammer

Eintragung ins 
Handelsregister

Beurkundung  
des Gesellschafts-
vertrages

Beantragung einer 
Betriebsnummer

%

Baugewerbe 100 – 100 25 17 29 

Gastgewerbe 100 75 – 18 0 55 

Handel 100 – – 28 11 22 

Sonstige wirtschaftliche 
Dienstleistungen 100 – – 48 45 10 
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spezifische Prozesse hat ihren Ursprung lediglich in der 
unterschiedlichen Wahrscheinlichkeit des Auftretens 
des jeweiligen Verfahrensschrittes in der Branche. Je 
wahrscheinlicher ein Verfahrensschritt in einer Branche 
ist, desto höher ist die bürokratische Belastung einer 
Gründung in dieser Branche. 

Der Tabelle 3 können die Ergebnisse zum Erfüllungsauf-
wand je Branche entnommen werden. Für die Monetari-
sierung der Zeitaufwände der Gründer wurden die in den 
jeweiligen Wirtschaftszweigen üblichen durchschnitt-
lichen Lohnsätze zugrunde gelegt.  Tabelle 3

Auffallend ist der Erfüllungsaufwand einer Gründung 
im Bereich Handel. Dieser weist den höchsten Wert 
auf, obwohl im Handel, wie Tabelle 2 zeigt, keine bran-
chenspezifischen Schritte notwendig sind und auch die 
unternehmensspezifischen Verfahrensschritte nur unter-
durchschnittlich häufig vorkommen. Mit 124 Minuten ist 
der Zeitaufwand des Gründers im Handel von allen vier 
betrachteten Branchen dementsprechend am gerings-
ten. Die relativ hohen Kosten resultieren aus den Sach-
kosten, die aufgrund der überdurchschnittlich häufigen 
Inanspruchnahme eines Steuerberaters für die Erledi-
gung einzelner Schritte der Unternehmensgründung im 
Handel am höchsten sind. Die Inanspruchnahme eines 
Steuerberaters für die einzelnen Verfahrensschritte 
reduziert wiederum den eigenen Zeitaufwand der Grün-
derin oder des Gründers. Die niedrigsten Gebühren fal-
len im Handel an. Dies ist dadurch begründet, dass die 
gebührenintensiven branchen- und unternehmensspe-
zifischen Schritte nicht oder nur verhältnismäßig selten 
im Handel vorkommen. 

Die im Vergleich zu den anderen betrachteten Wirt-
schaftsbereichen zusätzlich notwendige Registrierungs-
pflicht bei der Handwerkskammer ist ein wichtiger 
Grund dafür, dass im Baugewerbe der höchste Zeitauf-
wand je Fall auftritt. Die Eintragung in die Handwerks-
rolle ist auch für die verhältnismäßig hohen Gebühren 
verantwortlich, die bei einer Gründung im Baugewerbe 
anfallen. 

Bei den sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen 
– zu denen auch der IT-Sektor zählt – sind im Vergleich 
zu den anderen Bereichen sehr häufig die Eintragung 

in das Handelsregister 
und die Beurkundung des 
Gesellschaftsvertrages 
notwendig – zwei sehr 
zeitintensive Verfahrens-
schritte. Dies führt zu 
einem ähnlich hohen Ge- 
samtzeitaufwand wie im 
Baugewerbe. Da in die-
sem Bereich entspre-
chend den Angaben 
aus den Interviews die 
Steuer berater aber unter-
durchschnittlich häufig in 
Anspruch genommen wer- 
den, liegt der Erfüllungs-

aufwand einer Gründung nur im durchschnittlichen 
Bereich.

Aufgrund des relativ geringen Zeitaufwands und des 
niedrigsten durchschnittlichen branchenspezifischen 
Lohnsatzes ist der Erfüllungsaufwand bei der Gründung 
einer Gaststätte am geringsten – trotz des zusätzlichen 
branchenspezifischen Schrittes der Beantragung einer 
Gaststättenerlaubnis.

3.4 Ergebnisse der Schätzung  
einzelner Szenarien

Wie bereits beschrieben wurden drei Szenarien entwi-
ckelt, nach denen eine Unternehmensgründung voll-
zogen werden kann. Unterscheidungsmerkmal der Sze-
narien ist die unterschiedlich starke Einbindung des 
Einheitlichen Ansprechpartners beziehungsweise einer 
einheitlichen Anlaufstelle in den Gründungsprozess. 

Tabelle 3
Erfüllungsaufwand bei Unternehmensgründungen nach ausgewählten Branchen

 Baugewerbe Gastgewerbe Handel Sonstige wirtschaft-
liche Dienstleis-
tungen

je Fall in Minuten

Gesamtzeitaufwand 169 131 124 158

EUR je Stunde

Lohnsatz 31,90 20,60 30,80 33,20

je Fall in EUR

Monetarisierter Zeitaufwand 89,70 44,92 63,60 87,63

Sachkosten 29,33 42,80 63,47 28,67

Erfüllungsaufwand 119,04 87,72 127,07 116,30

Gebühren 210,25 174,61 92,83 177,07

Statistisches Bundesamt | WISTA | 1 | 201592



Welcher Bürokratieaufwand ist mit der Gründung eines Unternehmens verbunden?

> Szenario 1: Gründung eines Unternehmens  
ohne Einbindung einer einheitlichen Anlaufstelle

> Szenario 2: Gründung eines Unternehmens mit  
und ohne Hilfe einer einheitlichen Anlaufstelle  
(aktuelle Ausgestaltung und Inanspruchnahme  
durch Gründerinnen und Gründer)

> Szenario 3: Gründung eines Unternehmens mithilfe 
einer alles umfassenden einheitlichen Anlaufstelle

Bei der Ausgestaltung des Einheitlichen Ansprechpart-
ners wird unterstellt, dass sich der Prozess für die Grün-
derinnen und Gründer weniger aufwendig gestaltet, je 
mehr Verfahrensschritte zentral an dieser Stelle vollzo-
gen werden. Das Szenario 3 beschreibt eine einheitliche 
Anlaufstelle in jener Form, wie das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie die Funktion des Einheit lichen 
Ansprechpartners weiterentwickeln will. (BMWi, Presse-
mitteilung, 2014) Der Vergleich der einzelnen Szena-
rien gibt insofern einen Hinweis darauf, wie durch die 
Weiterentwicklung einer einheitlichen Anlaufstelle der 
Erfüllungsaufwand im Vergleich zur Ist-Situation eines 
Gründungsprozesses reduziert werden kann.

In Tabelle 4 ist der geschätzte Erfüllungsaufwand je Fall 
abhängig von der Ausgestaltung und Nutzung einer 
einheitlichen Anlaufstelle aufgeführt. Das Ergebnis für 
Szenario 2 entspricht dabei mit 95,15 Euro dem bereits 
beschriebenen Ergebnis des Ist-Zustandes eines typi-
schen Unternehmensgründungsprozesses. Deutlich wird 
dabei, dass bereits die bisher realisierte Umsetzung 
einer einheitlichen Anlaufstelle beispielsweise in Form 
eines Einheitlichen Ansprechpartners im Vergleich zum 
Szenario 1 – Gründung ohne Einbindung einer einheit-
lichen Anlaufstelle – zu einer Reduzierung des Erfül-
lungsaufwands geführt hat, wobei das Potenzial einer 
solchen Einrichtung aber noch nicht ausgeschöpft ist (im 
Vergleich zu Szenario 3). Die Einführung einer einheitli-
chen Anlaufstelle mit umfassenden Befugnissen würde 
den Erfüllungsaufwand einer Gründung gegenüber dem 
jetzigen Zustand um über 20 Euro (rund 23 %) reduzie-
ren.  Tabelle 4

Eine einheitliche Anlaufstelle setzt vor allem daran an, 
der Gründerin beziehungsweise dem Gründer eine zen-
trale Stelle anzubieten, sodass nicht mehr verschiedene 
Behörden für eine Unternehmensgründung aufzusuchen 
sind. Entsprechend sind es in erster Linie die Wegezeiten 

zu und Wartezeiten in den Behörden, die Gründerinnen 
und Gründer einsparen können. Hinzu kommt noch eine 
Reduktion der Sachkosten, da insbesondere Portokos-
ten eingespart werden. Der Personalaufwand reduziert 
sich hingegen trotz Synergieeffekten nur geringfügig.

Obwohl eine Gründung bei Inanspruchnahme einer ein-
heitlichen Anlaufstelle bereits jetzt (Szenario 2) Vorteile 
gegenüber einer Gründung ohne Hinzuziehung einer 
solchen Stelle (Szenario 1) hat, zeigt die Befragung der 
Gründerinnen und Gründer hier ein gemischtes Bild. 
Nur relativ wenige der Befragten wickelten Verwaltungs-
prozesse über eine einheitliche Anlaufstelle ab (von 
den 108 Befragten waren dies nur 16; nur ein Befrag-
ter hat den Einheitlichen Ansprechpartner in Anspruch 
genommen). Allerdings wurde bei den aufgenommenen 
Verbesserungsvorschlägen mehrfach der Wunsch nach 
einer einheitlichen Stelle genannt – obwohl es eine sol-
che Stelle bereits gibt. Der Einheitliche Ansprechpart-
ner scheint demnach in der öffentlichen Wahrnehmung 
noch zu wenig verankert zu sein. 

Wie die Ergebnisse zeigen, sollte zunächst eine einheit-
liche Anlaufstelle im Allgemeinen und ein Einheitlicher 
Ansprechpartner im Speziellen rechtlich gestärkt wer-
den, das heißt mit mehr Befugnissen ausgestattet wer-
den. Dies lässt sich für die Existenzgründer in Form von 
verringerten administrativen Aufwänden aus den Ergeb-
nissen der Szenarien ableiten. Zusätzlich sollte der 
Bekanntheitsgrad des Einheitlichen Ansprechpartners 
durch verbesserte Öffentlichkeitsarbeit erhöht werden.

Tabelle 4
Geschätzter Erfüllungsaufwand bei Unternehmens- 
gründungen, abhängig von der Nutzung einer einheitlichen 
Anlaufstelle

Szenario 1 Szenario 2 Szenario 3

EUR

Erfüllungsaufwand je Fall 102,46 95,15 73,55

Personalkosten 33,27 33,45 31,71

Kosten für Wegezeiten 26,27 21,61 14,33

Kosten für Wartezeiten 7,15 6,63 4,02

Sachkosten 35,77 33,46 23,47
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4

Fazit

Über das Gründerprojekt konnten Informationen darü-
ber bereitgestellt werden, welcher administrative Auf-
wand im Rahmen des Prozesses der Existenzgründung 
entsteht. Damit kann das Projekt über die Bereitstellung 
von Erfüllungsaufwandsdaten eine bestehende Informa-
tionslücke schließen, da die bisher durchgeführten Stu-
dien ihren Untersuchungsschwerpunkt auf die Verfah-
rensdauer des gesamten Gründungsprozesses legten. 

Weiter werden Informationen darüber bereitgestellt, wie 
sich die Einrichtung und Nutzung einer einheitlichen 
behördlichen Anlaufstelle für Existenzgründer über die 
Bündelung administrativer Prozesse in reduziertem Auf-
wand niederschlägt. Dies bietet den politisch handeln-
den Akteuren die Möglichkeit, den Gründungsaufwand 
durch geeignete Maßnahmen zu reduzieren. Das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie will dies nun 
mit der Weiterentwicklung der einheitlichen Anlaufstel-
len, digitaler Behördenkommunikation sowie transpa-
renten Informationen über die verschiedenen Unterstüt-
zungsangebote (BMWi, Pressemitteilung, 2014) gezielt 
umsetzen. Das Projekt hat somit sein Ziel erreicht, über 
die reine Darstellung des Erfüllungsaufwands hinaus den 
politisch handelnden Akteuren Informationen zur Be- 
wertung von Handlungsalternativen bereitzustellen. 
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WELCHE ROLLE SPIELT DAS FAHR-
ZEUG BEI EINEM VERKEHRSUNFALL? 
Unfallbeteiligung von Pkw nach Segmenten 2013
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ZUSAMMENFASSUNG

An den meisten Unfällen im Straßenverkehr sind Personenkraftwagen beteiligt. Dazu 
zählen aber so unterschiedliche Fahrzeuge wie Kleinwagen, Geländewagen oder sogar 
Wohnmobile. Dank der nun vom Kraftfahrt-Bundesamt an die Statistik gelieferten An-
gabe zum Fahrzeugsegment ist es möglich, die Unfallbeteiligung der Pkw stärker nach 
Fahrzeuggruppen zu differenzieren. 

Dieser Beitrag analysiert, wie häufig Fahrzeuge verschiedener Segmente an Unfällen 
mit Personenschaden beteiligt sind. Was ist die Hauptunfallursache und wer verur-
sacht am häufigsten einen Unfall? Stimmt die Annahme, dass Insassen in größeren 
Fahrzeugen bei einem Unfall weniger gefährdet sind als in kleineren Fahrzeugen? 
Neben diesen Fragen wird auch die Unfallschwere bei den Unfallgegnern einzelner 
Fahrzeugsegmente betrachtet. 

 Keywords: vehicle segment – traffic accidents – traffic deaths –  
accident involvement – car accidents

ABSTRACT

Passenger cars are involved in most road traffic accidents. These cars include a wide 
range of vehicles such as small cars, off-road vehicles and even motorhomes. The in-
formation on vehicle segments now being supplied to the statistical offices by the Fed-
eral Motor Transport Authority allows accidents to be more finely differentiated by the 
passenger car category involved. 

This article discusses how often vehicles of different segments are involved in per-
sonal injury accidents. What is the main cause of accidents and who is at fault most 
frequently? Is the assumption correct that, in the case of an accident, car occupants are 
safer in larger than in smaller cars? Apart from answering these questions, the article 
examines accident severity for various vehicle segments and parties involved. 
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Welche Rolle spielt das Fahrzeug bei einem Verkehrsunfall?

Einleitung

An den meisten Unfällen im Straßenverkehr sind Perso-
nenkraftwagen (Pkw) beteiligt. Aber Pkw ist nicht gleich 
Pkw: Die Bandbreite der Fahrzeuge reicht vom Kleinwa-
gen bis zur Oberklassenlimousine, vom Geländewagen 
bis zum Wohnmobil. Die Vermutung liegt nahe, dass 
solch ungleiche Fahrzeuge auch unterschiedlich am 
Unfallgeschehen beteiligt sind. So wird allgemein ange-
nommen, dass größere Autos weniger gefährlich für 
ihre Fahrzeuginsassen sind oder dass Unfallgegner von 
Geländewagen die schwerwiegenderen Folgen zu tragen 
haben. Erkenntnisse hierzu waren bisher aus den Ergeb-
nissen der Straßenverkehrsunfallstatistik nicht abzulei-
ten. Mithilfe der seit Kurzem vom Kraftfahrt-Bundesamt 
gelieferten Angaben zum Fahrzeugsegment kann nun 
das Unfallgeschehen der Pkw nach 13 Untergruppen 
dargestellt und analysiert werden. In dem folgenden 
Beitrag werden der Datenzugang und erste Ergebnisse 
vorgestellt. 

Zwei von drei Unfällen  
mit Pkw-Beteiligung

Der Pkw ist ein sehr häufig genutztes Verkehrsmittel: 
Zum Stichtag 1. Januar 2013 waren beim Kraftfahrt-
Bundesamt 43,4 Millionen Personenkraftwagen regis-
triert, das waren 79,0 % aller motorisierten Fahrzeuge in 
Deutschland. Zudem wächst der Bestand an Pkw kon-
tinuierlich, seit 1990 um rund 40 %. Diese Dominanz 
von Pkw im Straßenverkehr spiegelt sich auch im Unfall-
geschehen wider: 64,1 % aller Beteiligten an Unfällen 
mit Personenschaden im Jahr 2013 waren Fahrer oder 
Fahrerinnen von Pkw. Von den im Straßenverkehr verun-
glückten Personen saßen 56,3 % in einem Pkw.

Pkw-Fahrer/-innen sind damit die Verkehrsteilnehmer-
gruppe mit der größten Zahl an Unfallbeteiligten oder 
Verunglückten. Deshalb besteht seit längerem der 
Bedarf, das Unfallgeschehen gerade dieser Verkehrs-
teilnehmer differenzierter zu untersuchen, um weitere 
Erkenntnisse zur Verbesserung der Sicherheit auf deut-
schen Straßen gewinnen zu können. 

Technische Fahrzeugdaten  
liefert das Kraftfahrt-Bundesamt

Die fahrzeugbezogenen Merkmale der Unfallfahrzeuge 
übermittelt seit Änderung des Straßenverkehrsunfallsta-
tistikgesetzes | 1 im Jahr 1995 das Kraftfahrt-Bundesamt 
aus seinem Zentralen Fahrzeugregister. Dazu gehören 
unter anderem das Jahr der Erstzulassung, Hersteller, 
Typ und Ausführung des Fahrzeugs, die Fahrzeug- und 
Aufbauart, Hubraum und Motorleistung, Höchstge-
schwindigkeit sowie Gewicht des Fahrzeugs. Die Aus-
kunft erfolgt nur für in Deutschland zugelassene Fahr-
zeuge. Für ausländische Fahrzeuge sind keine Daten im 
Fahrzeugregister gespeichert. 

Eine differenzierte Betrachtung der unfallbeteiligten Pkw 
nach kleineren, möglichst homogenen Fahrzeuggruppen 
war mit diesen bisher übermittelten Daten nicht mög-
lich. Das Kraftfahrt-Bundesamt erstellt aber seit einigen 
Jahren eine Gliederung, welche Kraftfahrzeuge, genauer 
gesagt M1-Fahrzeuge, nach 13 Gruppen beziehungs-
weise Fahrzeugsegmenten unterteilt.

Fahrzeugsegmente unterteilen  
Pkw in Untergruppen

Das Fahrzeugsegment steht als statistisches Merkmal im 
Zentralen Fahrzeugregister nicht zur Verfügung. Die Fahr-
zeuge werden aber über die dort gespeicherte Fahrzeug-
Identifizierungsnummer in Verbindung mit der Herstel-
lerschlüsselnummer einem Segment zugeordnet. Die 
Eingruppierung der Modelle erfolgt anhand optischer, 
technischer und marktorientierter Merkmale | 2. Die Bil-
dung der Klassifizierungsmerkmale und die Zuordnung 
wird dabei vom Kraftfahrt-Bundesamt in enger Abstim-
mung mit der Automobilindustrie vorgenommen. Im 
Fahrzeugbrief oder -schein sind hierzu keine Angaben 
enthalten.

Diese Angaben zum Fahrzeugsegment werden nun auf-
grund zusätzlicher Vereinbarungen mit dem Kraftfahrt-

 1 Gesetz über die Statistik der Straßenverkehrsunfälle (Straßenver-
kehrsunfallstatistikgesetz – StVUnfStatG) vom 15. Juni 1990 (BGBl. I 
Seite 1078), zuletzt geändert durch Artikel 298 der Verordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl. I Seite 2407) (§ 2 Absatz 1 Nr. 6 in Verbin-
dung mit § 4 Absatz 2).

 2 Siehe Erläuterungen des Kraftfahrt-Bundesamtes. Verfügbar unter: 
www.kba.de

Statistisches Bundesamt | WISTA | 1 | 2015 97

http://www.kba.de/DE/Service/Glossar/glossar_node.html


Martin Pöppel-Decker, Ingeborg Vorndran

Bundesamt im Rahmen des bestehenden Datenaustau-
sches an die statistischen Ämter übermittelt. Tabelle 1 
gibt eine Übersicht über die gebildeten Fahrzeugseg-
mente und deren jeweils am häufigsten zugelassenen 
Fahrzeugmodelle im Jahr 2013.  Tabelle 1

Segmentangaben nicht für  
alle Pkw möglich

Bedingt durch die Entstehung und den zeitlichen Beginn 
der Klassifizierung, haben jedoch nicht alle Pkw eine 
Angabe zum Fahrzeugsegment:

> Segmente werden nur für in Deutschland zugelassene 
Fahrzeuge gebildet, da für ausländische Fahrzeuge 
– wie zuvor beschrieben – die zugrunde liegenden 
Registerdaten fehlen.

> Das Fahrzeugsegment wird vom Kraftfahrt-Bundesamt 
für M1-Fahrzeuge (M1 ist eine EG-Fahrzeugklasse | 3, 
die überwiegend Pkw umfasst) mit einem Erstzulas-
sungsdatum ab 1990 ermittelt. 

 3 Die Europäische Gemeinschaft (EG) hat 1970 eine Definition der 
Fahrzeugklassen erstellt, wodurch Gruppen von Fahrzeugen EG-weit 
einheitlich eingeordnet werden können (Richtlinie 70/156/EWG vom 
6. Februar 1970).

> Liegt im Zentralen Fahrzeugregister für ein Fahrzeug 
keine Fahrzeug-Identifizierungsnummer vor, so kann 
keine Segmentzuordnung erfolgen. 

Diese Einschränkungen sind bei der Auswertung der 
Unfallergebnisse nach Seg menten zu beachten. Hinzu 

kommt noch eine weitere 
Beschränkung:

Für Unfallfahrzeuge aus 
sehr aktuellen Modell-
reihen liegen zum Zeit-
punkt der Anfrage un- 
ter Umständen noch kei-
ne Segment-Ergänzungen 
vor. Grund hierfür ist, 
dass die Bestandsdaten 
jeweils zum Beginn eines 
Jahres archiviert werden, 
jedoch laufend neue Typ-
schlüssel zugeteilt wer-
den. Diese Fahrzeuge wer- 
den als „sonstige“ Fahr-
zeuge ausgewiesen und 
im Rahmen des Datenaus-
tausches auch so in den 
Datenbestand der Stra- 
ßenverkehrsunfallstatis-
tik übernommen. Eine 

spätere Korrektur ist nicht möglich, weil nach der ersten 
Abfrage beim Kraftfahrt-Bundesamt die hierfür benötig-
ten Angaben zum Fahrzeugkennzeichen gelöscht wer-
den. Insgesamt waren im Jahr 2013 etwa 0,4 % der an 
Unfällen mit Personenschaden beteiligten Pkw nicht 
klassifiziert und werden als sonstige Fahrzeuge in den 
Segmentangaben ausgewiesen.

Tabelle 2 enthält Angaben für alle Kraftfahrzeuge, die 
an Unfällen mit Personenschaden im Jahr 2013 beteiligt 
waren. Sie ist nach Verkehrsteilnehmergruppen (Pkw, 
Lkw und so weiter) sowie nach Segmenten untergliedert. 
Die Zahlen zeigen, dass für den überwiegenden Teil der 
Personenkraftwagen (92,4 %) eine Segmentangabe vor-
handen ist. Für 7,6 % der Fahrzeuge fehlt eine entspre-
chende Zuordnung aus den genannten Gründen oder 
weil für diesen Pkw kein oder ein falsches Kennzeichen 
vorlag.  Tabelle 2

Tabelle 1
Bestand an Kraftfahrzeugen nach Segmenten 2013

Bestand Anteil an 
insgesamt

Die häufigsten Modelle des Segments

Anzahl %

Insgesamt 43 431 124 100

Minis 2 650 003 6,1 Renault Twingo, Smart Fortwo, Ford Ka

Kleinwagen 8 903 358 20,5 VW Polo, Opel Corsa, Ford Fiesta

Kompaktklasse 11 690 932 26,9 VW Golf, Jetta, Opel Astra, Ford Focus

Mittelklasse 7 655 303 17,6 BMW 3er, VW Passat, Mercedes C-Klasse

Obere Mittelklasse 2 272 677 5,2 Mercedes E-Klasse, BMW 5er, Audi A6, S6, RS6, A7

Oberklasse 239 208 0,6 BMW 7er, Mercedes S-Klasse, Audi A8

Geländewagen 1 386 016 3,2 VW Tiguan, BMW X3, Mercedes ML-Klasse

Utilities (kleine Nutzfahrzeuge) 1 475 148 3,4 VW Transporter, VW Caddy, Renault Kangoo

Wohnmobile 353 663 0,8 Fiat Ducato, VW Transporter, Ford Transit

Sportwagen 740 180 1,7 Mercedes SLK, Mercedes CLK, Porsche 911

Mini-Vans 1 960 631 4,5 Opel Meriva, Mercedes B-Klasse, Renault Scenic

Großraum-Vans 1 995 658 4,6 VW Touran, Opel Zafira, VW Sharan

SUV (Sport Utility Vehicles) 1 023 526 2,4 Nissan Qashqai, Toyota RAV 4, BMW X1

Sonstige 1 084 821 2,5

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt FZ 12.2013
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Es fällt aber auch auf, dass eine geringe Anzahl von 
Kraftfahrzeugen Angaben zum Segment aufweisen, 
obwohl sie nach den Informationen der polizeilichen 
Unfallaufnahme keine Pkw sind. Dies ist insbesondere 
innerhalb der Segmente „Wohnmobile“ und „Utilities“ 
(kleine Nutzfahrzeuge) der Fall, da sie von der Polizei bei 
der Unfallaufnahme zum Teil auch als Lastkraftwagen 
(Lkw), Zugmaschinen oder Sonderfahrzeuge ausgewie-
sen wurden. Dies liegt in der Regel an den neuen Klas-
sifizierungen, die sich im Laufe der letzten Jahre durch 
Anpassung an die EG-Fahrzeugklassen ergeben haben. 
So zählen zum Beispiel Wohnmobile erst seit 2005 nach 
dem Kraftfahrt-Bundesamt zu den Fahrzeugen zur Per-
sonenbeförderung (M1-Fahrzeuge). Vor 2005 wurden 
sie den „Sonstigen Kraftfahrzeugen“ oder auch den Lkw 
zugeordnet.

In den folgenden Ergebnissen zum Unfallgeschehen 
nach Fahrzeugsegmenten werden daher alle Kraftfahr-
zeuge mit Angaben zum Segment einbezogen.

Im Jahr 2013 waren insgesamt 402 210 Kraftfahrzeuge 
(ohne motorisierte Zweiräder) an Unfällen mit Personen-
schaden beteiligt. Bei 334 602 dieser Fahrzeuge konnte 

vom Kraftfahrt-Bundesamt eine Angabe zum Segment 
zugewiesen werden. Davon waren 75 % Minis, Kleinwa-
gen, Kompaktklasse- und Mittelklassewagen. Dies ent-
spricht in etwa auch dem Anteil am Bestand: 71 % des in 
Deutschland nach Segment erfassten Fahrzeugbestands 
entfällt auf diese Klein- und Mittelklassewagen. Damit 
machen die Fahrzeuge der genannten Segmentkatego-
rien die überwiegende Mehrheit der unfallbeteiligten 
Kraftfahrzeuge aus. 

Deutlich unter einem Anteil von 10 % lag jeweils die 
Unfallbeteiligung der übrigen Segmente. So kommen 
beispielsweise Mini- und Großraum-Vans zusammen auf 
einen Anteil von 8 %, obere Mittelklasse und Oberklasse 
zusammen auf 7 % sowie Geländewagen und SUV (Sport 
Utility Vehicles) gemeinsam auf 5 %. 

Im Hinblick auf die Unfallbeteiligung nach „Segment“ 
lässt sich nach diesen ersten Betrachtungen festhalten, 
dass die nach dem Bestand erwartete Verteilung sich im 
Unfallgeschehen widerspiegelt. Hierbei ist jedoch nicht 
die – in den einzelnen Segmenten stark unterschiedli-
che – Fahrleistung berücksichtigt.

Tabelle 2
Unfallbeteiligte Kraftfahrzeuge1 an Unfällen mit Personenschaden nach Fahrzeugsegmenten 2013

Verkehrsteilnehmergruppe Kraftfahrzeuge insgesamt

Pkw Busse Lkw Sattelzug- 
maschinen

Zugmaschinen  
und Sonder-
fahrzeuge

Anzahl %

Minis 25 575 0 0 0 0 25 575 7,6

Kleinwagen 75 983 0 0 0 0 75 983 22,7

Kompaktklasse 90 117 0 0 0 0 90 117 26,9

Mittelklasse 60 191 0 0 0 1 60 192 18,0

Obere Mittelklasse 19 610 0 2 0 11 19 623 5,9

Oberklasse 2 167 0 0 0 0 2 167 0,6

Geländewagen 9 374 0 0 0 6 9 380 2,8

Utilities (kleine Nutzfahrzeuge) 10 566 0 70 0 353 10 989 3,3

Wohnmobile 177 1 22 1 382 583 0,2

Sportwagen 3 805 0 0 0 0 3 805 1,1

Mini-Vans 13 205 0 1 0 0 13 206 3,9

Großraum-Vans 14 878 0 1 0 2 14 881 4,4

SUV (Sport Utility Vehicles) 6 670 0 0 0 0 6 670 2,0

Sonstige 1 428 0 2 0 1 1 431 0,4

Zusammen 333 746 1 98 1 756 334 602 100

Ohne Angabe 26 062 5 547 24 820 6 887 4 292 67 608 X

Insgesamt 359 808 5 548 24 918 6 888 5 048 402 210 X

1 Ohne Zweiräder.
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Gemessen am Bestand sind Minis  
oft an Unfällen beteiligt

Bezieht man die Zahl der an einem Unfall mit Personen-
schaden beteiligten Pkw auf den Gesamtbestand der 
Pkw, so zeigt sich ein anderes Bild. Durchschnittlich 
waren danach in Deutschland 77 je 10 000 Fahrzeuge 
des Bestands an Unfällen mit Personenschaden betei-
ligt. Innerhalb der Segmentgruppen variiert dieser Wert 
zwischen 16 beteiligten je 10 000 Fahrzeuge bei den 
Wohnmobilen und 97 beteiligten je 10 000 Fahrzeuge 
bei den Minis. Die vergleichsweise hohe Zahl unfallbe-
teiligter Minis ist mit den vorliegenden Auswertungen 
nicht zu erklären, zumal die durchschnittliche Fahrleis-
tung der Fahrzeuge der oberen Mittelklasse deutlich 
höher als die der Minis liegen dürfte. Hier sind weitere 
Analysen, beispielsweise der Beteiligung nach Ortslage 
oder der Nutzerstruktur, erforderlich, die über den Rah-
men des vorliegenden Beitrags hinausgehen.  Grafik 1 
und Grafik 2

Häufigste Unfallursache im Jahr 2013 waren bei den 
meisten Segmenten – wie auch bei den Pkw insgesamt – 
Fehler beim Abbiegen, Wenden, Rückwärtsfahren, Ein- 
und Anfahren mit Anteilen zwischen 17 % und 21 % an der Gesamtzahl ihrer Fehlverhalten. Fahrer und Fahrerin-

nen von Geländewagen (18,5 %) und Mini-Vans (21,1 %) 
fielen bei Unfällen mit Personenschaden vor allem durch 
Vorfahrtsfehler auf. Bei den Sportwagen war es die nicht 
angepasste Geschwindigkeit (19,1 %), die diesen am 
häufigsten angelastet wurde. Bei den Wohnmobilen war 
ein zu geringer Sicherheitsabstand die Unfallursache 
Nummer eins (18,9 %). 

Utilities sind häufiger schuld  
an ihren Unfällen 

Als Hauptverursacher eines Unfalls wird der Verkehrs-
teilnehmer angesehen, der nach Angaben der unfallauf-
nehmenden Polizeibeamten die Hauptschuld am Unfall 
trägt. 

Eine Auswertung der Fahrzeuge mit Segmentangaben 
danach, wie häufig diese als Hauptverursacher des 
Unfalls eingestuft werden, zeigt nur geringe Unterschiede 
zwischen den Segmenten. Der Anteil der Hauptverursa-
cher liegt in allen Segmenten dicht um den Mittelwert 
von 55 %. Den höchsten Hauptverursacheranteil haben 2015 - 01 - 0043

Grafik 1
An Unfällen mit Personenschaden beteiligte Fahrzeuge 2013
je 10 000 Fahrzeuge des Bestands
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Grafik 2
An Unfällen mit Personenschaden beteiligte Kraftfahrzeuge
nach Segment 2013
in 1 000
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die Utilities, das sind kleine Nutzfahrzeuge, mit 57 %. 
Demgegenüber wurden Großraum-Vans und Wohnmo-
bile seltener (52 %) als Hauptverursacher eingestuft.

Insassen in Pkw der Oberklasse  
weniger gefährdet 

Die Gefahr für Insassen eines an einem Unfall beteilig-
ten Pkw, schwer verletzt oder getötet zu werden, unter-
scheidet sich zwischen den Segmenten. Gemessen wird 
dieses Risiko, indem die Zahl der Verkehrstoten und 
Schwerverletzten auf die Anzahl der an Unfällen betei-
ligten Fahrzeuge bezogen wird. Im Jahr 2013 wurden im 
Durchschnitt 84 Personen je 1 000 an Unfällen beteilig-
ten Kraftfahrzeugen mit Angaben zum Segment getötet 
oder schwer verletzt. Am schwersten sind die Folgen für 
die Fahrer und Mitfahrer von Wohnmobilen: Hier wur-
den 106 Personen je 1 000 an Unfällen beteiligten Fahr-
zeuge schwer beziehungsweise tödlich verletzt. Aller-
dings ist die Zahl der Wohnmobile, die an einem Unfall 
mit Personenschaden beteiligt sind, recht klein, was die 
Aussagekraft des Wertes einschränkt. Neben Wohnmo-
bilen erleiden auch Insassen von Minis und Kleinwagen 
besonders schwere Unfallfolgen. In Fahrzeugen der obe-

ren Mittelklasse und der Oberklasse sind die Insassen 
deutlich weniger gefährdet. Hier wurden je 1 000 betei-
ligte Fahrzeuge 63 schwere Personenschäden registriert. 
Noch sicherer für ihre Insassen scheinen Geländewagen 
zu sein, während die den Geländewagen sehr ähnli-
chen SUVs einen deutlich schlechteren Wert aufweisen.  
 Grafik 3

Verursachen große Pkw  
einen Unfall, haben die Unfallgegner  
die schwereren Folgen 

Verkehrsunfälle können sehr unterschiedliche Folgen 
für die Insassen haben, je nachdem, zu welchem Fahr-
zeugsegment der jeweilige Pkw zählt. Wie die Analyse 
gezeigt hat, ist die mittlere Unfallschwere auf Seiten der 
Insassen von Kleinwagen, Kompaktklasse-Fahrzeugen 
und Mittelklassewagen besonders hoch. Dieses Ergeb-
nis verfestigt sich, wenn man Unfallbeteiligung und 
Unfallfolgen noch etwas differenzierter betrachtet. 

Tabelle 3 auf Seite 102 führt die Unfallbeteiligung und 
die Unfallfolgen im Fahrzeug des Hauptverursachers 
und bei den Unfallgegnern (auch Zweiräder und Fußgän-
ger) des Hauptverursachers auf. Schwere und schwerste 
Unfallfolgen (Schwerverletzte und Verkehrstote) wurden 
hier in Bezug zur Unfallbeteiligung gesetzt. Danach sind 
die Unfallschwere beim Hauptverursacher und bei den 
Gegnern abhängig von der Größe der Fahrzeuge: In den 
beiden Kategorien mit den kleinsten Fahrzeugen, den 
Minis und den Kleinwagen, ist die Zahl der schwerver-
letzten und getöteten Insassen beim Hauptverursacher 
höher als bei den Unfallgegnern. Bei allen anderen Seg-
menten ist es umgekehrt.  Tabelle 3

Verursacht beispielsweise ein Fahrzeug des Segments 
Mini einen Unfall mit Personenschaden, so sind hier – je 
1 000 beteiligte Fahrzeuge – 117 schwerverletzte oder 
getötete Insassen zu beklagen. Auf Seiten der Unfallgeg-
ner beläuft sich die Anzahl der schwerverletzten oder 
getöteten Insassen auf 101 je 1 000 beteiligte Fahrzeuge.

Ganz anders stellt sich das Bild dar, wenn ein Groß-
raum-Van als Hauptverursacher eines Unfalls identifi-
ziert wird. Im Großraum-Van wurden im Durchschnitt 
66 schwerverletzte oder getötete Insassen und auf 
Seiten der Unfallgegner 121 schwerverletzte oder getö-
tete Insassen je 1 000 beteiligte Fahrzeuge registriert. 2015 - 01 - 0045

Grafik 3
Verkehrstote und Verletzte 2013
je 1 000 an Unfällen mit Personenschaden beteiligte Fahrzeuge
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In diesem Fall ist die Unfallschwere beim Unfallgegner 
fast doppelt so hoch wie beim Verursacher. Hier spielt 
sicherlich – neben der besseren Sicherheitsausstattung 
in den eher gehobenen Segmenten – auch das Massen-
verhältnis der unfallbeteiligten Fahrzeuge eine Rolle.  
 Grafik 4

Fazit

Das Fahrzeugsegment ist ein weiteres wichtiges Merk-
mal im umfangreichen Datenkatalog der amtlichen Stra-
ßenverkehrsunfallstatistik. Damit wird die Datenbasis 
für wissenschaftliche Analysen des Unfallgeschehens 
wie auch für die Entwicklung von Maßnahmen für mehr 
Sicherheit im Straßenverkehr verbessert. Tabellen mit 
Unfallergebnissen nach Fahrzeugsegmenten werden 
künftig regelmäßig in der jährlichen Fachserie 8 „Ver-
kehr“, Reihe 7 „Verkehrsunfälle“ veröffentlicht.

Der vorliegende Beitrag hat erste Erkenntnisse zum 
Unfallgeschehen nach Fahrzeugsegmenten anhand der 
Daten für das Jahr 2013 gezeigt. Die Ergebnisse bestäti-
gen die Annahme, dass der Insassenschutz in größeren 
– vermutlich aufgrund der technischen Ausstattung auch 
sichereren – Pkw tendenziell besser ist. Verursachen 2015 - 01 - 0046

Grafik 4
Verkehrstote und Schwerverletzte nach dem
Hauptverursacher 2013
je 1 000 an Unfällen mit Personenschaden beteiligte Kraftfahrzeuge
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Tabelle 3
An Unfällen mit Personenschaden beteiligte Fahrzeuge nach Segment des Hauptverursachers und Unfallfolgen 2013

Unfallbeteiligung und Unfallfolgen

beim Hauptverursacher beim Gegner des Hauptverursachers  
(auch Zweiräder und Fußgänger)

schwere Personen- 
schäden je 1 000  
beteiligte Fahrzeuge

Fahrzeuge Verkehrs-
tote

Schwer-
verletzte

Leicht-
verletzte

Fahrzeuge Verkehrs-
tote

Schwer-
verletzte

Leicht-
verletzte

beim 
Hauptver-
ursacher

beim 
Unfall-
gegner

Insgesamt 183 974 1 236 17 202 66 514 181 693 642 19 603 144 786 100 111

Minis 14 382 100 1 584 6 833 12 892 43 1 265 9 380 117 101

Kleinwagen 42 717 288 4 758 19 035 39 108 98 4 093 29 730 118 107

Kompaktklasse 49 370 326 4 596 17 448 49 422 175 5 237 39 759 100 110

Mittelklasse 32 628 258 3 008 10 721 33 272 134 3 635 27 021 100 113

Obere Mittelklasse 10 620 68 719 2 756 11 288 41 1 187 9 479 74 109

Oberklasse 1 203 5 85 330 1 312 12 147 1 067 75 121

Geländewagen 5 211 24 336 1 222 5 524 22 620 4 690 69 116

Utilities (kleine Nutzfahrzeuge) 6 234 48 493 1 956 6 468 23 720 5 453 87 115

Wohnmobile 301 3 30 72 327 2 37 291 110 119

Sportwagen 2 052 17 178 619 2 086 13 235 1 656 95 119

Mini-Vans 7 155 44 585 2 211 7 252 30 911 5 757 88 130

Großraum-Vans 7 739 23 490 2 033 8 293 29 973 6 851 66 121

SUV (Sport Utility Vehicles) 3 524 21 245 932 3 657 16 446 3 040 75 126

Sonstige 838 11 95 346 792 4 97 612 126 128
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Welche Rolle spielt das Fahrzeug bei einem Verkehrsunfall?

größere Fahrzeuge einen Unfall, so haben die Unfallgeg-
ner das größere Risiko, schwer verletzt oder getötet zu 
werden. Solche Erkenntnisse sind gerade vor dem Hin-
tergrund der steigenden Beliebtheit großer geländegän-
giger Fahrzeuge von Bedeutung: Denn der Bestand an 
Geländewagen und SUVs hat in den letzten Jahren stark 
zugenommen. Dies ist bei den Bemühungen um mehr 
Verkehrssicherheit zu berücksichtigen. 

 Exkurs

Leistungsstärke und Größe der Fahrzeuge  
verschiedener Segmente variieren stark

Technische Unterschiede zwischen Fahrzeugen der einzelnen Segmente spiegeln sich 
erwartungsgemäß auch in den technischen Daten der unfallbeteiligten Kraftfahrzeuge 
wider: Die Mittelwerte der Motorenleistung bewegen sich in einer Spanne von 46 Kilo-
watt im Segment Mini bis 210 Kilowatt in der Oberklasse. Auch Sportwagen zählen mit 
durchschnittlich 166 Kilowatt zu den stark motorisierten Fahrzeugen. Entsprechend der 
Motorenleistung werden innerhalb der einzelnen Segmente auch sehr unterschiedliche 
Höchstgeschwindigkeiten erreicht. Während es Minis und Kleinwagen auf eine mittlere 
Höchstgeschwindigkeit von 154 Kilometer je Stunde beziehungsweise 166 Kilometer je 
Stunde bringen, erreichen Oberklassenfahrzeuge und Sportwagen durchschnittlich 246 
Kilometer je Stunde beziehungsweise 240 Kilometer je Stunde. Auch die Fahrzeuge der 
oberen Mittelklasse liegen mit durchschnittlich 221 Kilometer je Stunde Höchstgeschwin-
digkeit nicht weit entfernt von den Spitzenreitern. Hinweise auf die Größe der Fahrzeuge 
liefert die Angabe zum Gesamtgewicht: Hier reicht die Spanne des Durchschnittsgewichts 
von knapp 1,3 Tonnen bei den Minis bis zu über 3,3 Tonnen bei den Wohnmobilen.

Tabelle 4
An Unfällen mit Personenschaden beteiligte Kraftfahrzeuge nach Segmenten  
und technischen Daten | 1 2013

Kraftfahrzeuge Motorleistung Hubraum Höchst- Zulässiges  
geschwindig- Gesamtgewicht
keit

Anzahl kW ccm km/h kg

Insgesamt 334 602 83 1 720 185 1 807

Minis 25 575 46 1 096 154 1 262

Kleinwagen 75 983 55 1 299 166 1 491

Kompaktklasse 90 117 78 1 648 186 1 753

Mittelklasse 60 192 103 1 992 207 1 957

Obere Mittelklasse 19 623 133 2 504 221 2 210

Oberklasse 2 167 210 3 690 246 2 449

Geländewagen 9 380 139 2 542 195 2 487

Utilities  
(kleine Nutzfahrzeuge) 10 989 81 1 929 161 2 519

Wohnmobile 583 89 2 491 144 3 330

Sportwagen 3 805 166 2 651 240 1 814

Mini-Vans 13 206 82 1 647 183 1 852

Großraum-Vans 14 881 96 1 933 188 2 280

SUV (Sport Utility Vehicles) 6 670 108 1 998 186 2 076

Sonstige 1 431 96 2 035 180 1 776

1 Mittelwerte.
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ABKÜRZUNGEN

D Durchschnitt (bei nicht addierfähigen Größen) 

Vj Vierteljahr

Hj Halbjahr

a. n. g. anderweitig nicht genannt

o. a. S. ohne ausgeprägten Schwerpunkt

Mill. Million

Mrd. Milliarde

ZEICHENERKLÄRUNG

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

. Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten

. . . Angabe fällt später an

X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll

I oder — grundsätzliche Änderung innerhalb einer Reihe, die den zeitlichen Vergleich beeinträchtigt

/ keine Angaben, da Zahlenwert nicht sicher genug

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.
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